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INHALT  

Schwerpunkt der Studie „Was Strom wirklich kostet“ im Auftrag von Greenpeace Energy ist ein Vergleich 

von staatlichen Förderungen und gesamtgesellschaftlichen Kosten konventioneller und erneuerbarer Ener-

gien. In einem ersten Schritt werden die staatlichen Förderungen einzelner Energieträger im Zeitraum 

1970-2016 zusammengefasst und verglichen (Kapitel 2) und um die Analyse gesamtgesellschaftlicher Kos-

ten und der Vollkosten neuer Anlagen im Jahr 2016 ergänzt (Kapitel 3). Anschließend wird die Höhe einer 

theoretischen Konventionelle-Energien-Umlage im Jahr 2016 ermittelt und eine Abschätzung für deren 

Entwicklung im Jahr 2017 gegeben. Diese Umlage ermöglicht einen Vergleich der Zusatzkosten konventio-

neller Energien mit der EEG-Umlage durch die Förderung erneuerbarer Energien (Kapitel 4). Abschließend 

werden Handlungsempfehlungen für die Politik formuliert (Kapitel 5). Die Studie ist auch als Kurzfassung 

verfügbar. 
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I ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

Die Kosten für Strom setzen sich aus ganz unterschiedlichen Komponenten zusammen. So enthält der 

Strompreis für Endverbraucher nicht nur die eigentlichen Kosten der Energieerzeugung, die bei einem 

durchschnittlichen Haushalt rund ein Viertel des Preises ausmachen. Darüber hinaus werden verschiedene 

Preisaufschläge fällig, wie z.B. Netzentgelte, Stromsteuer, Mehrwertsteuer und Konzessionsabgabe.  

Ebenso enthalten ist die Umlage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG-Umlage), mit der die Kosten der 

Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien auf die Verbraucher umgelegt werden. Die 

Stromverbraucher sind dadurch direkt und transparent an den Kosten der Energiewende beteiligt. Im Jahr 

2017 beträgt die Umlage für Privathaushalte und andere Verbraucher ohne Vergünstigungen („nicht privi-

legierte Verbraucher“) 6,88 Cent je Kilowattstunde. Dadurch entsteht der Eindruck, dass erneuerbare 

Energien die einzigen Energieträger sind, die ohne Förderung im freien Wettbewerb mit den kostengünsti-

geren konventionellen Energieträgern nicht überlebensfähig wären.  

Doch auch die konventionellen Energieträger Atomenergie, Steinkohle und Braunkohle profitieren seit 

Jahrzehnten in erheblichem Umfang von staatlichen Förderungen in Form von Finanzhilfen, Steuervergüns-

tigungen und weiteren begünstigenden Rahmenbedingungen. Der Unterschied zu den Erneuerbaren be-

steht vor allem darin, dass ein Großteil der Kosten nicht transparent über den Strompreis ausgewiesen und 

bezahlt wird, sondern zulasten des Staatshaushalts geht. Mit dieser Studie erfolgt auf Basis von Literatur- 

und Datenauswertungen, Interviews und eigenen methodischen Überlegungen ein systematischer Vergleich 

der staatlichen direkten und indirekten Förderungen von erneuerbaren und konventionellen Energien für 

den Zeitraum 1970 bis 2016. Über die Umrechnung der absoluten Förderbeträge eines Jahres auf den je-

weiligen Versorgungsbeitrag zur Stromerzeugung werden spezifische Förderwerte (in Ct/kWh) angegeben 

und für die Energieträger verglichen.  

Hinzu kommt, dass die fossilen und atomaren Energieträger hohe Folgekosten durch Umwelt- und Kli-

maschäden sowie die mit Atomenergie verbundenen Risiken verursachen, die ihnen ebenfalls nur zu gerin-

gen Anteilen in Rechnung gestellt werden (so genannte externe Kosten). Diese beiden Kostenblöcke staat-

licher Förderungen und externer Kosten werden oftmals nicht direkt mit dem Preis konventioneller Ener-

gieträger in Verbindung gebracht, müssen aber in letzter Konsequenz doch bezahlt werden: in Form von 

Steuerzahlungen oder als gesellschaftliche Folgekosten des Klimawandels und der Belastung von Menschen 

und Umwelt. Im Ergebnis trägt die Gesellschaft im Jahr 2016 bei einer Kilowattstunde Windstrom unge-

rechnet Kosten von 9,0 Cent und bei Wasserstrom 8,9 Cent. Die Gesamtkosten für Strom aus Braun- und 

Steinkohlekraftwerken summieren sich hingegen auf 14,3 bzw. 13,4 Cent und für Atomenergie auf mindes-

tens 15,1 Cent je Kilowattstunde.  

Dieser volkswirtschaftliche Kostenvorteil der Erneuerbaren wird noch deutlicher, wenn man die Vollkosten 

neuer Anlagen miteinander vergleicht, die auch die Investitionskosten mit abbilden: Die Stromerzeugung 

aus erneuerbaren Energien ist durch Lernkurven- und Skaleneffekte in den letzten Jahren immer kosten-

günstiger geworden, während sich neue konventionelle Kraftwerke kaum noch am Markt refinanzieren 

können. Die Vollkosten einer Kilowattstunde Windstrom aus neuen Anlagen betragen im Ergebnis 4,1 bis 

8,5 Ct/kWh; bei PV-Strom sind es 7,0 bis 12,7 Ct/kWh. Bei der Atomenergie liegen diese Kosten mit 18,7 

bis 47,3 Ct/kWh deutlich höher. Auch Braunkohle (13,7 bis 18,3 Ct/kWh), Steinkohle (16,5 bis 18,9 

Ct/kWh) und Erdgas (11,3 bis 14,3 Ct/kWh) schneiden teurer ab.  

Die Zusatzkosten der konventionellen Energieträger im Jahr 2016 sind sogar deutlich teurer als die Förde-

rung der erneuerbaren Energien durch das EEG. Sie betragen in den Jahren 2016 und 2017 jeweils ca. 40 

Mrd. EUR, während beim EEG im Jahr 2017 erwartete 24,5 Mrd. EUR Differenzkosten auf die Verbraucher 

umgelegt werden. Würde man die Belastungen des Staatshaushalts und die externen Kosten durch die kon-
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ventionellen Energieträger nach EEG-Methode auf den Verbrauch der nicht privilegierten Stromabnehmer 

umlegen, läge diese Konventionelle-Energien-Umlage im Jahr 2016 bei umgerechnet 11,4 Cent pro Kilo-

wattstunde. Im Jahr 2017 wird dieser Wert voraussichtlich in der gleichen Größenordnung, bei ca. 10,1-

11,5 Ct/kWh liegen (vgl. Abbildung 1).  

Abbildung 1 Strompreis, EEG-Umlage und Zusatzkosten konventioneller Energieträger 2016/2017 

 

 

Dies zeigt, dass die EEG-Umlage aus der Förderung erneuerbarer Energien (6,35 Ct/kWh in 2016 und 

6,88 Ct/kWh in 2017) für die Gestaltung einer klima- und umweltfreundlicheren, zukunftsfähigen Energie-

versorgung eine deutlich geringere Kostenbelastung ist. Anders als häufig angenommen, sind die erneuer-

baren Energien nicht die „Preistreiber“ der Stromversorgung, sondern sie ersetzen Energieträger mit viel 

höheren Folgekosten für Steuerzahler und Gesellschaft. Müssten die Energieversorger diese Zusatzkosten 

der Stromerzeugung in ihrer Kostenkalkulation berücksichtigen, wären erneuerbare Energien größtenteils 

heute schon wettbewerbsfähig. 
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II WAS STROM WIRKLICH KOSTET 

1 Fragestellung und Methodik 

Mit dieser Studie erfolgt auf Basis von Literatur- und Datenauswertungen, Interviews und eigenen metho-

dischen Überlegungen ein systematischer Vergleich der staatlichen direkten und indirekten Förderungen 

von erneuerbaren und konventionellen Energien für den Zeitraum 1970 bis 2016. Datenquellen, methodi-

sche Annahmen und Schätzungen zu den staatlichen Förderungen der einzelnen Energieträger sind in den 

Datenblättern im Anhang dokumentiert.  

Über die Umrechnung der absoluten Förderbeträge eines Jahres auf den jeweiligen Versorgungsbeitrag zur 

Stromerzeugung werden spezifische Förderwerte (in Ct/kWh) angegeben und für die Energieträger vergli-

chen. Auf Grundlage der Ergebnisse zu den staatlichen Förderungen erfolgt in einem weiteren Schritt eine 

Kostenrechnung zu den gesamtgesellschaftlichen Kosten der einzelnen Energieträger. Neben dem Strom-

preis selbst werden die Kosten der staatlichen Förderungen und die "externen Kosten" von Strom aus 

Atomenergie, Kohle und erneuerbaren Energien aufaddiert. Zusätzlich wird ermittelt, wie hoch der Strom-

preisaufschlag einer “Konventionelle-Energien-Umlage” ausfällt, wenn man diese Zusatzkosten durch 

staatliche Förderungen und externe Kosten wie bei der Erneuerbare-Energien-Umlage auf die Endkunden 

umlegt. 

Wie hoch sind die spezifischen Förderungen bezogen auf die erzeugte Strommenge? In welchem Verhältnis 

steht die Förderung der konventionellen Energieträger zu der von erneuerbaren Energien? Sind Atom- und 

Kohlestrom aus Verbraucher- und Steuerzahlersicht wirklich billiger als Strom aus erneuerbaren Energien? 

Diese Fragen stellen den zentralen Ausgangspunkt der Analyse dar. Die vorliegende Textfassung baut auf 

den Vorarbeiten des FÖS und von Bettina Meyer zu den staatlichen Förderungen von Atomenergie, Stein-

kohle, Braunkohle, Erdgas sowie erneuerbaren Energien im Rahmen des Projekts „Was Strom wirklich kos-

tet“ auf und aktualisiert sie auf den Zeitraum 1970-2016 (FÖS 2012a; FÖS 2012b; FÖS 2015). Die Ergebnis-

se sind aufgrund aktualisierter Datenquellen und methodischer Weiterentwicklungen nicht direkt mitei-

nander vergleichbar.  

Staatliche Förderungen werden für die Strom- und Wärmeerzeugung (mit Schwerpunkt auf der 

Stromerzeugung) erfasst   

 In einem ersten Schritt (Kapitel 2) werden jeweils die gesamten staatlichen Förderungen der ver-

schiedenen Energieträger im Zeitraum 1970-2016 verglichen. 

 In einem zweiten Schritt (Kapitel 3) erfolgt die Zuordnung der zur Stromerzeugung zurechenbaren 

Förderungen, da im Mittelpunkt der aktuellen Debatte über staatliche Förderungen der Strommarkt 

steht. Zu diesem Zweck werden zunächst alle auf die Strom- und Wärmeerzeugung bezogenen För-

derungen erfasst und dann abgeleitet, welcher Anteil davon der Stromerzeugung zuzurechnen ist. 

Inflationsbereinigung  

Erfasst werden alle Ausgaben der jeweiligen Jahre (nominale Beträge). Um sie auf heutige Preise (Preis-

stand 2016) umzurechnen, erfolgt eine Inflationsbereinigung mit Hilfe der Zeitreihe des Verbraucherpreis-

index für Deutschland vom Statistischen Bundesamt.  
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Bei allen Energieträgern konnten einige Fördertatbestände nicht oder nicht vollständig 

quantifiziert werden.  

Für eine Übersicht siehe Anhang 1. Dort wird gezeigt, dass es bei allen Energieträgern staatliche Förder-

tatbestände gibt, deren Relevanz vermutet, aber quantitativ nicht genau beziffert werden kann.   

Identifizierung und Quantifizierung der Förderungen der einzelnen Energieträger  

Den Arbeiten des FÖS liegt ein weit gefasster Subventionsbegriff zugrunde, der neben direkten Finanzhil-

fen auch Steuervergünstigungen und weitere vom Staatshaushalt unabhängige Regelungen wie den För-

derwert des Emissionshandels und des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erfasst. Anhand dieser umfassenden 

Perspektive kann ein annähernd vollständiges Bild der staatlich veranlassten Begünstigungen und der da-

mit verbundenen gesamtgesellschaftlichen Kosten der Energieträger erreicht werden.  

Nach einer einheitlichen Methodik sind die Förderungen in folgende Kategorien unterteilt (eine Übersicht 

über die jeweils erfassten Förderinstrumente und die Quantifizierung für die einzelnen Energieträger ist 

im Anhang dokumentiert): 

A. Finanzhilfen  

B. Steuervergünstigungen  

C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen  

Subventionsbegriff – Definitionen und Beispiele 

In der vorliegenden Studie wird bewusst der Begriff der “staatlichen Förderungen” verwendet, weil neben 

Subventionen im engeren Sinne (Finanzhilfen und Steuervergünstigungen) auch staatliche Regelungen ein-

bezogen werden, welche die einzelnen Energieträger begünstigen, ohne dass eine Budgetwirkung auf die 

öffentlichen Haushalte entsteht.  

Da weder in der wissenschaftlichen Literatur noch in der Praxis ein eindeutiger und allgemein gültiger 

Subventionsbegriff existiert (vgl. Rave 2005), ist es an dieser Stelle notwendig, den hier zugrunde gelegten 

Subventionsbegriff näher zu erläutern. Dabei ist zu beachten, dass sich in verschiedenen Subventionsbe-

griffen die „unterschiedlichen politischen und wissenschaftlichen Auffassungen über die Funktion des 

Staates im Wirtschaftsgeschehen (…) widerspiegeln“ (Rave 2005, S. 28).  

Nach Fritzsche et al. (1988) spielen folgende drei Kriterien bei der Unterscheidung verschiedener Subven-

tionsbegriffe eine übergeordnete Rolle:    

1. der Kreis der laut Definition zulässigen Subventionsgeber und Subventionsempfänger   

2. die Charakteristika der Subventionsleistung   

3. die Subventionsformen 

 

In der Finanzwissenschaft ist es üblich, einen weiten Subventionsbegriff zu verwenden, der sich wie folgt 

zusammenfassen lässt: Eine Subvention ist eine Hilfeleistung, die durch spezifische Wesensmerkmale cha-

rakterisiert ist. Subventionsgeber sind staatliche sowie zwischen- und überstaatliche Organisationen. Dar-

über hinaus werden auch Organisationen, die bei der Geldvergabe nur als Mittler öffentlicher Organe und 

Behörden auftreten, wie z. B. die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), in den Kreis möglicher Subventi-

onsgeber mit aufgenommen. Letztendlich ist dabei entscheidend, dass die Subventionsgewährung auf Kos-
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ten der Allgemeinheit vollzogen wird (vgl. Nieder-Eichholz 1995). Subventionsnehmer sind nach der fi-

nanzwissenschaftlichen Theorie erwerbswirtschaftlich orientierte private und öffentliche Unternehmen.
1
 

Zu den Charakteristika der Subventionsleistung zählen in erster Linie drei Punkte: Es handelt sich erstens 

um Zahlungen, die bewusst nur einer bestimmten Teilmenge gesellschaftlicher Akteure zu Teil werden, 

d.h. sie haben diskriminierenden Charakter. Zweitens gibt es keine unmittelbare Gegenleistung, bzw. 

weichen die Bedingungen des Leistungsaustausches von den im marktwirtschaftlichen Bereich üblichen 

Bedingungen ab. Drittens ist der Erhalt von Subventionen an bestimmte Verhaltensweisen gebunden. Dabei 

ist nicht relevant, ob sich ein Akteur auch ohne Subventionierung in der dem Subventionstatbestand ent-

sprechenden Weise verhalten hätte. 

Es gibt verschiedene Subventionsformen, die aus ökologischer Sicht alle relevant erscheinen: Subventionen 

im engeren Sinne sind Geldleistungen des Staates an Unternehmen ohne angemessene Gegenleistung, die 

zur Erreichung eines bestimmten öffentlichen Interesses gewährt werden. Diese können in Form von Fi-

nanzhilfen oder Steuervergünstigungen gewährt werden. Bei Steuervergünstigungen stellt sich die Frage, 

was die „Idealnorm“ der Besteuerung ist, wie also sachgerechte, der Steuernorm inhärente Differenzie-

rungen von selektiven Begünstigungen zu unterscheiden sind (Meyer 2006; Rave 2005). Unter Subventionen 

in der weit gefassten Definition fallen zusätzlich auch indirekte oder „implizite“ Subventionen. Dazu gehö-

ren staatliche Regelungen mit Subventionscharakter sowie nicht internalisierte externe Kosten. 

Die problemadäquate Definition und Abgrenzung von Subventionen (insbesondere gegenüber allgemeinen 

Staatsausgaben) hängt vom Untersuchungszweck ab. Für die dieser Studie zugrunde liegenden Leitfragen 

werden konzeptionell alle Ausgaben und subventionsähnlichen Regelungen des Staates berücksichtigt. Dies 

führt zu einer weit gefassten Definition von Energiesubventionen, bei der neben A) Finanzhilfen und B) 

Steuervergünstigungen auch C) staatliche Regelungen mit Subventionscharakter berücksichtigt werden. In 

Tabelle 1 wird die Bandbreite der Subventionselemente dargestellt und am Beispiel von Energiesubventio-

nen exemplarisch erläutert.  

Tabelle 1 Arten von Subventionen und Beispiele aus dem Energiebereich 

Subventionen mit Budgetwirkung Subventionen ohne Budgetwirkung 

A) Finanzhilfen 
B) Steuer-

vergünstigungen 
D) Externe Kosten 

C) Regelungen mit  

Subventionswirkung 

Beispiele aus dem Energiebereich 

 

 Absatzbeihilfen z.B. für 
Steinkohle 

 Bürgschaften, z.B. Atom-
kraftwerke 

 Forschungsausgaben 

 Zuschüsse / Zinsvergüns-
tigungen 

 Stilllegungsbeihilfen 

 Sanierungskosten (Berg-
bau, Asse) 

 

 

 Unterschiedliche Ener-
giebesteuerung 

 Befreiung von Ressour-
censteuern (z.B. Förder-
abgabe) 

 

 

 Emission von Klimagasen 
und Schadstoffen 

 Lärm 

 Flächenverbrauch / 
Schädigung der biologi-
schen Vielfalt  

 Risikoübernahme (z.B. 
Atomenergie) 

 

 Vorteile durch Emissions-
handel 

 Einspeisevergütung des 
EEG 

 Atomenergie: Vorteile 
durch Regelungen für 
Rückstellungen 

Subventionen im engeren Sinne Erweiterter Subventionsbegriff 

Quelle : eigene Darstellung in Anlehnung an Meyer (2006).  

                                                 
1
  Die Einbeziehung privater Haushalte ist umstritten und wird bei verschiedenen Autoren von der Bewertung weiterer Kriterien 

abhängig gemacht. Vgl. hierzu: Hansmeyer 1977, S. 959-996 sowie Nieder-Eichholz 1995, S.26. 
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2 Gesamte staatliche Förderungen im Zeitraum 1970-2016 

Für den systematischen Vergleich von staatlichen Förderungen unterschiedlicher Energieträger wird ein 

weit gefasster Subventionsbegriff zugrunde gelegt, der neben direkten Finanzhilfen (A) und Steuervergüns-

tigungen (B) auch weitere vom Staatshaushalt unabhängige Regelungen (C) wie den Förderwert des Emissi-

onshandels, der Atomrückstellungen und des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erfasst. Anhand dieser um-

fassenden Perspektive kann ein annähernd vollständiges Bild der staatlich veranlassten Begünstigungen 

und der damit verbundenen gesamtgesellschaftlichen Kosten der Energieträger erreicht werden.  

Im Ergebnis hat Steinkohle mit insgesamt 337 Mrd. EUR (real) von der größten Gesamtsumme an staatli-

chen Förderungen profitiert, gefolgt von Atomenergie mit rund 237 Mrd. EUR. Erneuerbare Energien profi-

tieren erst seit Mitte/Ende der 1990er Jahre von nennenswerten Förderungen, so dass die gesamte Förder-

summe der erneuerbaren Energien mit rund 146 Mrd. EUR die hohen Werte von Atomenergie und Steinkoh-

le bei Weitem unterschreitet. Erneuerbare Energien haben erst nach 15 Jahren EEG den vermeintlich sub-

ventionsfreien Energieträger Braunkohle (100 Mrd. EUR) eingeholt. 

Abbildung 2 Staatliche Förderungen 1970-2016 in Mrd. EUR (real) 

 

 

Zugleich wird deutlich, dass sich die Zusammensetzung der Förderungen bei den einzelnen Energieträgern 

stark unterscheidet. In Anhang 2 werden die Ergebnisse in den Förderbereichen A., B. und C. für die je-

weiligen Energieträger genauer aufgeschlüsselt. 
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 Staatliche Förderungen durch direkte Finanzhilfen (A.) sind vor allem bei Steinkohle und Atomener-

gie relevant. Der Hauptbestandteil bei Steinkohle sind die Beihilfen zur Sicherung des Steinkohleab-

satzes (Absatzbeihilfen). Sie wurden vor allem auf Grundlage der so genannten „Kohlevorrangpoli-

tik“ aufgewendet, die auf den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit heimischer Steinkohle gegenüber 

Importkohle und konkurrierenden Energieträgern (insbesondere Heizöl) abzielte. Quantitativ große 

Anteile der Ausgaben entfielen dabei auf die Instrumente „Kohlepfennig“ und „Kokskohlenbeihilfe“. 

Den größten Anteil bei den Finanzhilfen für Atomenergie stellen die Forschungsausgaben. Während 

es beim Einstieg in die Atomenergieerzeugung vorwiegend um den Aufbau von Forschungsreaktoren 

ging, bei denen einige Technologien nie bis zur Marktreife gelangten (z.B. Brüter-Technologie), fal-

len in jüngerer Zeit zunehmend Kosten für Stilllegung, Rückbau und Endlagerung an. 

 Im Bereich Steuervergünstigungen (B.) profitieren die drei konventionellen Energieträger Atomener-

gie, Steinkohle und Braunkohle vor allem von einer vergleichsweise zu geringen Energiebesteuerung. 

Der Förderwert der Energiebesteuerung wird ermittelt durch den Vergleich eines theoretischen Soll-

Steueraufkommens mit den tatsächlichen erhobenen Energie- und Stromsteuern. Stein- und Braun-

kohle erhalten darüber hinaus Steuervergünstigungen durch die Befreiung des Berg- und Tagebaus 

von der Wasser- und Förderabgabe. Demnach ist Braunkohle keinesfalls als "subventionsfreier Ener-

gieträger" zu werten, anders als dies oftmals konstatiert wird. Dies mag unter der Annahme eines 

sehr eng gefassten Subventionsbegriffs zutreffen. In einer weiteren, an wettbewerbstheoretischen 

Maßstäben orientierten, Auslegung des Subventionsbegriffs ergibt sich jedoch eine Reihe von selek-

tiven Begünstigungen durch die öffentliche Hand. Erneuerbare Energien wurden im Gegensatz zu 

den konventionellen Energieträgern durch die Stromsteuer mit höheren Steuersätzen belastet als 

gemäß Leitbild angemessen wäre. Vor diesem Hintergrund wurde für die erneuerbaren Energien im 

Bereich Steuervergünstigungen ein negativer Förderwert von real "minus" 5,1 Mrd. EUR (1970-2016) 

ermittelt. 

 Im Bereich "budgetunabhängige staatliche Regelungen" (C.) handelt es sich um Förderungen, die 

keine direkten Auswirkungen auf den Staatshaushalt haben und daher als Subventionen "im weiteren 

Sinne" zu werten sind. Dennoch profitieren die einzelnen Energieträger von einigen politisch indu-

zierten Regelungen, die wettbewerbsrelevante finanzielle Vorteile verursachen. Zu nennen ist bei-

spielsweise der europäische Emissionshandel (C.1): Braun- und Steinkohle profitierten bis 2013 fi-

nanziell vom Marktwert der kostenlos zugeteilten Zertifikate, während für Atomenergie und erneu-

erbare Energien die durch den Emissionshandel verursachte Strompreiserhöhung relevant ist.
2
  

  Als weitere relevante Fördertatbestände im Bereich C. "budgetunabhängige staatliche Regelungen" 

sind der Förderwert des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und die bestehenden Regelungen bezüglich 

der Entsorgungsrückstellungen in der Atomwirtschaft zu nennen.  

  Seit 2009 sind die Kosten des Einspeisemanagements im Zuge des kontinuierlich steigenden Anteils 

erneuerbarer Energien am Stromsystem deutlich gestiegen. Die Ursache ist jedoch nicht allein bei 

den Erneuerbaren zu suchen: Diese werden häufig trotz Einspeisevorrang abgeregelt, weil inflexible 

fossile Kraftwerke auch bei einem Überangebot an Strom nicht ausreichend gedrosselt werden. Da 

die Betreiber von Erneuerbare-Energien-Anlagen den finanziellen Ausgleich für die Abregelung er-

halten, werden die Kosten des Einspeisemanagements den Erneuerbaren zugerechnet. Dies stellt 

tendenziell eine Überschätzung der staatlichen Förderungen für die Erneuerbaren dar, da die Kon-

ventionellen die Abregelung mindestens mitverursachen. Obwohl die Kosten von Redispatch-

                                                 
2
  Der im Rahmen des EEG vergütete Strom wird nur indirekt von der Strompreiserhöhung beeinflusst, indem die Differenzkos-

ten zwischen EEG-Einspeisevergütungen und an der Börse gehandeltem Strom sinken. 
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Maßnahmen umgekehrt an die Betreiber von konventionellen Kraftwerken gezahlt werden, werden 

diese im Sinne eines konservativen Ansatzes vernachlässigt. 

Während die EEG-Förderung erneuerbarer Energien transparent und explizit im Strompreis ausgewiesen 

wird, erfolgen die staatlichen Förderungen von Atom und Kohle teils aus dem öffentlichen Haushalt, teils 

über Regelungen, die letztlich ebenfalls den Strompreis erhöhen (wie z.B. beim Emissionshandel). In bei-

den Fällen sind die Förderungen für die Verbraucher auf ihren Stromrechnungen nicht sichtbar. Dadurch 

kann der Eindruck entstehen, dass erneuerbare Energien aufgrund der EEG-Vergütungen die „Preistreiber“ 

der Stromversorgung sind und konventionelle Energieträger demgegenüber eine bezahlbare Energieversor-

gung sicherstellen. Diese Perspektive greift nach den Ergebnissen der FÖS-Untersuchungen zu kurz, weil 

die Energieträger Atom und Kohle von umfangreichen staatlichen Förderungen außerhalb der Strompreis-

bildung profitieren.  
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3 Förderungen im Strombereich 

Die ermittelten staatlichen Fördersummen für die verschiedenen Energieträger werfen Fragen zu den tat-

sächlichen Kosten der Stromerzeugung aus Atomenergie, Braunkohle, Steinkohle und erneuerbaren Ener-

gien auf: Wie hoch sind die spezifischen Förderungen bezogen auf die erzeugte Strommenge, die letztlich 

die Gesellschaft trägt? Zur Beantwortung dieser Frage wurde ermittelt, welcher Teil der Förderungen der 

Stromerzeugung zurechenbar ist, denn einige Energieträger werden nicht nur zur Stromerzeugung, sondern 

auch als Heiz- oder Kraftstoff verwendet. Die Angaben zum Anteil des finanziellen Volumens einzelner 

Fördertatbestände für die Stromerzeugung sind den Übersichtstabellen und der genaueren Dokumentation 

in den Datenblättern im Anhang zu entnehmen.  

Methodisch wird der Anteil der Stromerzeugung an den staatlichen Förderungen wie folgt ermittelt: 

 Aus Atomenergie wird ausschließlich Strom erzeugt, hier sind also die gesamten Förderungen dem 

Strombereich zurechenbar. Nicht einbezogen werden allerdings diejenigen Finanzhilfen, die eine 

Folge der deutschen Wiedervereinigung sind, da sie nicht der Atomenergienutzung in der BRD anzu-

rechnen sind. Dies betrifft Ausgaben für den Nachbetrieb und die Stilllegung ostdeutscher Atom-

kraftwerke und Forschungsreaktoren, die Sanierung des sowjetischen Uranerzbergbaus Wismut und 

teilweise die Kosten für das Endlager Morsleben. Ebenfalls nicht einbezogen wurden Forschungsaus-

gaben für Fusionsenergie und die Beteiligung Deutschlands an der Finanzierung der Tschernobyl-

Folgekosten. 

 Kohle wird zur Strom- und Wärmeerzeugung sowie in einigen energieintensiven Industrien wie insbe-

sondere der Stahlindustrie eingesetzt. Ein Großteil der staatlichen Förderungen bezieht sich nicht 

auf die Stromerzeugung selbst, sondern auf die Gewinnung der Energieträger im Berg- und Tagebau. 

Dies betrifft vor allem staatliche Ausgaben wie die Absatzbeihilfen im Fall der Steinkohle, die Ver-

günstigung oder Befreiung von der Förderabgabe und von Abgaben auf die Wasserentnahme sowie 

die staatliche Finanzierung der Altlastensanierung. Weitere Förderungen wie die Energiesteuerver-

günstigungen oder die unentgeltliche Zuteilung von Zertifikaten im Rahmen des Emissionshandels 

kommen nicht der Gewinnung, sondern dem Einsatz der Energieträger Stein- und Braunkohle zugute. 

Eine detailgenaue Zuordnung der einzelnen Fördertatbestände auf die Stromerzeugung ist demnach 

kaum möglich. Hier wird so vorgegangen, dass ein Näherungswert für die anteilige Begünstigung der 

Stromerzeugung ermittelt wird. Zu diesem Zweck wird das prozentuale Verhältnis des gesamten 

Steinkohleeinsatzes (Primärenergieverbrauch, PEV) zum Einsatz in der Stromerzeugung verwendet. 

Wurden beispielsweise im Jahr 2016 60,2 Prozent der in Deutschland verbrauchten Steinkohle zur 

Stromerzeugung eingesetzt, werden 60,2 Prozent der gesamten Förderungen dem Strombereich zu-

gerechnet. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass die Subventionen von Stein- und Braunkohle 

gleichmäßig die unterschiedlichen Einsatzbereiche der Energieträger begünstigen. Der Bereich der 

“DDR-Altlasten” wurde wie bei Braunkohle aus gegebenen Gründen nicht einbezogen (dies betrifft 

die Sanierung der ostdeutschen Braunkohlebergbaugebiete bzw. Ausgaben für das bundeseigene Un-

ternehmen LMBV). 

 Erdgas wird zur Strom-, Wärme- und Kraftstofferzeugung eingesetzt. Die Nutzung von Erdgas als 

Kraftstoff wird im hier vorgenommenen Vergleich der Energieträger ausgeblendet. Bei der Differen-

zierung der Förderung nach Strom- und Wärmebereich wird in einigen Fällen methodisch wie bei 

Kohle gemäß Anteil des Primärenergieeinsatzes für die Stromerzeugung vorgegangen (z.B. For-

schungsausgaben, Steuervergünstigungen bei der Feldes- und Förderabgabe, Energiesteuervergünsti-

gung). Im Bereich des Emissionshandels wurde auf der Grundlage vorliegender Daten der Deutschen 

Emissionshandelsstelle der Anteil der Stromerzeugung geschätzt. 
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 Erneuerbare Energien werden zur Strom-, Wärme- und Kraftstofferzeugung eingesetzt. Die Kraft-

stofferzeugung blenden wir sowohl hinsichtlich der staatlichen Fördertatbestände als auch der 

Kraftstoffe aus erneuerbaren Energien vollständig aus. Einige Fördertatbestände wie insbesondere 

das EEG und damit verbundene weitere Förderinstrumente beziehen sich ausschließlich auf die 

Stromerzeugung, so dass eine einfache Zurechnung möglich ist. Mit einigen weiteren Förderinstru-

menten wie z.B. dem Marktanreizprogramm oder der Forschungsförderung werden sowohl Wärme- 

als auch Stromerzeugungstechnologien gefördert. Hier muss auf Basis der vorliegenden Informatio-

nen eine Abschätzung erfolgen, welcher Anteil der Strom- bzw. Wärmeerzeugung zu Gute kommt. 

Tabelle 2 Staatliche Förderungen 1970-2016 und 2016 im Vergleich, Anteil Stromerzeugung 

 gesamter Zeitraum  

1970-2016 
Jahr 2016  

Atomenergie 

Gesamte Subventionssumme in Mrd. EUR 236,3 Mrd. EUR 6,3 Mrd. EUR 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in %  80,4 % 87,7 % 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in Mrd. EUR 190,1 Mrd. EUR 5,5 Mrd. EUR 

Bruttostromerzeugung in TWh 5087 TWh 85 TWh 

Spezifischer Förderwert in Ct/kWh 4,1 Ct/kWh 6,5 Ct/kWh 

Steinkohle 

Gesamte Subventionssumme in Mrd. EUR 336,6 Mrd. EUR 4,0 Mrd. EUR 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in %  56,9 % 56,0 % 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in Mrd. EUR 191,5 Mrd. EUR 2,2 Mrd. EUR 

Bruttostromerzeugung in TWh 5890 TWh 110 TWh 

Spezifischer Förderwert in Ct/kWh 3,2 Ct/kWh 2,0 Ct/kWh 

Braunkohle 

Gesamte Subventionssumme in Mrd. EUR 99,9 Mrd. EUR 2,1 Mrd. EUR 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in %  73,5 % 80,9 % 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in Mrd. EUR 73,4 Mrd. EUR 1,7 Mrd. EUR 

Bruttostromerzeugung in TWh 5788 TWh 150 TWh 

Spezifischer Förderwert in Ct/kWh 1,3 Ct/kWh 1,1 Ct/kWh 

Erdgas 

Gesamte Subventionssumme in Mrd. EUR n/A 1,0 Mrd. EUR 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in %  n/A  

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in Mrd. EUR n/A -0,23 Mrd. EUR 

Bruttostromerzeugung in TWh n/A 79 TWh 

Spezifischer Förderwert in Ct/kWh  -0,3 Ct/kWh 

Erneuerbare Energien 

Gesamte Subventionssumme in Mrd. EUR 145,9 Mrd. EUR 21,6 Mrd. EUR 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in %  85,7 % 93,9 % 

Der Stromerzeugung anzurechnender Anteil in Mrd. EUR 125,0 Mrd. EUR 20,3 Mrd. EUR 

Bruttostromerzeugung in TWh 2273 TWh 188 TWh 

Spezifischer Förderwert in Ct/kWh 5,5 Ct/kWh 10,8 Ct/kWh 

 

Tabelle 2 gibt einen Überblick über den Anteil der staatlichen Förderungen, die der Stromerzeugung zure-

chenbar sind. Zusätzlich werden spezifische Förderwerte in Ct/kWh angegeben. In der Summe enthalten 

sind (A.) Finanzhilfen, (B.) Steuervergünstigungen, (C.1.) Förderwert des Emissionshandels, (C.2.) Förder-

wert der Rückstellungen bei Atomenergie und (C.2-C.5) Förderwert des EEG bei erneuerbaren Energien.  
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3.1 Gesamtsumme der staatlichen Förderungen im Strombereich 1970-2016 

Abbildung 2 veranschaulicht das Anwachsen der staatlichen Förderungen im Laufe der Zeit. Auch für die 

staatlichen Förderungen 1970-2016 im Strombereich gilt, dass die gesamte (kumulierte) Förderung von 

erneuerbaren Energien mit rund 125 Mrd. EUR trotz eines Anstiegs seit 2008 insgesamt immer noch 

deutlich unter den Beträgen bei Steinkohle (192 Mrd. EUR) und Atomenergie (207 Mrd. EUR) liegt. Erst im 

Jahr 2013 erreichte die Förderung den Wert von Braunkohle (73 Mrd. EUR). Auch wenn Erdgas im Vergleich 

zu den anderen konventionellen Energien als „nahezu subventionsfreier“ Energieträger bewertet werden 

könnte, lässt die kurze Zeitspanne der verfügbaren Daten keine abschließende Bewertung zu. 

Abbildung 3 Kumulierte staatliche Förderungen 1970-2016 in Mrd. EUR (real),  

Anteil Stromerzeugung 

 

 

Es wird darüber hinaus deutlich, dass die verschiedenen Energieträger jeweils unterschiedliche Zeiträume 

mit dem größten Zuwachs an jährlichen Förderungen aufweisen (abzulesen von den Steigungen der Kur-

ven, siehe auch Einzelwerte in Abbildung 4).  

Abbildung 4 verdeutlicht, dass in den 1970er und 1980er Jahren vor allem Strom aus Atomenergie und 

Steinkohle gefördert wurde, während Strom aus Braunkohle und erneuerbaren Energien erst ab den 1990er 

Jahren relevante Summen an staatlichen Förderungen aufweisen. Erst im Laufe der letzten sechs Jahre 

und mit der EEG-Förderung ist die Fördersumme der erneuerbaren Energien auf ein Gesamtniveau gestie-

gen, das dem der anderen Energieträger entspricht. Im Jahr 2008 erreichten sie in etwa das Niveau von 

Steinkohle und weisen im Jahr 2010 erstmals den höchsten Förderbetrag der hier verglichenen Energieträ-

ger auf (Anhang 3.3 enthält eine Tabelle mit allen Werten der Einzeljahre). Es wird deutlich, dass die För-

derung bei erneuerbaren Energien viel konzentrierter in einem kürzeren Zeitraum erfolgt als bei den ande-

ren Energieträgern, wo sich die Summen über viele Jahre aufgebaut haben. 
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Abbildung 4 Staatliche Förderungen 1970-2016 in Mrd. EUR (real), Anteil Stromerzeugung 

(Einzeljahre) 

 
 
 

3.2 Vergleich der spezifischen Förderungen in Ct/kWh der fünf Energieträger 

Während bisher die Fördersummen insgesamt betrachtet wurden, sollen sie in einem weiteren Schritt ins 

Verhältnis zu ihrem jeweiligen Versorgungsbeitrag gesetzt werden. So ist es beispielsweise einleuchtend, 

dass die erneuerbaren Energien erst ab den 1990er Jahren relevante Förderbeträge erhalten haben, da sie 

auch erst seit dieser Zeit nennenswerte Beiträge zur Stromversorgung leisten.  

Um den Förderwert von Atom-, Erdgas-, Stein- und Braunkohlestrom untereinander und mit Strom aus 

erneuerbaren Energien vergleichen zu können, wird die Fördersumme ins Verhältnis zur jeweils erzeugten 

Strommenge gesetzt. Dadurch ergeben sich spezifische Werte, d.h. ein für die einzelnen Energieträger 

vergleichbares auf die Stromeinheit (kWh) bezogenes Fördervolumen. Diese Werte sind nicht als "durch die 

Stromerzeugung verursachte Kosten" zu verstehen, da sich viele staatliche Ausgaben auch auf die zukünf-

tige Stromerzeugung (z.B. Forschungsausgaben) oder die Folgekosten der vergangenen Stromerzeugung 

(z.B. Endlagersuche) beziehen. Dennoch bieten die Bezugsgrößen von Fördersumme und Stromerzeugung 

die Möglichkeit eines genaueren Vergleichs.  

Abbildung 5 veranschaulicht den Verlauf der jährlichen Förderwerte.
3
 Bei Atomenergie betragen die För-

derwerte in den Jahren 1970-1974 deutlich mehr als 20 Ct/kWh, so dass sie nicht abgebildet werden konn-

ten. Die sehr hohen spezifischen Förderwerte sind darauf zurückzuführen, dass die Atomenergie über viele 

Jahre mit hohen staatlichen Forschungsmitteln gefördert wurde und die Atomstromerzeugung erst zeitver-

zögert anstieg.  

Die spezifischen Förderwerte weisen im Zeitverlauf zum Teil relativ große Schwankungen auf. Die „Sprün-

ge“ in den letzten fünf Jahren sind vor allem auf den Förderwert des Emissionshandels zurückzuführen: Ab 

2005 ist der emissionshandelsbedingte Strompreisanstieg eine quantitativ bedeutsame Förderung. Die Hö-

                                                 
3
  Die zugehörige Datentabelle mit Werten für die einzelnen Jahre sind in Anhang 3.3 enthalten. 
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he der Förderwerte ist allerdings direkt abhängig vom Marktwert der CO2-Zertifikate. Der Einbruch der 

Zertifikatspreise erklärt beispielsweise das deutlich geringere Niveau in 2007. Mit dem Rückgang der kos-

tenlosen Zuteilungen von Emissionsberechtigungen in der dritten Handelsperiode des europäischen Emissi-

onshandels ab 2013 sind die Förderwerte für Braun- und Steinkohlestrom gesunken. Atomenergie und er-

neuerbare Energien profitieren weiterhin von den Strompreiserhöhungen (Erneuerbare nur indirekt, s.o.), 

ohne durch den Emissionshandel belastet zu werden. 

Abbildung 5 Spezifische Förderwerte 1970-2016 in Ct/kWh 

 

 

Es lassen sich einige allgemeine Schlussfolgerungen ziehen: 

 Atomenergie hat eine massive "Anschubfinanzierung" erhalten, bevor sie Beiträge zur Stromversor-

gung leistete. So wurden vom Staat große Summen in Forschung und Entwicklung investiert. Auch 

nach dieser Anfangsphase sind die Förderungen im Vergleich zu den anderen Energieträgern relativ 

hoch und liegen seit 1990 zwischen 2,0 und 6,5 Ct/kWh.  

  Die zukünftige Entwicklung der Förderbeträge im Verhältnis zur erzeugten Strommenge ist derzeit 

kaum abzuschätzen. Mit dem beschlossenen Ausstieg aus der Atomenergie und der Stilllegung von 

Atommeilern werden beispielsweise die Rückstellungen schrittweise abgeschmolzen, wodurch sich 

ein geringerer Förderwert ergibt. Wie sich dieser im Vergleich zur erzeugten Strommenge verhält, 

ist jedoch nicht eindeutig zu bestimmen. Darüber hinaus ist ungewiss, in welcher Höhe öffentliche 

Mittel, beispielsweise für die Entsorgung des Atommülls (Stichwort Endlagersuche) oder den Rück-

bau kerntechnischer Anlagen, anfallen werden. Es ist anzunehmen, dass in diesen Bereichen auch 

noch hohe Finanzhilfen zu verzeichnen sein werden, wenn bereits kein Atomstrom in Deutschland 

mehr produziert wird. Das Bundesverfassungsgericht hat am 07. Juni 2017 mitgeteilt, dass die von 

2011-2016 erhobene Kernbrennstoffsteuer nicht mit dem Grundgesetz vereinbar sei. Damit entfällt 

dieses Instrument der Internalisierung gesellschaftlicher Kosten der Atomenergie.  

 Die Förderung der Stromgewinnung aus Steinkohle ist bis zum Jahr 1996 (5,5 Ct/kWh) fast kontinu-

ierlich gestiegen, seitdem hat sie wieder leicht abgenommen. Diese Entwicklung läuft in etwa paral-

lel zu den staatlichen Finanz- und Absatzbeihilfen, die mit dem Beschluss zum Auslaufen des deut-
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schen Steinkohlebergbaus und zum Abbau der Steinkohlesubventionen ebenfalls leicht rückläufig 

sind. Die Befreiung von der Förderabgabe und von Wasserentnahmeentgelten verursacht durch den 

allmählichen Rückgang der Steinkohleförderung ebenfalls geringere Beträge bei den Steuervergüns-

tigungen. Die Vergünstigung bei der Energiebesteuerung hingegen wird auch in Zukunft weiterhin fi-

nanzielle Vorteile verursachen, solange Steinkohle zur Verstromung eingesetzt wird und keine Pri-

märenergiesteuern im Strombereich erhoben werden.  

  Demnach ist zu erwarten, dass der Förderwert in Zukunft zwar leicht sinken wird, aber weiterhin 

nennenswerte Beträge erreicht. Ebenso wie bei Atomenergie ist derzeit kaum absehbar, welche Fol-

gekosten des Steinkohlebergbaus auf den Staat bzw. Steuerzahler zukommen.  

 Braunkohlestrom profitiert indirekt vor allem von den Steuervergünstigungen bei der Energiebesteu-

erung und der Befreiung von Förder- und Wasserentnahmeentgelten. Insbesondere der Wert der 

Energiesteuervergünstigung nimmt erst im Zeitverlauf (analog zum Heizölsteuersatz) zu, so dass bis 

Ende der 1980er Jahre sehr niedrige (zum Teil negative) Förderwerte zu verzeichnen sind. Insbeson-

dere durch den europäischen Emissionshandel haben sich die Förderwerte in den letzten Jahren 

deutlich erhöht. Anzumerken ist darüber hinaus, dass durch ökologische Folgeschäden oder Umsied-

lungs- und Infrastrukturmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Braunkohletagebau vermutlich noch 

deutlich höhere öffentliche Förderungen angefallen sind, die wir nur unvollständig quantifizieren 

konnten. Der durchschnittliche Förderwert 1970-2016 liegt somit vermutlich deutlich über den hier 

ermittelten 1,3 Ct/kWh.  

 Erst für den Zeitraum ab Ende der 1990er kann man überhaupt von einer quantitativ bedeutsamen 

Förderung der erneuerbaren Energien sprechen. Mit dem Stromeinspeisegesetz und schließlich dem 

EEG stieg die Förderung seitdem langsam an. Ab dem Jahr 2000 wird der Strompreis senkende Effekt 

des EEG gegengerechnet ("Merit Order Effekt"), so dass von 1999 auf 2000 ein Rückgang der Förde-

rungen beobachtet werden kann. Erst ab dem Jahr 2005 beträgt der Förderwert von erneuerbaren 

Energien mehr als 2 Ct/kWh und liegt damit auf einem vergleichbaren Niveau wie bei Atomenergie 

und Steinkohle. Im Jahr 2010 weisen die Erneuerbaren mit durchschnittlich 7,9 Ct/kWh erstmals den 

höchsten Wert der vier Energieträger auf. Für die zukünftige Entwicklung dieses Werts können wie 

bei Atomenergie und Kohle nur tendenzielle Entwicklungen aufgezeigt werden. So ist der Förder-

wert mit zunehmenden EEG-Strommengen seit 2010 weiter gestiegen. Vor dem Hintergrund der po-

sitiven Wirkung des EEG auf die Kostensenkung der erneuerbaren Energien kann in der Mittel- und 

Langfrist allerdings mit sinkenden Fördersätzen gerechnet werden. Insbesondere wenn die ersten 

(teureren) Anlagen aus der Vergütungsphase von 20 Jahren herausfallen und immer mehr neue kos-

tengünstigere Anlagen ans Netz gehen, wird dies die durchschnittlichen Beträge senken. So ist die 

heutige Förderung als Zukunftsinvestition zu werten, die eine Vollversorgung mit erneuerbaren 

Energien zu bezahlbaren Preisen wirkungsvoll vorantreibt.  

 Für Erdgas konnten die staatlichen Förderungen erst seit 2007 quantifiziert werden, da für den Zeit-

raum vor 2007 Angaben zu den energieträgerspezifischen Energiesteuereinnahmen fehlen. Quantita-

tiv bedeutsam ist vor allem der Förderwert des Emissionshandels, so dass die Schwankungen in der 

Höhe insbesondere mit den schwankenden Zertifikatspreisen erklärt werden können. Seit die kos-

tenlose Zuteilung für Anlagen in der Stromerzeugung ausgelaufen ist, verringert dies in den letzten 

Jahren auch den Förderwert. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass Strom aus Steinkohle und Atomenergie im gesamten betrachteten Zeit-

raum der letzten vierzig Jahre kontinuierlich gefördert wurde. Im gesamten Zeitraum 1970-2016 wurde 

erneuerbar erzeugter Strom mit durchschnittlich 5,5 Ct/kWh gefördert. Im gleichen Zeitraum profitierte 
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Atomenergie von durchschnittlichen Förderungen von 4,1 Ct/kWh, Steinkohle von 3,3 Ct/kWh und Braun-

kohlestrom von umgerechnet 1,3 Ct/kWh. Einzig bei Erdgas sind die staatlichen Förderungen mit weniger 

als 0,1 Ct/kWh vernachlässigbar klein. 

Erneuerbare Energien erreichten im Jahr 2005 einen höheren Wert als Steinkohlestrom und mit dem wei-

teren Anstieg auf 7,9 Ct/kWh im Jahr 2010 überholten sie schließlich auch Atomstrom. So sind sie im Jahr 

2010 erstmals diejenigen Energieträger gewesen, die bezogen auf die erzeugte Strommenge den höchsten 

Förderwert aufweisen. Dieser Umstand kann und sollte jedoch nicht als Beleg für die „zu hohen Kosten“ 

der erneuerbaren Energien oder gar für die geringen Kosten von konventionell erzeugtem Strom gewertet 

werden. Während die konventionellen Energieträger über einen langen Zeitraum durch staatliche Förde-

rungen „bezahlbar“ gemacht wurden, wird bei den erneuerbaren Energien ein möglichst zügiger Ausbau 

auf ein Niveau von mindestens 80 % der Energieversorgung angestrebt. Die heute diskutierten Kosten der 

Förderung von erneuerbaren Energien – hier ist insbesondere die Debatte um das EEG zu nennen – sind für 

die konventionellen Energieträger in anderer Form und im Laufe der letzten Jahrzehnte ebenfalls und in 

teilweise noch größerem Ausmaß angefallen. Atomenergie erreichte Anfang der 1970er Jahre durch die 

vergleichsweise hohen Forschungsausgaben und den noch geringen Beitrag zur Stromerzeugung sogar För-

derwerte von über 60 Ct/kWh als „Technologieanschub“. Hinzu kommt, dass die steigenden Förderwerte 

des EEG maßgeblich durch die gesunkenen Zertifikats- und Strompreise bedingt sind. Die EEG-

Vergütungssumme ist weit weniger gestiegen als die Umlage. Gelingt es, externe Kosten stärker zu interna-

lisieren (z.B. über eine umfassende Reform des Emissionshandels), kann der spezifische Förderwert der 

erneuerbaren Energien in Zukunft wieder sinken. 

Aus heutiger Sicht sind die meisten früheren Förderungen insbesondere der Atomenergie „sunk costs“, die 

keinen direkten Einfluss auf die heutige Wettbewerbsposition zu haben scheinen. Hätten die KKW-

Betreiber allerdings in der Aufbauphase auch nur einen relevanten Teil der Kosten selbst tragen müssen, 

wäre diese Technologie nie eingeführt worden. Die hohen vergangenen Förderungen haben die heutige 

Marktposition der Atomenergie überhaupt erst ermöglicht. Fast alle Förderungen sind zumindest indirekt 

relevant für die Markteinführung und Wettbewerbsvorteile der Atomenergie. Die Evolutorische Ökonomik 

zeigt, dass ein in der Vergangenheit eingeschlagener Entwicklungspfad Innovationen erschwert oder sogar 

verhindern kann. So verfügen etablierte Technologien über eine Reihe von Vorteilen, die den Marktdurch-

bruch für Innovationen erschweren (sogenannte Pfadabhängigkeit). Die Entwicklung der vergangenen 50 

Jahre hätte mehr und frühere Chancen für umweltfreundliche Energien bereitgehalten, wären zum Bei-

spiel nicht die Stromnetze auf zentrale Kraftwerke ausgerichtet oder die Forschung nicht einseitig in Rich-

tung Atomenergie gelenkt worden.  

Es gilt weiterhin zu berücksichtigen, dass die staatlichen Förderungen im Falle der erneuerbaren Energien 

nachhaltigen und umweltfreundlichen Technologien zu Gute kommen, die umwelt- und klimaschädliche 

sowie risikobehaftete Technologien wie Atomenergie und Kohle ablösen sollen. Die anfänglichen Investiti-

onen zahlen sich aus, wenn die Kostendegressionen zu niedrigeren Strompreisen führen. Das EEG selbst ist 

als befristetes Instrument zur Markteinführung der erneuerbaren Energien mit sinkenden Einspeisevergü-

tungen konzipiert. Im Gegensatz dazu verursachen Kohle und insbesondere Atomenergie hohe und bisher 

kaum bezifferbare Folgekosten, die auch nach Abschaltung jeglicher Kraftwerke fällig werden. So muss 

beispielsweise ein Endlager für radioaktive Abfälle für eine Million Jahre betrieben und überwacht wer-

den, und die Grubenwasserhaltung in ehemaligen Steinkohlebergbaugebieten verursacht sogenannte 

„Ewigkeitskosten“. Die konventionellen Energieträger werden daher mit hoher Wahrscheinlichkeit in Zu-

kunft auch ohne einen Beitrag zur Stromerzeugung Kosten verursachen, die finanziert werden müssen. 
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3.3 Gesamtgesellschaftliche Kosten der Stromerzeugung im Jahr 2016 

Die gesellschaftliche Akzeptanz für den schnellen Ausbau erneuerbarer Energien ist vor allem deshalb ge-

fährdet, weil die Erneuerbaren häufig als zu teure Form der Stromproduktion dargestellt werden. Ver-

gleicht man die durchschnittlichen Börsenstrompreise konventioneller Energien mit den Vergütungssätzen 

des EEG, die für erneuerbare Energien gezahlt werden, so lässt sich diese These zunächst nachvollziehen: 

Als Folge der Differenzkosten von Börsenpreisen und EEG-Vergütung geht die EEG-Umlage direkt in den 

Strompreis ein. Damit ist ein Großteil der Förderungen bei erneuerbaren Energien direkt in der Stromrech-

nung ausgewiesen und für den Verbraucher transparent.  

Die staatlichen Förderungen von Atomenergie, Kohle und Erdgas sind in vielen Fällen "versteckte Kosten" 

und werden nicht direkt mit deren Strompreis in Verbindung gebracht. Sie belasten stattdessen zu großen 

Teilen den Staatshaushalt und werden indirekt über die Beiträge der Steuerzahler finanziert. Gerade vor 

dem Hintergrund der Debatte um die Mehrkosten erneuerbarer Energien und angesichts der hier ermittel-

ten Förderwerte stellt sich die Frage nach den indirekten und „unsichtbaren“ Kosten von Strom aus Atom 

und Kohle: Welche versteckten Kosten der konventionellen Energieträger trägt die Gesellschaft, die nicht 

direkt über den Strompreis weitergegeben werden?  

Nicht im Strompreis abgebildet sind zunächst die staatlichen Förderungen in Form von Finanzhilfen und 

Steuervergünstigungen, die den Staatshaushalt belasten und deshalb ebenfalls vom Steuerzahler als indi-

rekte Kosten der Stromerzeugung beglichen werden müssen. Darüber hinaus verursachen die konventionel-

len Energieträger infolge ihrer Umwelt- und Klimaschädlichkeit so genannte "externe Kosten" durch Treib-

hausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie des Risikos nuklearer Unfälle, die letztlich ebenfalls von der 

Gesellschaft getragen werden müssen.  

„In der Praxis können durch Nichtberücksichtigung externer Kosten ökonomische Fehlentscheidungen 

getroffen werden: Die Investition in bestimmte Kraftwerke, deren externe Kosten nicht in die 

Kostenkalkulation einfließen müssen, kann attraktiver sein als die Investition z.B. in Erneuerbare-

Energie-Anlagen, die zwar nur für geringe externe Kosten verantwortlich sind, jedoch noch höhere 

Investitionskosten ausweisen.“ (AEE 2010a, S.5) 

Die gesamtgesellschaftlichen Kosten der Stromerzeugung setzen sich also wie folgt zusammen: 

1. Marktwert (Verkaufspreis) des Stroms 

2. Staatliche Förderungen (Finanzhilfen und Steuervergünstigungen) 

3. Externe Kosten 

 

Im Folgenden werden die drei Kostenkomponenten für die einzelnen Energieträger ermittelt und vergli-

chen. Einige Bestandteile der Endverbraucherstrompreise werden hier nicht berücksichtigt, etwa Steuern 

und Abgaben (Mehrwertsteuer, Stromsteuer, Konzessionsabgaben) oder Netzentgelte. Hier kann davon 

ausgegangen werden, dass sie für die verglichenen Energieträger gleich hoch sind bzw. sich je nach Ver-

brauchergruppe unterscheiden. 

3.3.1 Verkaufspreis des Stroms 

Der erste Kostenfaktor bei den gesamtgesellschaftlichen Stromkosten ist der "Verkaufspreis" des Stroms 

selbst. Wir stellen im Folgenden auf den Verkaufspreis des Stroms aus den einzelnen Erzeugungstechnolo-

gien auf der ersten Handelsstufe ab, also vor Berücksichtigung von Netznutzungsentgelten, Vertriebskos-

ten, Stromsteuer, Konzessionsabgabe, Umlagen nach Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz und Erneuerbare-



Was Strom wirklich kostet Seite 21  

 

 

FORUM ÖKOLOGISCH-SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT e.V. • GREEN BUDGET GERMANY (GBG) 
 

Energien-Gesetz sowie Mehrwertsteuer. Dabei ist zwischen erneuerbaren Energien und konventionellen 

Energieträgern zu unterscheiden.  

Strom aus erneuerbaren Energien 

Erneuerbare Energien erhalten nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz zum Großteil eine feste Vergütung 

je Kilowattstunde Strom bzw. eine Marktprämie zusätzlich zu den Verkaufserlösen bei Direktvermarktung. 

Die Vergütungssätze unterscheiden sich je nach Art der eingesetzten Technologie, so dass hier nicht die 

durchschnittliche Einspeisevergütung aller erneuerbarer Energien herangezogen werden soll, sondern nach 

den Energieträgern Wind, Wasser und Photovoltaik (PV) unterschieden wird. Im Jahr 2016 betrugen die 

durchschnittlich gezahlten Vergütungssätze für Strom aus Windenergie (onshore) 9,5 Ct/kWh, aus Wasser-

kraft 9,5 Ct/kWh und aus Sonnenenergie (PV) 29,2 Ct/kWh (dies schließt auch Altanlagen ein, deren Ver-

gütungssätze vergleichsweise hoch sind. Zu den aktuellen, niedrigeren Vergütungssätzen siehe Seite 26). 

Strom aus konventionellen Energieträgern 

Der Strom aus konventionellen Energieträgern wird über direkte Verträge zwischen Erzeugern und Kunden 

(OTC-Handel) oder über die Strombörse EEX gehandelt. Da die Preise des OTC-Handels nicht öffentlich 

zugänglich sind und sich ohnehin im Wesentlichen am Börsenpreis orientieren, wird für den Verkaufspreis 

der konventionellen Energieträger auf den durchschnittlichen Börsenstrompreis zurückgegriffen. Dabei 

wird nicht zwischen Atom- und Kohlestrom unterschieden, da sich der Verkaufspreis nach dem eingesetz-

ten „Grenzkraftwerk“ richtet und für alle zu dem jeweiligen Zeitpunkt eingespeisten Strommengen gleich 

hoch ist. 

Strom, der im Jahr 2016 verbraucht wurde, wird an der Börse im Rahmen verschiedener Verträge gehan-

delt. Am so genannten „Spotmarkt“ können zum Beispiel Strommengen für den darauf folgenden Tag er-

worben werden. Nach Angaben der EEX wurden im Jahr 2016
4
 auf dem Spotmarkt 234,9 TWh Strom zu 

einem Preis von durchschnittlich 28,2 EUR/MWh (entspricht rund 2,8 Ct/kWh) gehandelt.   

Ein Großteil der Stromverträge wird allerdings nicht über den kurzfristigen Spotmarkt, sondern schon in 

einem relativ langen Zeitraum vor der eigentlichen Lieferung über den so genannten „Future-Markt“ ab-

gewickelt. So können beispielsweise bereits heute Strommengen erworben werden, die erst im Jahr 2023 

erzeugt und verbraucht werden. Dabei gibt es Verträge mit unterschiedlichen Zeiträumen zwischen Handel 

und Lieferdatum, in Form von Jahres-, Quartals-, Monats-, Wochen- oder Wochenendkontrakten. Darüber 

hinaus wird unterschieden zwischen Preisen für die „Base“ und den „Peak“ Strommengen, je nachdem zu 

welcher Tageszeit der Strom hinterher geliefert werden soll. 

Um den durchschnittlichen Wert für den Strom zu ermitteln, der im Jahr 2016 auf der Basis von zuvor ge-

schlossenen Verträgen geliefert wurde, wird auf Daten der EEX zurückgegriffen und ein mittlerer Strom-

preis ermittelt (vgl. Tabelle 3). Danach hat eine Kilowattstunde Strom, die im Jahr 2016 geliefert (und 

verbraucht) wurde, an der Börse durchschnittlich 3,1 Cent gekostet. Dieser Wert wird als „Stromverkaufs-

wert“ für die Energieträger Atomenergie, Stein- und Braunkohle verwendet. Nicht berücksichtigt wurden 

die Kosten für Ausgleichsenergie, mit denen die Energieversorger kurzfristige Nachfrageschwankungen 

ausgleichen. Da dies jedoch im Vergleich zur gesamten Strommenge sehr geringe Anteile sind, kann ihr 

Preiseffekt vernachlässigt werden. 

                                                 
4
  Die Daten der an der EEX gehandelten Strommengen wurden am 05. April 2017 abgerufen. 
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Für Erdgaskraftwerke (GuD) kann dieser durchschnittliche Strombörsenpreis nicht zugrunde gelegt werden, 

weil die Kraftwerke vergleichsweise höhere Grenzkosten haben und darum erst bei höheren Strombörsen-

preisen in größerem Umfang Strom anbieten. So gibt bspw. Energy Brainpool (2013) für die Grenzkosten 

von Gaskraftwerken an, dass diese mehr als 5 Ct/kWh betragen. Selbst für neue Gaskraftwerke führt Agora 

Energiewende (2014a) für 2014 Grenzkosten in Höhe von ca. 4,25 Ct/kWh an – und damit noch deutlich 

mehr als die oben ermittelten Börsenstrompreise von rund 3,1 Ct/kWh. Die Grenzkosten von Gaskraftwer-

ken hängen dabei entscheidend von der gekoppelten Erzeugung von Strom und Wärme (KWK) und deren 

Förderung ab. Diese Gesamtoptimierung über das Erzeugungsportfolio führt dazu, dass Gaskraftwerke 

teilweise unterhalb ihrer Grenzkosten am Markt Strom anbieten können (Fraunhofer ISE 2013a). Durch die 

unterschiedlichen Grenzkosten strom- und wärmegeführter GuD ist ein repräsentativer Durchschnittswert 

noch schwieriger zu ermitteln. Im Rahmen dieser Studie konnte daher kein mit Kohle- und Atomkraftwer-

ken vergleichbarer durchschnittlicher Verkaufspreis ermittelt werden, weshalb Erdgas beim Vergleich der 

gesamtgesellschaftlichen Kosten nicht berücksichtigt wird. 

Tabelle 3 Gehandelte Strommengen am EEX Future- und Spotmarkt im Lieferzeitraum 2016 

 
EEX Futures (78,9 %) EEX Spot (21,1%) 

 Base Peak   

 
Strommenge Ø Preis 

Strommen-
ge 

Ø Preis 
Strom-
menge 

Ø Preis 

Jahreskontrakte 585 TWh 32,8 €/MWh 28 TWh 43,1 €/MWh   

Quartalskontrakte 159 TWh 27,9 €/MWh 9 TWh 34,9 €/MWh   

Monatskontrakte  73 TWh 29,1 €/MWh 4 TWh 35,2 €/MWh   

Wochenkontrakte  19 TWh 31,0 €/MWh 0,6 TWh 34,3 €/MWh   

Wochenendkon-

trakte 
0,9 TWh 20,1 €/MWh 0 TWh -   

Day-to-Day     235 TWh 28,2 €/MWh 

 
 Strommenge 1.112 TWh Ø Strompreis 31,2 €/MWh 

Quelle : Eigene Berechnung auf Basis von Daten der EEX. Datenabruf am 05. April 2017. 

3.3.2 Staatliche Förderungen mit Budgetwirkung 

Die im vorangegangenen Kapitel ermittelten Förderwerte in Cent je Kilowattstunde entsprechen finanziel-

len Vorteilen durch staatliche Regelungen, die aus Sicht der Nutznießer entstehen. Sie basieren auf öf-

fentlichen Ausgaben (Finanzhilfen), mindern das staatliche Steueraufkommen (z.B. Steuervergünstigungen 

bei der Energiebesteuerung) oder ergeben sich aus staatlichen Regelungen, ohne dabei direkt den Staats-

haushalt zu belasten (z.B. Strompreiserhöhung durch Emissionshandel). In dem Maße, wie der Staatshaus-

halt durch diese Förderungen belastet wird, ist damit direkt auch der Steuerzahler zusätzlich zum Strom-

preis an der Finanzierungslast der Begünstigungen beteiligt.  

Die im vorigen Abschnitt ermittelten Werte können dafür nur eingeschränkt herangezogen werden, da die 

Förderungen im Bereich C. "budgetunabhängige staatliche Regelungen" keinen direkten Einfluss auf den 

Staatshaushalt haben und daher auch nicht als Zusatzkosten für den Steuerzahler gelten können: 

 Der Förderwert des Emissionshandels ergibt sich aus der kostenlosen Zuteilung von Zertifikaten 

(Stein- und Braunkohle) und aus der resultierenden Strompreiserhöhung (Atomenergie und Diffe-
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renzkosten erneuerbare Energien). Dieser Förderwert ist damit bereits (indirekt) in der Strompreis-

kalkulation der Energieversorger enthalten, führt also nicht zu einer zusätzlichen Belastung der Ver-

braucher. 

 Die steuerliche Behandlung von Rückstellungen der Atomwirtschaft ist eine signifikante Begünstigung 

der Betreiber von Atomkraftwerken und verursacht hohe finanzielle Vorteile. Die wesentliche Quelle 

des Vorteils ist der Innenfinanzierungsvorteil
5
, also die Möglichkeit, die Rückstellungen steuerfrei 

für die Finanzierung von Projekten zu verwenden und daraus wiederum hohe Gewinne erzielen zu 

können. 

 Der Förderwert des EEG hat keine Auswirkungen auf den Staatshaushalt. Er spiegelt sich in der Be-

rechnung der gesellschaftlichen Gesamtkosten durch die Differenz zwischen Einspeisevergütung und 

Börsenpreis wider. Für erneuerbare Energien entspricht der Verkaufspreis auf der ersten Handels-

stufe der durchschnittlichen Vergütung. Die Gesamt- bzw. Mehrkosten des EEG werden somit als Be-

standteil der gesellschaftlichen Gesamtkosten erfasst, aber nicht als Förderung zu Lasten der Steu-

erzahler, sondern direkt als Stromkosten.  

Um die gesamtgesellschaftlichen Kosten außerhalb des Strompreises zu ermitteln, sind bei den staatlichen 

Förderungen die Förderbereiche herauszufiltern, die direkte Auswirkungen auf den Staatshaushalt haben 

und so den Steuerzahler an der Finanzierungslast beteiligen. Um die Zusatzkosten der staatlichen Förde-

rungen zu ermitteln, werden demnach ausschließlich die Förderungen in den Bereichen "A. Finanzhilfen" 

und "B. Steuervergünstigungen" berücksichtigt. Steinkohle und Atomenergie weisen mit je 2,0 Ct/kWh den 

höchsten Förderwert auf, gefolgt von Braunkohle mit 1,1 Ct/kWh. Erneuerbare Energien haben sogar einen 

negativen Förderwert von -0,4 Ct/kWh, der bei den gesamtgesellschaftlichen Kosten gegengerechnet wer-

den muss. Dies ergibt sich daraus, dass für erneuerbare Energien im Rahmen der Stromsteuer ein höherer 

Betrag gezahlt wurde, als dies das Leitbild der Energiebesteuerung (am Energiegehalt und externen Kosten 

orientiert) verlangt.
6
 Die Förderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist hier nicht enthalten, da es 

keine Belastung für den Staatshaushalt verursacht. Derselbe Effekt der steuerlichen Bewertung ergibt sich 

bei Erdgas (-0,3 Ct/kWh). 

 

Tabelle 4 Förderwert der Finanzhilfen und Steuervergünstigungen im Jahr 2016 

 
Atom-

energie 
Steinkohle Braunkohle Erdgas 

Erneuer-

bare 

A) Finanzhilfen + 

B) Steuervergünstigungen 
1,7 Mrd. € 2,2 Mrd. € 1,7 Mrd. € -0,2 Mrd. € -0,7 Mrd. € 

Bruttostromerzeugung 85 TWh 110 TWh 150 TWh 79 TWh 188 TWh 

Förderwert A+B 2,0 Ct/kWh 2,0 Ct/kWh 1,1 Ct/kWh -0,3 Ct/kWh -0,4 Ct/kWh 

                                                 
5
  Ausführlich dazu siehe Datenblatt C.2 auf Seite 67. 

6
  Für eine Erläuterung der negativen Förderwerte bei der Energiebesteuerung siehe Datenblatt B.1, S. 125. In den Arbeiten des 

FÖS zu staatlichen Förderungen der Energieträger wird generell für alle Energieträger der Ansatz verfolgt, zunächst unabhän-
gig von den tatsächlichen Sätzen ein aus umweltökonomischer Sicht optimales Tarifsystem für die Energiebesteuerung zu 
entwickeln. Abweichungen von dieser Sollbesteuerung werden als Steuervergünstigungen definiert. Der den erneuerbaren 
Energien zurechenbare Anteil an der Stromsteuer ist höher als das Soll-Aufkommen einer systematisch nach umweltökonomi-
schen Kriterien gestalteten Energiesteuer, woraus sich ein negativer Förderwert ergibt. Erneuerbare Energien sind demnach 
von der Energiebesteuerung nicht finanziell begünstigt, sondern im Gegenteil zu hoch belastet. 
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3.3.3 Externe Kosten 

In der Fördersumme bisher nicht enthalten sind die externen Kosten der Stromerzeugung. Dies sind schon 

per Definition Kosten, die nicht von den Verursachern (z.B. Betreibern von Atom- und Kohlekraftwerken) 

getragen werden, sondern für die die Gesellschaft infolge von Klimawandel oder Umweltbelastung auf-

kommen muss. Wenn es also um die „versteckten“ Kosten von Strom aus Atom und Kohle geht, sollte der 

vergleichsweise hohe Wert der externen Kosten als Mehrbelastung der Gesellschaft einbezogen werden. 

Externe Kosten entstehen im Energiesektor insbesondere durch den Ausstoß von Schadstoffen, die die öf-

fentliche Gesundheit beeinträchtigen, und von Treibhausgasen, die für den Klimawandel verantwortlich 

sind.  

„Zu den durch fossile Energieträger hervorgerufenen Umweltschäden gehören zum Beispiel 

klimawandelbedingte Landverluste und Ernteeinbußen oder die Veränderung ganzer Ökosysteme und 

damit Verlust von Lebensräumen. Hinzu kommen Gesundheitsschäden durch Luftschadstoffe oder 

klimabedingte Wetterextreme wie Hitze- und Kältewellen oder Überschwemmungen. Da die Kosten für 

Umwelt- und Gesundheitsschäden, die durch den Einsatz fossiler Energieträger entstehen, mit Ausnahme 

der CO2-Zertifikatskosten aus dem Emissionshandel nicht auf der Stromrechnung stehen, sondern von 

Staat und Gesellschaft (z.B. über Versicherungen, Gesundheitssystem) getragen werden, spricht man von 

externen Kosten.“ (AEE 2010, S. 17) 

Für die externen Kosten von Kohle, Erdgas und erneuerbaren Energien wird auf die Ergebnisse der Metho-

denkonvention des Umweltbundesamtes (UBA) zurückgegriffen und auf den Preisstand 2016 umgerechnet 

(vgl. UBA 2012a; UBA 2012b). Danach betragen die externen Kosten der Stromproduktion aus Steinkohle 

9,6 Ct/kWh, aus Braunkohle 11,6 Ct/kWh, aus Erdgas 5,3 Ct/kWh, aus Wind 0,3 Ct/kWh, aus Wasser 0,2 

Ct/kWh und aus Photovoltaik 1,3 Ct/kWh. So fallen auch bei erneuerbaren Energien geringe externe Kosten 

an, wenn man die Herstellung der Anlagen mit dem anfallenden Material- und Energieverbrauch berück-

sichtigt. 

Für Atomenergie wird weder bei Fraunhofer ISI/BMU (2012) noch in der Methodenkonvention des UBA ein 

eigener Wert der externen Kosten angegeben. Die ansonsten verfügbaren Schätzungen liegen sehr weit 

auseinander. Das hängt vor allem damit zusammen, dass hier Annahmen zur Wahrscheinlichkeit und zu den 

Folgekosten eines nuklearen Unfalls mit Freisetzung von radioaktivem Material getroffen werden müssen. 

Zu den externen Kosten der Atomenergie liegen Schätzungen in der Bandbreite von 0,1 Ct/kWh bis hin zu 

320 Ct/kWh vor - die verschiedenen Schätzungen weichen also um den Faktor 3.200 voneinander ab. Aus 

dieser Bandbreite methodisch fundiert einen "Best Guess" herauszufiltern, ist nach Einschätzung der Au-

tor_innen nicht möglich. Für die externen Kosten der Atomenergie kann lediglich eine verkleinerte Band-

breite, aber kein Punktwert angegeben werden. Für den unteren Wert der Bandbreite wird auf die Hilfslö-

sung des Umweltbundesamtes in der Methodenkonvention zu externen Kosten zurückgegriffen, Atomener-

gie den Satz des schlechtesten fossilen Brennstoffs - Braunkohle – zuzuordnen, also 11,6 Ct/kWh. Als obe-

rer Wert der Bandbreite wird auf Basis einer breiten Literaturauswertung und einer Expertenbefragung 

eine Neuberechnung des Schadenserwartungswertes für den Fall katastrophaler nuklearer Unfälle vorge-

legt. Für den reinen Schadenserwartungswert wird eine Bandbreite von aus heutiger Sicht realistischen 

Annahmen und Methoden zugrunde gelegt, woraus unter Berücksichtigung eines Risikoaversionsfaktors 

externe Kosten der Atomenergie von 34 Ct/kWh resultieren. Methodik und Annahmen zur Wahrscheinlich-

keit schwerer Unfälle, zu den dann zu erwartenden Folgekosten und den entsprechenden Wertansätzen 

finden sich in der im Rahmen des vorliegenden Projekts erstellte Teilstudie „Externe Kosten der Atom-

energie“ des FÖS (vgl. FÖS 2012a). 

Im Idealfall sollte durch staatliche Regelungen dafür gesorgt werden, dass die Verursacher diese Kosten zu 

tragen haben, d.h. die externen Kosten sollten soweit wie möglich internalisiert werden. In einem gewis-
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sen Maße wird dies bereits durch Energiesteuern und den Emissionshandel erreicht. Beide Instrumente 

führen zu einer Erhöhung des (Haushaltskunden-)Strompreises. Dadurch kalkulieren Verbraucher höhere 

Kosten in ihr Konsumverhalten ein, als dies bei den reinen Marktpreisen der Fall wäre. Deshalb müssen der 

Förderwert des Emissionshandels und das Sollaufkommen der Energiesteuer (anteilig) von den externen 

Kosten abgezogen werden.  

 Die Internalisierung durch den Emissionshandel wird anhand des durchschnittlichen Zertifikatpreises 

laut Deutscher Emissionshandelsstelle (DEHSt 2014) und der daraus resultierenden Strompreiserhö-

hung ermittelt. Die rechnerische Strompreiswirkung hängt entscheidend davon ab, wie die Kosten 

der CO2-Zertifikate eingepreist werden. Idealtypisch hängt die Einpreisung davon ab, welches 

Kraftwerk im Tages- und Jahresverlauf das jeweils letzte zum Zuge kommende und damit an der 

Börse preisbestimmende Grenzkraftwerk ist. Ist das Grenzkraftwerk ein Braunkohlekraftwerk, ent-

stehen CO2-Emissionen von ca. 1.169 g CO2 pro Kilowattstunde Strom, bei einem Steinkohlekraft-

werk von ca. 892 g/kWh (vgl. UBA 2014). Ist in Schwachlast- bzw. Starkwindzeiten eine EE-Anlage 

das Grenzkraftwerk, ist der CO2-Preis gleich Null. Im Durchschnitt des deutschen Kraftwerksparks 

entstanden in den Jahren 2005-2013 CO2-Emissionen zwischen 542 und 602 g/kWh Strom (UBA 2014). 

In Anlehnung an DIW (2007) und Schwarz/Lang (2007) erfolgt die Berechnung des preiserhöhenden 

Effekts aufgrund der Annahme, dass die Strompreiserhöhung pro EUR Zertifikatspreis (je Tonne CO2-

Emissionen) 0,07 Cent je Kilowattstunde beträgt. Bei einem durchschnittlichen Zertifikatspreis von 

5,26 EUR je Tonne (DEHSt 2017) beträgt die Strompreiserhöhung durch den Emissionshandel im Jahr 

2016 0,4 Cent je Kilowattstunde. Dieser Wert wird als Internalisierung der externen Kosten ange-

rechnet. 

 Zur anteiligen Anrechnung der Energiesteuer als Internalisierungsinstrument wurde die (theoretisch 

zu erhebende) Summe der Energiesteuer berücksichtigt, die sich nicht auf den Energiegehalt, son-

dern auf die Umwelt- und Klimawirkung des jeweiligen Energieträgers bezieht. Mit dieser Methodik 

wird eine Doppelanrechnung der Energiesteuer vermieden: Die Abweichungen vom Soll-Aufkommen 

aus der Energiesteuer (in Anlehnung an Energie- und CO2-Gehalt) werden bereits bei den Steuerver-

günstigungen als staatliche Förderungen angerechnet. Daher wird der Teil des Soll-Aufkommens, der 

sich auf die Klimawirkung bezieht, als Internalisierung von externen Kosten angerechnet. Anders 

ausgedrückt: Wurden die negativen Klimawirkungen bei den Steuervergünstigungen angerechnet, 

können sie auch als „internalisiert“ gelten.  

Tabelle 5 zeigt, welcher Teil der externen Kosten (s.o.) nach Berücksichtigung der beiden Instrumente 

Emissionshandel und Energiesteuer als „nicht internalisierter“ und von der Gesellschaft zu tragender An-

teil verbleibt. Da mit den Instrumenten Energiesteuer und Emissionshandel nur eine unvollständige „Anlas-

tung“ erreicht wird, verbleiben somit noch 10,1 Ct/kWh bei Braunkohle, mindestens 9,9 Ct/kWh bei 

Atomenergie, 8,3 Ct/kWh bei Steinkohle und 4,5 Ct/kWh bei Erdgas an nicht internalisierten externen 

Kosten der Stromproduktion. Bei den Erneuerbaren ergibt sich bei Wind und Wasserkraft wieder ein nega-

tiver Wert von -0,1 bzw. -0,2 Ct/kWh, da durch die Energiesteuer und den Emissionshandel höhere Kosten 

eingepreist werden als tatsächlich in der Stromproduktion entstehen. Bei Photovoltaik verbleiben externe 

Kosten von 0,9 Ct/kWh. 
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Tabelle 5 Nicht internalisierte externe Kosten im Vergleich 

 
Atomenergie 

     min            max 

Stein-

kohle 

Braun-

kohle 
Erdgas 

Wind 

onshore 

Wasser-

kraft 

Photo-

voltaik 

Externe Kosten gesamt 

in Ct/kWh (nach UBA 

2012b und FÖS 

2012b)) 

11,6 34,3 9,6 11,6 5,3 0,3 0,2 1,3 

abzüglich Strompreis-

erhöhung durch Emissi-

onshandel Ct/kWh 

-0,4 -0,4 -0,4 -0,4 -0,4 -0,4 -0,4 -0,4 

abzüglich Sollauf-
kommen Energiesteuer 

Ct/kWh 
-1,2 -1,2 -1,0 -1,1 -0,4 -0,03 -0,03 -0,03 

nicht internalisierte 
externe Kosten 

Ct/kWh 
9,9 32,7 8,3 10,1 4,5 -0,1 -0,2 0,9 

Hinweis: In der Tabelle sind gerundete Werte angegeben, so dass die Summen in den Nachkommastellen möglicherweise nicht zu-

sammenpassen. 

3.3.4 Ergebnis gesamtgesellschaftliche Kosten der Stromerzeugung 

Die Summe der drei zuvor berechneten Komponenten 1. Verkaufspreis des Stroms, 2. Staatliche Förderun-

gen mit Budgetwirkung und 3. nicht internalisierte externe Kosten spiegelt die gesamtgesellschaftlichen 

Kosten der Stromerzeugung wider, vgl. Abbildung 6. 

Abbildung 6 Gesamtgesellschaftliche Kosten der Stromerzeugung im Jahr 2016 im Vergleich 

 

 

Im Ergebnis trägt die Gesellschaft im Jahr 2016 bei einer Kilowattstunde Windstrom umgerechnet Kosten 

von 9,0 Cent und bei Wasserstrom 8,9 Cent. Die Gesamtkosten für Strom aus Braun- und Steinkohlekraft-
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werken summieren sich hingegen auf 14,3 bzw. 13,4 Cent und für Atomenergie auf mindestens 15,1 Cent 

je Kilowattstunde. Wird der obere Wert der Bandbreite der externen Kosten von 34,3 Ct/kWh verwendet, 

liegen die gesellschaftlichen Kosten der Atomenergie sogar bei 37,8 Ct/kWh.  

Dies zeigt, dass einige erneuerbare Energien heute schon günstiger sind als konventionelle Energieträger, 

wenn außer dem Strompreis auch die Kosten von staatlichen Förderungen sowie die Kosten für Umwelt- 

und Klimabelastung sowie nuklearer Risiken einbezogen werden. Dies sollte bei der Diskussion um „bezahl-

baren Strom“ und der Debatte um die zukünftige Energieversorgung berücksichtigt werden. 

Der vergleichsweise hohe Wert bei Photovoltaik ist dabei auch im Vergleich zur Markteinführungsphase der 

Atomenergie zu sehen. In den frühen Jahren der Atomenergienutzung sind noch höhere staatliche Förde-

rungen von mehr als 60 Cent je Kilowattstunde gewährt worden. Darüber hinaus ist das große – zu weiten 

Teilen bereits realisierte – Potenzial der PV für Kostensenkungen zu berücksichtigen. Gegenüber der hier 

verwendeten EEG-Durchschnittsvergütung von 29,2 Ct/kWh wurde bei Neuanlagen bereits ein deutlicher 

Rückgang realisiert. So liegen die Vergütungssätze für neu installierte Anlagen ab Dezember 2015 bereits 

bei 8,9-12,7 Ct/kWh (BNetzA 2015). 

3.4 Vollkosten neuer Anlagen 2016 im Vergleich 

Die zuvor genannten gesamtgesellschaftlichen Kosten repräsentieren die Kosten des gesamten Anlagenbe-

stands in Deutschland. Zwei wesentliche Entwicklungen der vergangenen Jahre sind darin jedoch noch 

nicht ausreichend repräsentiert: 

 Der Strompreis an der Börse bildet sich aus den Grenzkosten konventioneller Kraftwerke und ist u.a. 

durch den sogenannten „Merit-Order-Effekt“ und die bestehenden Überkapazitäten so niedrig, dass 

er die Investitionen in neue Kraftwerke nicht mehr gegenfinanzieren kann. 

 Die durchschnittlichen Vergütungen für Strom aus erneuerbaren Energien sind teilweise stark ge-

prägt von den höheren Vergütungen vergangener Jahre: Die Vergütungen neuer Anlagen sind aber 

insbesondere bei Photovoltaik stark gesunken. 

 

Die Kosten konventioneller Kraftwerke werden also tendenziell unterschätzt, während die Kosten erneu-

erbarer Energien eher überschätzt werden. Zusammengenommen bedeutet das, dass für die heutigen In-

vestitionsentscheidungen eine genauere Analyse der Kosten neuer Anlagen notwendig ist. 

Im Folgenden werden daher die „Vollkosten“ neuer Anlagen in den Jahren 2016/2017 betrachtet. Vergli-

chen werden die Stromgestehungskosten der verschiedenen (neuen) Technologien, ergänzt um die „ver-

steckten Kosten“ durch staatliche Förderungen mit Budgetwirkung und nicht internalisierte externe Kos-

ten.  

3.4.1 Stromgestehungskosten neuer Anlagen 

Unter Stromgestehungskosten (engl. Levelized Costs of Electriticty) sind die jährlichen Durchschnittskos-

ten für Errichtung und Betrieb einer Anlage im Verhältnis zur durchschnittlichen jährlichen Erzeugung 

dieser Anlage zu verstehen. Auf diese Weise lassen sich unterschiedliche Erzeugungs- und Kostenstrukturen 

in Ct/kWh vergleichen. Für Neuanlagen können aus der verfügbaren wissenschaftlichen Literatur für jede 

Erzeugungstechnologie – auf Basis plausibler und gut dokumentierter Annahmen - geeignete Bandbreiten 

abgeleitet werden (vgl. Tabelle 6). Die Schätzung der Stromgestehungskosten hängt maßgeblich von den 



Seite 28 Was Strom wirklich kostet  

 

 

FORUM ÖKOLOGISCH-SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT e.V. • GREEN BUDGET GERMANY (GBG) 
 

Anlagengrößen sowie den angenommenen Volllaststunden, den Brennstoff- und den CO2-Preisen ab 

(Fraunhofer ISE 2013). 

Tabelle 6  Stromgestehungskosten nach Erzeugungstechnologie (Bandbreite neue Anlagen 2016) 

Stromerzeugungstechnologie Stromgestehungskosten [Ct/kWh] 

unterer Wert  oberer Wert 

Atomenergie 10,4 12,6 

Steinkohle  8,2  10,5 

Braunkohle  4,8 9,4 

Erdgas (GuD)  7,7 11,2 

Wind Onshore 4,6 8,9 

PV  6,5 12,2 

Wasser  3,4 10,8 

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis von Agora Energiewende (2014b) und VGB Powertech (o.J.). 

 

Es wird deutlich, dass die Stromgestehungskosten konventioneller Energien teils deutlich über den derzei-

tigen Großhandelspreisen liegen. In der Tendenz werden sie mittel- bis langfristig voraussichtlich sogar 

noch weiter steigen: Sinkende Volllaststunden sowie steigende Brennstoff- und CO2-Preise verteuern den 

Preis pro Kilowattstunde.  

Abbildung 7 zeigt die in die Berechnung der Bandbreite der unterschiedlichen Stromgestehungskosten ein-

geflossenen Parameter auf. 

Abbildung 7 Annahmen zur Berechnung von Stromgestehungskosten 

 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an VGB Powertech o.J. 

Quellen: 1) Agora Energiewende 2014b, 2) VGB Powertech o.J., 3) Öko-Institut 2017, 4) Fraunhofer ISE 2017 

Erläuterung zum Vorgehen 

Als Datengrundlage diente der „Calculator of Levelized Costs of Electricity“ aus dem Jahr 2014 von Agora 

Energiewende (Agora Energiewende 2014b). Um möglichst realistische Stromgestehungskosten für das Jahr 

2014/2015 für alle in dieser Studie untersuchten Stromerzeugungstechnologien abzubilden, wurden fol-

gende Anpassungen vorgenommen: 

Min LCOE

Lifetim

e [y]

Carbon 

Factor 

[tCO2/

MWhth]

Sources 1,2,3 1,2,3 1 1 1,2 1,2,3 1,2,3 1,3 1,3 1 1 1 1 1 1,4 1,4

Min Max Min Max Min Max Min Max Min Max Min Max Min Max Min Max

Coal supercritical 2250 1500 12% 12% 50 56 45 10 10 11,2 11,2 46% 50% 0,339 3000 6000 8,2 10,5

Lignite supercritical 1700 1700 12% 12% 40 33 33 1,5 1,5 11,2 11,2 41% 43% 0,404 3000 7000 4,8 9,4

Gas CCGT 900 900 12% 12% 30 27 27 23,2 23,2 11,2 11,2 60% 60% 0,202 2000 4000 7,7 11,2

Nuclear 6000 6000 10% 10% 60 96,6 96,6 3,3 3,3 0 0 33% 33% 0 6000 7446 10,4 12,6

Hydro run of river 2300 4500 7% 7% 100 25 50 0 0 0 0 0 0 0 3400 5500 3,4 10,7

Wind onshore 1000 1500 7% 7% 25 30 50 0 0 0 0 0 0 0 2000 2500 4,6 8,9

PV large scale 800 900 7% 7% 30 17 17 0 0 0 0 0 0 0 1000 1250 6,5 9,0

PV small rooftop 1000 1300 7% 7% 30 17 17 0 0 0 0 0 0 0 1000 1250 7,8 12,2

Max LCOE

Electrical 

Efficiency

Investment Cost 

[€/kW] 

Discount Rate [%] O&M [€/kW/a] Fuel Costs 

[€/MWh]

Carbon Price 

[€/tCO2] 3

Fullload hours [h] LCOE [ct/kWh]
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 Für die Technologien Braunkohle und Wasserkraft wurden die Berechnungen auf Basis von Annahmen 

aus Öko-Institut (2017) und VGB Powertech (o.J.) ergänzt. 

 Bei Wind onshore wurden die angesichts der technischen Entwicklung heute realistischeren Annah-

men über die geringeren Investitionskosten von VGB Powertech (o.J.) als unterer Wert übernommen. 

Gleiches gilt für die Betriebsdauer und die Betriebskosten. 

 Bei Photovoltaik wurde als oberer Wert der Volllaststunden die Annahme von Fraunhofer ISE (2017) 

übernommen. 

Exkurs: Erste Ergebnisse der Ausschreibungen Wind (onshore) und PV 

Bereits mit der EEG-Novelle von 2014 wurde festgelegt, dass spätestens ab 2017 die EEG-Fördersätze ab 

einer gewissen Projektgröße nur noch wettbewerblich über technologiespezifische Ausschreibungen ermit-

telt werden sollen (Bundestag 2014). Die Bundesnetzagentur führt zu diesem Zweck u.a. die Ausschreibun-

gen für Photovoltaik und Windkraftanlagen an Land ab einer Leistung von über 750 kW(p) durch.  

Als Pilotphase des Übergangs hin zu Ausschreibungsmodellen wurden im Bereich der PV bereits in den Jah-

ren 2015 und 2016 im Rahmen der Freiflächenanlagenausschreibungsverordnung (FFAV) sechs Ausschrei-

bungsrunden durchgeführt (Bundesnetzagentur 2017a). Das ausgeschriebene Volumen bewegte sich je 

Ausschreibungsrunde zwischen 125 und 200 MW und war regelmäßig überzeichnet. Die durchschnittliche 

Förderhöhe fiel kontinuierlich von 9,17 auf 6,9 Ct/kWh, was den starken Wettbewerbsdruck und die steile 

Lernkurve der PV verdeutlicht.  

Die nach Ende der Pilotphase durchgeführte erste Ausschreibungsrunde für Photovoltaikanlagen im Rah-

men des EEG 2017 am 01.02.2017 hatte ein Volumen von 200 MW. Der durchschnittliche Zuschlagswert lag 

bei 6,58 Ct/kWh. Die erfolgreichen Bieter haben nun zwei Jahre Zeit, ihre Anlagen zu errichten (Bundes-

netzagentur 2017a). Die erste Ausschreibungsrunde für Windkraftanlagen an Land am 01.05.2017 hatte ein 

Volumen von 800 MW. Als Höchstwert der Förderung wurde 7 Ct/kWh festgesetzt (Bundesnetzagentur 

2017b). Der durchschnittliche Zuschlagswert lag bei 5,71 Ct/kWh (Bundesnetzagentur 2017c).  

Diese Ergebnisse legen nahe, dass die Stromgestehungskosten der Erneuerbaren eher am unteren Rand der 

in Abbildung 7 angesetzten Spannen anzusiedeln sind. Ob die Ergebnisse der wettbewerblichen Ausschrei-

bungen den tatsächlichen Stromgestehungskosten entsprechen, kann derzeit allerdings noch nicht ab-

schließend beurteilt werden. Wenn die Förderhöhe weiterhin in diesem niedrigen Bereich liegt und die 

Projekte auch tatsächlich realisiert werden, wäre dies ein Indiz für zukünftig weiter sinkende Stromgeste-

hungskosten.  

Auch wenn die Realisierung der ersten PV-Ausschreibung von April 2015 im Rahmen der Pilotphase eine 

Realisierungsrate von 96 % aufweist (24 von 25 Projekten wurden realisiert) (Bundesnetzagentur 2017d), 

zeigen Erfahrungen aus anderen Ländern, dass auch immer ein beträchtlicher Teil der Projekte, die den 

Zuschlag erhalten, nicht realisiert wird (Agora Energiewende 2014c). Es bleibt abzuwarten, wie sich die 

Realisierungsraten in Deutschland entwickeln. Zu berücksichtigen ist weiterhin, dass die Projekte erst 

innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren realisiert werden müssen, es bei der Auktion also eigentlich um 

eine Preisfestlegung für das Jahr 2019 ging. Zudem liegen keine Ergebnisse für Wasserkraft und die kleine-

ren Leistungsklassen von Wind und PV vor. Vor diesem Hintergrund können die Ausschreibungsergebnisse 

(noch) nicht mit den Stromgestehungskosten gleichgesetzt werden.  
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3.4.2 Staatliche Förderungen mit Budgetwirkung 

Auch bei den staatlichen Förderungen mit Budgetwirkung werden geeignete Bandbreiten für die Vollkosten 

neuer Anlagen 2016 abgeleitet:  

 Beim unteren Wert werden den Neuanlagen nur ausgewählte Teilbereiche der staatlichen Förderun-

gen mit Budgetwirkung zugerechnet.  

  Es werden ausschließlich die Bereiche der staatlichen Förderungen berücksichtigt, von denen auch 

Neuanlagen bei der Stromerzeugung unmittelbar profitieren. Es wird vereinfachend angenommen, 

dass die Kosten der staatlichen Förderungen je Energieträger gleichmäßig auf die gesamte von die-

sem Energieträger produzierte Strommenge umgelegt werden. Dazu werden für die unterschiedli-

chen Energieträger folgende Bereiche gezählt: 

 Atomenergie: Steuervergünstigung Energiesteuer (B.1) 

 Steinkohle: Absatzbeihilfen (A.4); Steuervergünstigung Energiesteuer (B.1); Befreiung Förder-

abgabe (B.2); Befreiung Wasserentnahme (B.3) 

 Braunkohle: Steuervergünstigung Energiesteuer (B.1); Befreiung Förderabgabe (B.2); Befrei-

ung Wasserentnahme (B.3) 

 Erdgas: Steuervergünstigung Energiesteuer (B.1); Befreiung Förderabgabe (B.2) 

 Erneuerbare Energien: Steuervergünstigung Energiesteuer (B.1) 

 Beim oberen Wert werden bei den Neuanlagen, analog zu den gesamtgesellschaftlichen Kosten 2016, 

alle staatlichen Förderungen mit Budgetwirkung (im Bereich der Stromerzeugung) berücksichtigt.  

  Es wird konzeptionell davon ausgegangen, dass die staatlichen Förderungen mit Budgetwirkung 

gleichmäßig auf alle Anlagen verteilt werden. D.h. auch die Finanzierung von Folgekosten der Ver-

gangenheit (z.B. Ausgaben des Staates für die Sanierung der Asse oder die Beendigung des Steinkoh-

lebergbaus) oder die Finanzierung zukünftiger Technologien (z.B. Forschungsausgaben) werden so-

wohl neuen als auch alten Anlagen als Förderwert angerechnet.  

 

Für beide Herangehensweisen gibt es stichhaltige methodische Argumente. Ein Best-Guess muss sich daher 

innerhalb dieser Bandbreite bewegen. Zudem unterscheidet sich im Ergebnis die Höhe der staatlichen 

Förderungen für beide Szenarien in den meisten Fällen nur marginal. Im Ergebnis liegen die Zusatzkosten 

der neuen Anlagen durch staatliche Förderungen im Bereich von -0,4 bis 1,9 Ct/kWh. 

3.4.3 Nicht internalisierte externe Kosten 

Die in Abschnitt 3.3 (gesamtgesellschaftliche Kosten) verwendeten externen Kosten beziehen sich auf den 

durchschnittlichen Anlagenbestand in Deutschland. Auch die zugrunde liegenden Emissionsfaktoren bilden 

einen „Durchschnittswert aller bestehenden, also neuer und alter Anlagen, und weisen somit insbesonde-

re gegenüber der neusten technologischen Entwicklung relativ hohe Emissionswerte aus“ (Fraunhofer 

ISI/BMU 2012).  

Wir verwenden daher die externen Kosten aus Abschnitt 3.3.3 als oberen Wert der Bandbreite und gehen 

davon aus, dass neue Anlagen etwas effizienter sind. Zur Plausibilisierung des Wirkungsgrads neuer kon-

ventioneller Anlagen im Vergleich zum mittleren Wirkungsgrad von Bestandsanlagen wird hier auf folgende 

Überlegungen zurückgegriffen: 
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 IASS (2014) gibt für den mittleren Wirkungsgrad konventioneller Kraftwerke folgende Werte für 2010 

an: Braunkohle: 35 %, Steinkohle: 38 %, Erdgas: 49 %. Gleichzeitig schreibt Fraunhofer ISI (2010), 

dass 2010 in Bau befindliche Kraftwerke folgende Wirkungsgrade erreichen: Braunkohle: 43 %, Stein-

kohle: 46 %. 

 Demnach sind Neuanlagen im Fall von Braunkohle um 23 % und im Fall von Steinkohle um 21 % effi-

zienter als die Durchschnittswerte des Bestandes. Da für Erdgas keine vergleichbaren Zahlen vorlie-

gen, wird hier von einer ähnlichen Größenordnung ausgegangen. 

Als vorsichtige Schätzung wird auf Basis dieser Überlegungen eine Wirkungsgradsteigerung um 20 % für alle 

konventionellen Neuanlagen 2016 gegenüber den Bestandskraftwerken angenommen. Da der Wirkungsgrad 

unmittelbaren Einfluss auf die Emissionen von Schadstoffen und Treibhausgasen – und damit auf die exter-

nen Kosten – hat, werden hier für konventionelle Neuanlagen 20 % geringere externe Kosten angesetzt.  

3.4.4 Ergebnis Vollkosten neuer Anlagen 

Die Vollkosten einer Kilowattstunde Wind- bzw. PV-Strom aus neuen Anlagen betragen im Ergebnis 4,1-8,5 

bzw. 7,0-12,7 Ct/kWh, während sie bei Stein- und Braunkohle mit 16,5-18,9 bzw. 13,7-18,3 Ct/kWh, bei 

Erdgas mit 11,3-14,3 Ct/kWh und bei Atomenergie mit 18,7-47,3 Ct/kWh zum Teil deutlich höher liegen 

(Abbildung 8). Dies zeigt, dass der weitere Ausbau erneuerbarer Energien insgesamt gegenüber einem Sze-

nario mit konventioneller Stromerzeugung bereits heute große volkswirtschaftliche Einsparungen bei den 

Stromerzeugungskosten bringt - selbst bei konservativen Annahmen für staatliche Förderungen und exter-

ne Kosten. 

Abbildung 8 Vollkosten neuer Anlagen 2016 (Bandbreite) 
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4 Konventionelle-Energien-Umlage 2016 und 2017 

Es wurde gezeigt, dass insbesondere bei den konventionellen Energieträgern Kosten durch staatliche För-

derungen und durch Umweltbelastungen entstehen, die bisher im Strompreis nicht abgebildet sind. Der 

Förderwert der erneuerbaren Stromerzeugung ist mit der EEG-Umlage hingegen transparent im Strompreis 

abzulesen. Würden die Kosten der Förderung und der Umwelt- und Klimabelastung von Atomenergie, Kohle 

und Erdgas wie beim EEG umgelegt, würde diese „Konventionelle-Energien-Umlage“ einen deutlichen Zu-

schlag auf den Endverbraucher-Strompreis bewirken.  

Wie hoch der Zuschlag ausfällt, hängt entscheidend davon ab, welche Endverbraucher an den Kosten be-

teiligt werden würden. Hier werden für die Jahre 2016 und 2017 die Strommengen des “anzulegenden 

Letztverbrauchs” zugrunde gelegt, auf die sich auch im geltenden Wälzungsmechanismus des EEG die Kos-

ten verteilen (ca. 360 TWh im Jahr 2016, bzw. ca. 349 TWh im Jahr 2017). Tabelle 7 gibt eine Übersicht 

über die Zusammensetzung und Höhe der Umlage für die Jahre 2016 und 2017 

Tabelle 7 Konventionelle-Energien-Umlage: Kostenwälzung von staatlichen Förderungen und 

externen Kosten konventioneller Energien für die Jahre 2016 und 2017 

  2016  2017  

Referenzszenario 

 Summe der  

umzulegenden Kosten  

Umlage auf  

anzulegenden 

Letztverbrauch  

Summe der  

umzulegenden Kos-

ten  

Umlage auf  

anzulegenden 

Letztverbrauch  

zur Kostenverteilung  

angelegte Strommenge 
360 TWh 349 TWh 

Staatliche Förderungen:  

Finanzhilfen und  

Steuervergünstigungen 

    

Atomenergie 1,7 Mrd. EUR 0,5 Ct/kWh 1,7 Mrd. EUR 0,5 Ct/kWh 

Steinkohle 2,2 Mrd. EUR 0,6 Ct/kWh 2,0 Mrd. EUR 0,6 Ct/kWh 

Braunkohle 1,7 Mrd. EUR 0,5 Ct/kWh 1,5 Mrd. EUR 0,4 Ct/kWh 

Erdgas -0,2 Mrd. EUR -0,1 Ct/kWh -0,2 Mrd. EUR -0,1 Ct/kWh 

Nicht internalisierte  

externe Kosten 
    

Atomenergie (min) 8,4 Mrd. EUR 2,3 Ct/kWh 8,4 Mrd. EUR 2,4 Ct/kWh 

Steinkohle 9,1 Mrd. EUR 2,5 Ct/kWh 8,0 Mrd. EUR 2,3 Ct/kWh 

Braunkohle 15,2 Mrd. EUR 4,2 Ct/kWh 13,3 Mrd. EUR 3,8 Ct/kWh 

Erdgas 3,5 Mrd. EUR 1,0 Ct/kWh 3,1 Mrd. EUR 0,9 Ct/kWh 

∑ Konventionelle-

Energien-Umlage 
41,6  Mrd. EUR 11,4 Ct/kWh 37,8 Mrd. EUR 10,8 Ct/kWh 

 

Die staatlichen Förderungen mit Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte und die nicht internalisierten 

externen Kosten der konventionellen Energieträger haben im Jahr 2016 ein Volumen von rund 42 Mrd. 

EUR, im Jahr 2017 von rund 38 Mrd. EUR. Diese Werte sind deutlich höher als die Differenzkosten des Er-

neuerbare-Energien-Gesetzes, die über die EEG-Umlage gedeckt werden. Wären diese Zusatzkosten der 

konventionellen Energieträger 2016 nach EEG-Methode umgelegt worden, hätte die Konventionelle-

Energien-Umlage den Strompreis um 11,4 Ct/kWh erhöht. 



Was Strom wirklich kostet Seite 33  

 

 

FORUM ÖKOLOGISCH-SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT e.V. • GREEN BUDGET GERMANY (GBG) 
 

4.1 Abschätzung für die Konventionelle-Energien-Umlage 2017 

Die EEG-Umlage steigt im Jahr 2017 auf 6,88 Ct/kWh. Wie sich die Konventionelle-Energien-Umlage im 

Jahr 2017 entwickelt, hängt von verschiedenen Faktoren ab: 

 Welches Volumen wird die konventionelle Stromerzeugung im Jahr 2017 haben? 

 Welchen Anteil haben die unterschiedlichen konventionellen Energieträger daran (Atomenergie, 

Steinkohle, Braunkohle, Gas)? 

 Auf welchen Letztverbrauch werden die daraus resultierenden Kosten durch staatliche Förderungen 

und externe Kosten umgelegt? 

Konventionelle Stromerzeugung 

Aus den Datengrundlagen der Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) zur Berechnung der EEG-Umlage lässt sich 

ableiten, dass die Strommenge aus erneuerbaren Energien zunimmt (ca. 206 TWh ) und aus konventionel-

len Energien abnimmt (ca. 415 TWh). 

Mix der konventionellen Energieträger 

Für den Energieträgermix innerhalb der konventionellen Energieträger wurden drei unterschiedliche Sze-

narien zugrunde gelegt, die möglichst das volle Spektrum unterschiedlicher Entwicklungen repräsentieren 

sollen: Ein unteres Szenario mit einem verstärkten Einsatz von Erdgas, ein Referenzszenario mit dem Ener-

gieträgermix 2016 und ein oberes Szenario mit einem wachsenden Anteil von Kohlestrom (vgl. Abbildung 

9). Die Kosten werden wie bei der EEG-Umlage auf einen gegenüber 2016 etwas geringeren Letztverbrauch 

von 349 TWh umgelegt. 
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Abbildung 9  Zusammensetzung Bruttostromerzeugung nach Energieträgern – Vergleich 2016 mit drei 

verschiedenen Szenarien für das Jahr 2017 

 

Abbildung 9 stellt folgende hier verwendeten Szenarien graphisch dar: 

 ein Referenzszenario, das die 2016 bestehenden relativen Anteile innerhalb der Konventionellen 

(„Konventioneller Mix“) konstant hält (Verteilung der konventionellen Energieträger an der gesam-

ten Bruttostromerzeugung: Atomenergie: 14 %, Steinkohle: 16 %, Braunkohle: 21 %, Erdgas: 11 %), 

 ein oberes Szenario mit vergleichsweise höheren externen Kosten durch den verstärkten Einsatz von 

Kohle (der Anteil von Braunkohle an der gesamten Bruttostromerzeugung steigt von 21 % auf 24 %; 

Steinkohle steigt von 16 % auf 19 %; Gas sinkt von 11 % auf 5 %; die Stromerzeugung aus Atomenergie 

wird konstant gehalten). 

 ein unteres Szenario mit geringeren externen Kosten durch den verstärkten Einsatz von Erdgas (der 

Anteil von Erdgas an der gesamten Bruttostromerzeugung steigt deutlich von ca. 11 % auf ca. 17 %; 

gleichzeitig geht der Anteil der Braunkohle von ca. 21 % auf ca. 18 % und der Anteil der Steinkohle 

von ca. 16 % auf ca. 13 % zurück; die Stromerzeugung aus Atomenergie wird konstant gehalten). 

Umlagepflichtiger Letztverbrauch 

Für die Umlage der staatlichen Förderungen mit Budgetwirkung sowie der externen Kosten wird – wie auch 

bei der Berechnung der EEG-Umlage – der „für die Umlage anzulegende“ Letztverbrauch herangezogen. 

Dieser wird in der ÜNB-Studie für 2017 mit 349 TWh angenommen und würde damit etwas niedriger liegen 

als im Jahr 2017 (mit 360 TWh).   

Ergebnis Umlage 2017 

Abbildung 10 veranschaulicht den Preisaufschlag der einzelnen Kostenkomponenten auf den durchschnitt-

lichen Haushaltsstrompreis in den Jahren 2016 und 2017. Bei der Einpreisung der Subventions- und Um-
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weltbelastungskosten der konventionellen Energien nach EEG-Methode würden private Haushalte 2016 

statt rund 29 Cent durchschnittlich 40 Cent für eine Kilowattstunde Strom bezahlen. Für 2017 ergibt sich – 

je nach Szenario – eine Konventionelle-Energien-Umlage von 10,1-11,5 Ct/kWh  

Abbildung 10  Preisaufschlag durch EEG und Konventionelle-Energien-Umlage  

 
 
 

Dieser Vergleich zeigt, dass die EEG-Umlage aus der Förderung erneuerbarer Energien (6,88 Ct/kWh) für 

die Gestaltung einer klima- und umweltfreundlicheren, zukunftsfähigen Energieversorgung eine deutlich 

günstigere Kostenbelastung ist, selbst unter der Annahme eines erheblichen Anstiegs. Anders als häufig 

angenommen sind die erneuerbaren Energien nicht die „Preistreiber“ der Stromversorgung, sondern sie 

ersetzen Energieträger mit viel höheren Folgekosten für Steuerzahler und Gesellschaft. 
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5 Handlungsempfehlungen 

Die Studienergebnisse zeigen deutlich, dass die erneuerbaren Energien bereits heute einen Kostenvorteil 

gegenüber den Konventionellen aufweisen, wenn neben den Erzeugungskosten auch Kosten durch staatli-

che Förderungen und externe Kosten eingerechnet werden. Dies gilt umso mehr für den Vergleich von 

Neuanlagen. Aus diesen Erkenntnissen lassen sich sowohl der Kostenvorteil der Energiewende als auch 

weitere politische Handlungsempfehlungen ableiten. 

Kostenvorteil Energiewende  

Es existiert eine Reihe von Studien, die sich mit den Kosten der vollständigen Umstellung des Stromsys-

tems auf Erneuerbare im Zuge der Energiewende beschäftigen (u.a. 50Hertz 2016; DICE Consultant 2016; 

FÖS 2013; Fraunhofer ISE 2015; Fraunhofer ISI 2015; Fraunhofer IWES 2014; Nitsch/Pregger 2013). Aller-

dings beziehen sich viele Studien lediglich auf die Bruttokosten, da sie nur die Gesamtkosten des Ausbaus 

erneuerbarer Energien schätzen und nicht gegenüberstellen, welche Kosten im Gegenzug eingespart wer-

den (vgl. z.B. 50Hertz 2016; DICE Consultant 2016; Fraunhofer ISE 2015). Auf diese Weise wird die volks-

wirtschaftliche Kosten-Nutzen-Bilanz stark verzerrt, weil beispielsweise nicht eingerechnet wird, welche 

Umweltschadenskosten vermieden werden oder dass ohne den Ausbau erneuerbarer Energien stattdessen 

neue (teure) konventionelle Kraftwerke gebaut werden müssten. Im Einzelnen unterscheiden sich die Stu-

dien zudem darin, welche Kostenbestandteile in die Berechnung einfließen (z.B. EEG-Differenzkosten; 

Investitionskosten der EE; Integrationskosten der EE, z.B. durch Übertragungs- und Verteilnetzausbau, 

Speicherausbau, Kosten durch Engpassmanagement; Investitionskosten Gebäudedämmung, Investitionskos-

ten Förderung Elektromobilität etc.). 

Auch wenn sich die Methoden und Ergebnisse im Detail unterscheiden, sind sich alle Studien mit einer 

ausgewogenen Kosten-Nutzen-Betrachtung einig: Die Energiewende hat eine positive gesamtwirtschaftliche 

Bilanz, weil die eingesparten Kosten mittel- bis langfristig höher sind als die Investitionen. Nitsch und Preg-

ger (2013) geben für den Nettonutzen der Umstellung des Stromsystems auf Erneuerbare eine Größenord-

nung von rund 50 Mrd. EUR bis 2030 bzw. rund 500 Mrd. EUR bis 2050 an. Selbst bei Fraunhofer IWES 

(2014), die nur die eingesparten Brennstoffkosten der konventionellen Energien in den Bereichen Stromer-

zeugung, Gebäudesanierung und Verkehr und nicht die dadurch vermiedenen (Umwelt)Kosten einrechnen, 

resultiert ab 2030 bzw. 2035 ein Nettonutzen, der bis 2050 auf rund 100 Mrd. EUR anwächst.    

Zudem existieren eine Reihe von Folgekosten der konventionellen Energieträger Steinkohle, Braunkohle 

und Kernenergie, deren Höhe heute nicht beziffert werden kann. Dazu zählen insbesondere dauerhafte 

Sümpfungen im Steinkohlebergbau, die Wiederherstellung eines natürlichen Wasserhaushalts im Braunkoh-

lebergbau sowie die sichere Lagerung von radioaktiven Reststoffen für sehr lange Zeiträume. Diese Kosten-

risiken konventioneller Energieträger sind in den volkswirtschaftlichen Bilanzen noch nicht enthalten.  

Fazit und Handlungsempfehlungen 

Die staatlichen Förderungen und Regelungen mit Subventionscharakter führen dazu, dass der Stromerzeu-

gungsmarkt trotz EEG noch immer deutlich zu Gunsten der konventionellen Energieträger verzerrt ist. Die 

wichtigste Marktverzerrung geht dabei von den externen Kosten des CO2-Ausstoßes aus, die nicht annäh-

rend über bestehende Instrumente internalisiert werden. Weiterer Handlungsbedarf besteht bei der Be-

steuerung der unterschiedlichen Energieträger und bei der Finanzierung der Folgekosten.  
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Um diese Marktverzerrungen zu korrigieren und damit allen Energieträgern gleiche Wettbewerbsbedingun-

gen zu ermöglichen, werden folgende Reformen empfohlen: 

 Parallel zum EU ETS sollte Deutschland (im Verbund mit seinen westeuropäischen Stromnachbarn) 

einen nationalen CO2-Mindestpreis in der Stromerzeugung umsetzen und auf diese Weise die exter-

nen Effekte der CO2-Emissionen internalisieren. Ein solches Vorgehen stünde auch im Einklang mit 

den erwarteten Reformen auf europäischer Ebene in Bezug auf die Marktstabilitätsreserve (MSR). 

Diese würde die anfallenden Zusatzüberschüsse zukünftig absorbieren. Zusätzlich muss ein neues 

Gesetz zur Besteuerung der Atomkonzerne bis zum Jahr 2022 eingeführt werden, um auch bei der 

Atomenergie die Einpreisung gesellschaftlicher Kosten zu verbessern. 

 Unabhängig davon sollte die deutsche Energiebesteuerung, die von zahlreichen Ausnahmen und teils 

nur schwer nachvollziehbaren Sonderregelungen gekennzeichnet ist, auf eine neue Grundlage ge-

stellt werden. Aus umweltpolitischer Sicht bietet sich der Vorschlag der Europäischen Kommission 

an, die Steuersätze systematisch in Anlehnung an den CO2- und Energiegehalt des jeweiligen Ener-

gieträgers zu harmonisieren. Auf diese Weise würden sowohl Klimaschadenskosten als auch andere 

sektorspezifische Kosten verursachergerecht eingepreist. 

 Weiterhin sollte der Abbau umweltschädlicher Subventionen weit oben auf der politischen Agenda 

stehen. Dazu zählen z.B. die Ausnahmen von der Förderabgabe und Wasserentnahmeentgelten im 

Stein- und Braunkohlebergbau.  

 Darüber hinaus sollten keinerlei neue Subventionen für umwelt- und klimaschädliche Energieträger 

eingeführt werden. Ein Negativbeispiel sind die Kapazitätsprämien für die in die Sicherheitsbereit-

schaft überführten Braunkohlekraftwerke im Zeitraum 2016-2023. 

 Sowohl bei Atomenergie als auch bei der Braunkohle sollten die Folgekosten verursachergerecht fi-

nanziert werden. Im Atombereich wird dies zumindest anteilig über den Mitte 2017 einzurichtenden 

Fonds realisiert. Hierbei muss allerdings sichergestellt werden, dass auch die Kosten, die nicht aus 

dem Fonds finanziert werden können, von den Verursachern getragen werden. Im Braunkohlebereich 

sollte in der kurzen bis mittleren Frist die Folgekostenfinanzierung mittels Sicherheitsleistungen ab-

gesichert werden. Für besonders langfristige Folgekosten im Bereich Gewässerhaushalt ist ggf. eben-

falls eine Fondslösung zu prüfen (FÖS/IASS 2016).  
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1 Übersicht über die erfassten Arten von staatlichen Förderungen im Energiebereich 

 

 
Steinkohle  Braunkohle  Erdgas Atomenergie 

Erneuerbare  

Energien  

A. 

Finanzhilfen  

1. Forschung und Entwicklung 

im Bereich Bergbautechnik; 

inkl. Forschung und 

Pilotvorhaben CCS auf 

nationaler Ebene 

2. Forschung und 

Pilotvorhaben CCS auf 

europäischer Ebene 

3. Absatzbeihilfen 

4. Modernisierungsbeihilfen 

5. Soziale Beihilfen 

6. Stilllegungsbeihilfen 

 

1. Forschung und Entwicklung 

(Bergbautechnik, 

Kraftwerke); inkl. For-

schung und Pilotvorhaben 

CCS auf nationaler Ebene 

2. Forschung und 

Pilotvorhaben CCS auf 

europäischer Ebene 

3. Altlasten/Sanierung 

Braunkohlebergbaugebiete 

 

1. Forschung und Entwicklung 

(Bergbautechnik, 

Kraftwerke); inkl. For-

schung und Pilotvorhaben 

CCS auf nationaler und 

europäischer Ebene 

 

 

1. Forschung und Entwicklung; 

inkl. Endlager Standortsuche 

2. Ausgaben Bundesländer 

3. Bürgschaften 

4. Euratom + Phare (Anteil D) 

5. Stilllegung Ost-D AKW 

6. Wismut Sanierung 

7. Sanierung Morsleben 

8. Sanierung Asse 

9. Tschernobyl 

10. Beiträge internat. 

Organisationen 

1. Forschung und Entwicklung  

2. Förderprogramme des 

Bundes und der Länder 

(Investitionsbeihilfen, 

Zinsvergünstigungen, 

Bürgschaften)  

3. EU-Programme (soweit 

quantifizierbar und auf D 

zurechenbar)  

4. Beiträge internat. 

Organisationen 

5. Bürgschaften 

B.  

Steuerver-

günstigungen  

1. Steuervergünstigungen Energiesteuer, diese werden nach folgender einheitlicher Methodik geschätzt:  

 Benchmark / Referenz ist eine systematische CO2/Energiesteuer,   

in diesem Zusammenhang auch Festlegung eines Benchmark-Steuersatzes für erneuerbare Energien  

 Steuersatz auf leichtes Heizöl wird als Basissteuersatz zugrunde gelegt  

 Brutto-Steuervergünstigung: Jede Minderbesteuerung (in Höhe oder hinsichtlich Bemessungsgrundlage)  

 Für die in der Stromerzeugung eingesetzten Energieträger wird das Aufkommen des Kohlepfennigs sowie der seit 1999 erhobenen Stromsteuer gegengerechnet (Zurechnung 

gemäß Anteilen der Energieträger an Bruttostromerzeugung)  
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Steinkohle  Braunkohle  Erdgas Atomenergie 

Erneuerbare  

Energien  

2. Befreiung von der 

Förderabgabe 

3. Ermäßigungen bzw. 

Befreiung von 

Wasserentnahmeabgaben  

4. Absatzbeihilfen 

5. Modernisierungsbeihilfen 

6. Soziale Beihilfen 

2. Befreiung von der 

Förderabgabe 

3. Ermäßigungen bzw. 

Befreiung von 

Wasserentnahmeabgaben  

 

2. Befreiung von der 

Förderabgabe 

 

 

 

 

C. Staatliche 

Regelungen  

1. Vorteile im Rahmen des Emissionshandels  

 Förderwert der unentgeltlichen Zuteilung von Emissionszertifikaten in den ersten beiden 

Handelsperioden (2005-2012)  

1. Strompreiserhöhung durch Emissionshandel 

 Atomstrom profitiert in voller Höhe  

 Auch den erneuerbaren Energien wird die 

Strompreiserhöhung durch den Emissionshandel in 

voller Höhe und auf die gesamte EE-Stromerzeugung 

als Vorteil (Förderwert) zugerechnet.  

 

 

2. Sicherheitsbereit- 

schaft 

 2.  Rückstellungen 

 Berechnet wird der Vorteil 

der Innenfinanzierung 

(Mehrerlöse durch 

Verwendbarkeit im 

Unternehmen ggü. einer 

Rendite im Rahmen eines 

Öff-Rechtlichen Fonds), 

inkl. Zinseffekte 

2.  EEG  

1.   EEG /Stromeinspeisegesetz 

2. Entschädigungszahlungen im 

Rahmen des 

Einspeisemanagements 

3. Regel- und Ausgleichsenergie 

4. Merit-Order-Effekt  
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Sonstige  

(ohne 

systematische 

Quantifizierung 

und ohne 

Berücksichtigung 

in der Summe)  

1. Bundeszuschuss zur 

knappschaftlichen 

Rentenversicherung  

2. Belastungen Kommunen 

und Wasserwirtschaft durch 

Steinkohlenbergbau  

3. Aufwendungen für 

Bergbehörden 

4. Kosten durch 

Bergsenkungsschäden 

5. Kosten durch Unfälle  

6. Subventionen des 

Saarlandes 

7. Steuervergünstigungen für 

die RAG 

8. Forschungsmittel für 

Kraftwerkstechnik 

außerhalb von CCS 

9. Forschungsmittel im 

Bereich Kohle und Stahl auf 

europäischer Ebene  

10. Bürgschaften ausländische 

Investitionen 

11. KfW Finanzierung im 

Ausland 

12. Förderung im Rahmen des 

KWKG 

 

1. Innenfinanzierung über 

Rückstellungen 

2. Öffentliche Folgekosten 

Wasserhaushalt  

3. Umsiedlungs- und 

Infrastrukturmaßnahmen 

4. Verringerte Bodenqualität 

(z.B. für 

landwirtschaftliche 

Folgenutzung) 

5. Kosten durch Bergschäden 

an privatem und 

öffentlichem Eigentum 

6. Bürgschaften ausländische 

Investitionen 

7. KfW Finanzierung im 

Ausland 

8. Braunkohleschutzklausel im 

Zusammenhang mit 

Deutscher Einheit 

9. Braunkohlesanierung in den 

neuen Bundesländern 

 

1. Finanzierung von 

Infrastruktur (v.a. Netze) 

2. Ermäßigungen bzw. 

Befreiung von 

Wasserentnahmeentgelten 

(z. B. bei Erdgasspeichern) 

3. Bürgschaften ausländische 

Investitionen 

4. KfW Finanzierung im 

Ausland 

5. Förderung im Rahmen des 

KWKG 

6. KfW-Programme zur 

Vergabe von 

kostengünstigen Krediten 

an Stadtwerke  

1. Polizeiliche Sicherung von 

Atomtransporten 

2. Kosten für nationale 

Atomverwaltung 

3. Kosten für Aufbau und 

Unterhaltung einer 

behördlichen und/oder 

halbstaatlichen Infrastruktur 

4. Kosten für 

Katastrophenschutz im 

Hinblick auf das Risiko 

nuklearer Unfälle 

1. Förderprogramme 

Bundesländer und 

Kommunen  

2. Förderprogramme von 

Energieversorgungsunterne

hmen und Stiftungen  

3. Bürgschaften ausländische 

Investitionen vor 2005 

4. Exportinitiative 

Erneuerbare Energien 

5. Netzanschlusskosten 

Offshore 
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2 Ergebnisse Staatliche Förderungen 1970-2016 

Staatliche Förderungen der Atomenergie 1970-2016 

 

Alle Angaben in Mrd. €

nominal
real 

1970-2016

A. Finanzhilfen 53,0 84,6 54,2 0,7

A.1. Forschung D. 30,2 54,9 49,1 0,5

davon: Endlager Standort-Suche 0,6 0,7 0,7 0,1

A.2. Ausgaben Bundesländer 0,7 1,9 1,9 0

A.3. Bürgschaften 0,1 0,2 ** 0,2 0

A.4. Euratom + Phare (Anteil D.) 3,1 3,9 0 0

A.5. Stilllegung ostdeutsche AKW 3,6 4,0 0 0

A.6. Wismut Sanierung 6,2 7,9 0 0

A.7. Morsleben 1,1 1,3 0,8 0,03

A.8. Asse 1,1 1,2 1,2 0,1

A.9. Tschnernobyl 0,7 0,8 0 0

A.10. Beiträge internat. Organisationen 6,1 8,6 1,1 0,03

B. Steuervergünstigungen 43,6 52,8 52,8 0,98

B.1 Steuervergünst. Energiesteuer netto 43,6 52,8 52,8 0,98

C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 83,9 99,6 99,6 4,2

C.1. Emissionshandel 12,3 13,4 13,4 0,3

C.2. Förderwert Rückstellungen 71,6 86,2 86,2 3,9 ***

A. +B. Summe 1: Budgetwirksame Förderungen 96,6 137,4 107,0 1,7

Durchschnittlich in Ct pro kWh 2,1 2,0

A.+B.+  

C.

Summe 2: Budgetwirksame Förderungen + 

Vorteile Emissionshandel + Rückstellungen
180,5 237,0 206,7 5,9

Durchschnittlich in Ct pro kWh 4,1 7,0

*** Im Förderwert der Rückstellungen im Jahr 2014 sind 2,5 Mrd. EUR an Zinseszinseffekt enthalten

** Inflationsbereinigung nicht möglich, weil verwendete Quelle nur kumulierte Zahl, keine Einzeljahre 

ausweist

* Bei der Kalkulation der spezifischen Förderwerte in Ct pro kWh sind nur diejenigen Ausgaben 

einbezogen, die der Stromerzeugung in Deutschland zurechenbar sind (nicht berücksichtigt sind u.a. 

DDR-Altlasten)

gesamte 

Förderungen                      

1970-2016

Förderungen Anteil 

Stromerzeugung*

real

(Preise 

2016)

im Jahr 2016
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Staatliche Förderungen der Steinkohle 1970-2016 

 

 

  

Alle Angaben in Mrd. €

nominal real

1970-2016

A. Finanzhilfen 142,0 208,9 118,9 1,0

A.1. Forschung und Entwicklung** 3,7 6,7 3,8 0,01

A.2. Forschung und Pilotvorhaben CCS EU, Anteil D.*** 0,1 0,1 0,1 0

A.3. Absatzbeihilfen 119,5 168,8 96,1 0,9

A.4. Modernisierungsbeihilfen 5,8 12,5 7,1 0

A.5. Soziale Beihilfen 9,5 14,0 7,9 0,1

A.6. Stilllegungsbeihilfen 3,5 6,8 3,9 0

B. Steuervergünstigungen 81,5 112,9 64,3 1,2

B.1. Steuervergünst. Energiesteuer netto 66,8 86,6 49,3 1,2

B.2. Befreiung Förderabgabe 10,8 18,3 10,4 0,02

B.3. Befreiung Wasserabgaben (seit 1995) 0,1 0,1 0,04 0

B.4. Absatzbeihilfen 0,4 1,2 0,7 0

B.5. Modernisierungsbeihilfen 0,7 1,8 1,1 0

B.6. Soziale Beihilfen 2,7 4,9 2,8 0

C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 13,5 14,8 8,4 0

C.1. Förderwert des Emissionshandels 13,5 14,8 8,4 0

A.+B. Summe 1: Budgetwirksame Förderungen 223,5 321,8 183,1 2,2

Durchschnittlich in Ct pro kWh 3,1 2,0

A.+ B.    

+ C.1.

Summe 2: Budgetwirksame Förderungen + 

Vorteile Emissionshandel
237,0 336,6 191,5 2,2

Durchschnittlich in Ct pro kWh 3,3 2,0

* gemäß Anteil der Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle

** inkl. Forschung und Pilotvorhaben CCS national, nur Anteil Steinkohle (geschätzt)

*** nur Anteil Steinkohle (geschätzt)

gesamte

 Förderungen 

1970-2016

real 

(Preise 

2016)

im Jahr 

2016

Förderungen Anteil 

Stromerzeugung*
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Staatliche Förderungen der Braunkohle 1970-2016 

 

 

Alle Angaben in Mrd. €

nominal real

1970-

2016

A. Finanzhilfen 11,5 14,3 0,2 0,02

A.1. Forschung und Entwicklung** 0,1 0,2 0,1 0,01

A.2. Forschung und Pilotvorhaben CCS EU, Anteil D.*** 0,03 0,03 0,02 0

A.3. Altlasten / Sanierung Braunkohlebergbaugebiete 11,3 14,1 0 0

B. Steuervergünstigungen 55,8 70,5 59,7 1,6

B.1. Steuervergünst. Energiesteuer netto 49,2 62,1 52,6 1,4

B.2. Befreiung Förderabgabe 5,9 7,5 6,4 0,2

B.3. Befreiung Wasserabgaben (seit 1995) 0,7 0,9 0,7 0,02

C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 13,6 15,1 13,6 0

C.1. Förderwert des Emissionshandels 13,6 15,1 13,6 0

C.2. Sicherheitsbereitschaft 0,1 0,1 0,1 0,1

A.+B. Summe 1: Budgetwirksame Förderungen 67,3 84,7 59,8 1,7

Durchschnittlich in Ct pro kWh 1,0 1,1

A.+B.    

+ C.1.

Summe 2: Budgetwirksame Förderungen + 

Vorteile Emissionshandel
80,9 99,8 73,4 1,7

Durchschnittlich in Ct pro kWh 1,3 1,1

** inkl. Forschung und Pilotvorhaben CCS national, nur Anteil Braunkohle (geschätzt)

*** nur Anteil Braunkohle (geschätzt)

* gemäß Anteil der Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Braunkohle, 

ohne Altlasten der ehemaligen DDR-Bergbaugebiete (A.3)

gesamte 

Förderungen                      

1970-2016 

real 

(Preise 

2016)

im Jahr 

2016

Förderungen Anteil 

Stromerzeugung*
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Staatliche Förderungen von Erdgas 2007-2016 

 

 

 

Alle Angaben in Mrd. €

nominal real

2007-

2016

A. Finanzhilfen 0,06 0,06 0,01 0,001

A.1. Forschung und Entwicklung 0,06 0,06 0,01 0,001

B. Steuervergünstigungen 6,7 7,1 -1,5 -0,2

B.1. Steuervergünst. Energiesteuer netto 10,0 10,5 -0,9 -0,2

B.2. Befreiung Förderabgabe* -3,2 -3,4 -0,6 0,0

C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 5,0 5,3 2,2 0

C.1. Förderwert des Emissionshandels 5,0 5,3 2,2 0

A.+B. Summe 1: Budgetwirksame Förderungen 6,8 7,2 -1,5 -0,2

Durchschnittlich in Ct pro kWh -0,1 -0,3

A.+B.    

+ C.1.

Summe 2: Budgetwirksame Förderungen + 

Vorteile Emissionshandel
11,8 12,5 0,7 -0,2

Durchschnittlich in Ct pro kWh 0,04 -0,3

* negativ, weil die tatsächlich gezahlte Förderabgabe höher ist als 10% des Marktwertes (Methodik Kohle)

gesamte 

Förderungen                      

2007-2016

real 

(Preise 

2016)

im Jahr 

2016

Förderungen Anteil 

Stromerzeugung
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Staatliche Förderungen der erneuerbaren Energien 1970-2016 
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3 Ergebnisse Datenblätter 

3.1 Datenblätter Atomenergie 

3.1.1 A. Finanzhilfen 

 

A.1 Forschungsausgaben des Bundes 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden wird die öffentliche Förderung beziffert, die für nukleare Projekte, insbesondere For-

schungsprojekte, aufgewendet wurde. Dabei handelt es sich sowohl um Kosten für Errichtung und Betrieb 

von z.B. Forschungsreaktoren, als auch um Ausgaben zur Stilllegung und zum Rückbau von Nuklearanlagen. 

Hinzu kommen Ausgaben für die Fusionsforschung (FÖS 2010a). 

Dem liegt ein weit gefasster Forschungsbegriff zugrunde, der Förderungen in den folgenden Kategorien 

einschließt (vgl. DIW 2007, S. 13):  

1. Projektförderung und Ressortforschung 

2. Institutionelle Förderung einschließlich bundeseigene Einrichtungen 

3. Beiträge und Zuschüsse an internationale wissenschaftliche Organisationen und zwischenstaatliche 

Forschungseinrichtungen 

Einige darin enthaltene Ausgaben werden in Einzeldatenblättern gesondert aufgeführt. Um eine Mehrfach-

nennung von Fördertatbeständen zu vermeiden, werden sie hier abgezogen (siehe unten, „Quantifizie-

rung“).  

Quantifizierung 

Als Datenquelle wird auf die „Bundesberichte Forschung“ des BMBF zurückgegriffen (aktuellster Bericht: 

„Bundesberichts Forschung & Innovation 2016“(BMBF 2016)). Folgende Bundesausgaben sind in den BMBF-

Daten enthalten (vgl. Tab. 5 4/6 (S. 489): Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung und Entwick-

lung nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten): 

  „Kerntechnische Sicherheit und Entsorgung“ 

  „Beseitigung kerntechnischer Anlagen“ 

  „Fusionsforschung“ 

 

Für den Zeitraum 1970 bis 2016 lassen sich öffentliche Ausgaben für die drei genannten Bereiche in Höhe 

von 31,4 Mrd. EUR (nominal) bzw. 56,5 Mrd. EUR (real) nachweisen. Die Angaben beziehen sich ausschließ-

lich auf die Bundesrepublik Deutschland. 

Um Doppelzählungen einzelner Fördertatbestände zu vermeiden, wird der Förderwert folgender Bundes-

ausgaben gesondert aufgeführt und von den genannten Summen abgezogen: 
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 Ausgaben des BMBF für die Sanierung und Schließung des Endlagers Asse (1993 bis 2008), enthalten 

in „A.8 Asse“: 0,314 Mrd. EUR (nominal) bzw. 0,381 Mrd. EUR (real), 

 Ausgaben des BMU für das „Integrierte Mess- und Informationssystem zur Überwachung der Umwelt-

radioaktivität“ (IMIS) im Aufgabenbereich des BfS, enthalten in den Ausgaben in Folge des Tschern-

obylunfalls seit 1994, enthalten in A.10 Tschernobyl: 0,126 Mrd. EUR (nominal) bzw. 0,147 Mrd. EUR 

(real),  

 Ausgaben des BMWi für den deutschen Beitrag zur IAEO seit 1970, enthalten in A.11 Beitrag an in-

ternationale Organisationen: 0,75 Mrd. EUR (nominal) bzw. 1,123 Mrd. EUR (real).  

 

Tabelle 8 Nukleare Forschungsförderung 1970-2016 (ohne Ausgaben für Asse, IMIS und IAEO) 

 1970-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 
30,23 54,89 0,70 

Davon: Endlager Standort-

suche 
0,61 0,71 0,08 

 

Die Forschungsausgaben des Bundes im Bereich Atomenergie werden fast vollständig der Stromerzeugung 

zugerechnet. Nur der Anteil der Ausgaben, der in die Kernfusion geflossen ist, wird hier rausgerechnet. 

Die Förderungen im Bereich Stromerzeugung betragen im Zeitraum 1970-2016 49,1 Mrd. EUR real. 

 

A.1 Endlagerstandortsuche (Teil der Forschungsausgaben) 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll der Kostenanteil, den der Bund an der Erkundung und der Umrüstung der Endlagerstan-

dorte trägt, quantifiziert werden. Die Kosten für die Endlagerung sollten zu 100 % durch die Verursacher 

refinanziert werden. In diesem Zusammenhang besteht auch für den Bund als Betreiber von Forschungsein-

richtungen eine Zahlungsverpflichtung. „Die Finanzierung insbesondere der Planung und Errichtung von 

Endlagern nach § 9a Abs. 3 Satz 1 AtG erfolgt durch Beiträge der Abfallverursacher (§ 21b Abs. 1 AtG).“  

Nach Ablauf eines Kalenderjahres werden die Vorausleistungen nach den tatsächlichen Kosten ermittelt 

und den Verursachern in Rechnung gestellt. Die Kosten für die Standortsuche und Errichtung von Endlagern 

werden den Verursachern über die EndlagervorausleistungsVO angelastet. Um eine möglichst transparente 

Dokumentation der staatlichen Beteiligung an Endlagerkosten zu erreichen, werden sie in diesem Ab-

schnitt gesondert beschrieben und quantifiziert, bei der Summenbildung aber nicht getrennt ausgewiesen 

und daher nur als Teil der staatlichen Forschungsförderung erfasst. 

Quantifizierung  

Die Bundesregierung beziffert die Kosten für den Standort Gorleben im Zeitraum 1977 bis Ende 2007 auf 

1,51 Mrd. EUR (Bundesregierung 2008). Die Ausgaben seit 2008 konnten den Haushaltsplänen des BMUB 

entnommen werden. Die Gesamtausgaben für die Erkundung des Salzstocks Gorleben liegen damit bis Ende 

2016 bei rund 1,8 Mrd. EUR (nominal). 11,52 Prozent der Kosten für Gorleben sind gemäß der Endlagervo-

rausleistungsverordnung von Einrichtungen der öffentlichen Hand zu zahlen (Bundesregierung 2008). Dar-
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aus ergibt sich eine Fördersumme bis 2016 von rund 207 Mio. EUR nominal rund 300 Mio. EUR real. Die 

anteilige Fördersumme im Jahr 2016 beträgt rund 3 Mio. EUR (BMUB 2016). 

Für den Standort Konrad (als Endlager für schwach- und mittelradioaktive Abfälle) belaufen sich die Aus-

gaben für Planungs- und Erkundungsarbeiten im Zeitraum 1975 bis 2016 auf rund 2,1 Mrd. EUR (nominal). 

Sie setzen sich zusammen aus den Ausgaben bis 2007 von 945 Mio. EUR (nach Angaben des BfS) und den 

weiteren jährlichen Ausgaben laut Haushaltsplänen des BMUB. Die Gesamtkosten des Umbaus des Schach-

tes Konrad werden inzwischen auf 3,4 Mrd. EUR geschätzt (BfS 2016). 

Die Kosten für den Umbau des Standorts Konrad werden zu etwa 1/3 aus öffentlichen Geldern finanziert, 

die restlichen 2/3 werden je nach Herkunft des nuklearen Mülls anteilig den Erzeugern aufgelastet (BfS 

2014a). Um den Anteil des Bundes an den Kosten zu ermitteln, wird ab 2008 (Beginn der Umrüstung) ein 

Drittel der Gesamtausgaben als öffentliche Förderung angerechnet. Damit erhalten wir eine spezifische 

Fördersumme des Standorts Konrad bis 2016 in Höhe von 400 Mio. EUR nominal (412 Mio. EUR real) und 

rund 67 Mio. EUR in 2016 (BMUB 2016). 

Tabelle 9 Ausgaben für Gorleben und Konrad 1977-2016 (Anteil des Bundes) 

 1970-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016  

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Erkundung Salzstock Gorleben (An-

teil Bund 11,52 %) 
0,21 0,30 0,00 

Umrüstung Schacht Konrad (Anteil 

Bund 1/3) 
0,40 0,41 0,07 

Summe 0,61 0,71 0,07 

 

Die Ausgaben des Bundes für die Suche und Erkundung von Gorleben und Konrad werden vollständig der 

Stromerzeugung zugerechnet (als Anteil der Forschungsausgaben). 
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A.2 Forschungsausgaben der Bundesländer 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die Forschungsförderung der Atomenergie durch die Bundesländer quantifiziert werden. 

Für eine vollständige Erfassung wäre eine Einzelrecherche zu allen Bundesländern erforderlich. Dies kann 

im Rahmen dieser Studie nicht geleistet werden. Daher beziehen wir nur den Anteil des vom DIW ermittel-

ten Wertes von 4,97 Mrd. EUR (Preise 2006) ein, der auf den Zeitraum nach 1970 fällt. 

Quantifizierung 

Das DIW (2007) gibt die Ausgaben der Bundesländer für die Atomforschung zwischen 1956 und 1975 mit 

4,97 Mrd. EUR (Preise 2006) an. In Preisen 2016 sind das rund 5,5 Mrd. EUR. Von 1970 bis 1975 betrug die 

reale Förderung 1,9 Mrd. EUR, unter der Annahme dass sich die Gesamtsumme gleichmäßig auf die Einzel-

jahre verteilt. 

Tabelle 10 Forschungsausgaben der Bundesländer 1970-1975 

 1970-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR  

Summe 0,67 1,91 0 

 

Die Forschungsausgaben der Bundesländer im Bereich Atomenergie werden vollständig der Stromerzeugung 

zugerechnet. 
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A.3 Bürgschaften des Bundes für ausländische Projekte 

Kurzbeschreibung 

Bürgschaften und Beteiligungen sind als Subventionen oder subventionsähnliche Leistungen gleicher Wir-

kung einzustufen (FÖS 2010a). Im Folgenden wird die Höhe der sogenannten Hermesdeckungen mit Bezug 

zu nuklearen Projekten ermittelt, sowie deren Subventionswirkung quantifiziert. Bei Hermesdeckungen 

handelt es sich um staatliche Exportkreditgarantien, die deutsche Exportunternehmen gegen Zahlungsaus-

fall der ausländischen Schuldner absichern. Mit dem Mandat der Geschäftsführung hat die Bundesregierung 

die Euler Hermes AG, sowie die PricewaterhouseCoopers AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft beauftragt. 

Das Geschäftsergebnis lag 2013 bei 580,9 Mio. EUR bei einer Deckungssumme von Exporten in Höhe von 

27,9 Mrd. EUR (Euler Hermes AG 2013). 

Quantifizierung 

Im Zeitraum zwischen 1969 und 1998 wurden Atomexporte in der Höhe von mehr als 6 Mrd. EUR über Ex-

portgarantien abgesichert (World Economy, Ecology and Development 2002). Zwischen 2001 und 2009 war 

die Deckung von Atomexporten über staatliche Exportkreditversicherungen zeitweise verboten, diese Re-

gelung wurde von der schwarz-gelben Bundesregierung jedoch wieder aufgehoben (Bundesregierung 2011). 

Infolgedessen wurden seit 2009 elf Exportkreditgarantien für Ausfuhren von Nukleartechnologie in Höhe 

von insgesamt 54,76 Mio. EUR vergeben
7
. Laut einer Mitteilung des BMWi hat die Bundesregierung ent-

schieden, künftig keine Exportkreditgarantien für nukleare Anlagen mehr zu vergeben (BMWi 2014a). Aus-

nahmen bilden weiterhin Technologien und Leistungen, die die Sicherheit bestehender Anlagen erhöhen 

oder dem Rückbau und der Entsorgung dienen.  

Aufgrund der schwierigen Quantifizierung der Förderwirkung werden Exportkreditgarantien nicht in den 

Subventionsbericht der Bundesregierung aufgenommen. Es wird darauf verwiesen, dass zur Veranlagung 

der Förderwirkung nicht die gesamte Deckungssumme herangezogen werden kann, sondern lediglich der 

evtl. Zinsvorteil und der erleichterte Zugang zu Krediten.
8
  

Geht man davon aus, dassein marktüblicher Kreditzins ca. 5 % beträgt und durch die Bürgschaften um ca. 

2 % niedrigere Zinsen für die Projekte gewährt wurden, so lassen sich 2 % der Bürgschaftssumme als Sub-

ventionswert der Exportkreditgarantien ansetzen.  

 FÖS (2010a) stellt basierend auf dieser Methodik die konservative Schätzung von 120 Mio. EUR För-

dersumme für den Zeitraum bis 1998 auf.  

 Weiterhin berechnet FÖS (2010) eine Fördersumme von 19,53 Mio. EUR basierend auf der Beteili-

gung der Bayrischen Landesbank (BLB) am finnischen Atomprojekt AKW Olkiluoto 3.  

 Hinzu kommen für den Zeitraum 2009 bis 2012 (ausgehend von der o.g. Deckungssumme in Höhe von 

54,76 Mio. EUR) zusätzlich rund 1,1 Mio. EUR an Förderung durch den Zinsvorteil. 

Die gesamte Fördersumme durch Exportkreditgarantien beläuft sich damit auf nominal 141 Mio. EUR und 

real auf 179 Mio. EUR. 

 

                                                 
7
  Inflationsbereinigt in Preisen für 2014; für die genaue Auflistung der Hermesgedeckten Projekte siehe Bundestag (2014) 

8
  vgl. 19. Subventionsbericht der Bundesregierung (2003), Seite 137 
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Tabelle 11 Förderwert von Bürgschaften für AKW-Projekte 1970-2016 

 1970-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

Subventionswert Hermes 1969-1998 0,12 0,15
9 

Subventionswert Hermes 2009 - 2012 0,00 0,00 

Kredit Bayern LB 2003 0,02 0,02 

Summe 0,14 0,18 
 

Die Bürgschaften des Bundes für ausländische Projekte im Bereich Atomenergie werden vollständig der 

Stromerzeugung zugerechnet. 

  

                                                 
9
  Die Preisbereinigung konnte nur für die Umrechnung des Preisstands 1998 auf 2016 erfolgen, da die verfügbare Quelle die 

Ausgaben nur kumuliert und nicht in Einzeljahren ausweist. 
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A.4 EU-Ausgaben (Anteil Deutschland) 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden wird die Förderung nuklearer Projekte beziffert, die Deutschland über seinen Anteil am EU-

Haushalt im Rahmen der EURATOM und PHARE Programme aufwendet. Über EURATOM wird die Entwick-

lung oder Forschung in folgenden Bereichen gefördert: Kernspaltung, Kernfusion, Sicherheit, Stilllegung 

und Rückbau kerntechnischer Anlagen, sowie Strahlenschutz und Behandlung von strahlendem Abfall (FÖS 

2010a). Über das PHARE Programm unterstützte die EU einzelne Länder gezielt beim Rückbau oder der 

Modernisierung kerntechnischer Anlagen. 

Quantifizierung  

Vom ersten bis zum siebten Forschungsrahmenprogramm (FRP, 1984 – 2016) wurde das Programm 

EURATOM mit insgesamt 12,89 Mrd. EUR (in nominalen Preisen) von der EU finanziert (siehe Tabelle 12). 

Dabei lief das EURATOM Programm zunächst 2011 aus, wurde auf Vorschlag der EU Kommission jedoch bis 

Ende 2013 mit einem Finanzierungsrahmen von 2,56 Mrd. EUR verlängert (EU Rat 2012; FÖS 2010a).  

Mit Auslaufen des 7. FRP wurde im Jahr 2014 das EU-Rahmenprogramm für Forschung und Innovation „Ho-

rizont 2020“ verabschiedet (EU Rat 2013a). Zusätzlich zu Horizont 2020 wurde das EURATOM Programm 

2014 erneut bis zum Jahr 2018 verlängert und soll mit 1,603 Mrd. EUR finanziert werden. In den Jahren 

2015 und 2016 wurden in diesem Rahmen Zahlungen in Höhe von 0,33 Mrd. EUR und 0,32 Mrd. EUR getätigt 

(Europäische Kommission 2015a; Europäische Kommission 2016a). Der Großteil des Budgets entfällt auf die 

Erforschung der Kernfusion (EU Rat 2013b). 

Tabelle 12 EURATOM Förderung der EU gesamt 1984-2018 (nominale Werte) 

EURATOM Förderung in den For-

schungsrahmenprogrammen 

Gesamtsumme  

für EURATOM Mrd. EUR 

Ø Förderung p.a.  

Mrd. EUR 

FRP 1 (1984-1986) 0,94 0,31  

FRP 2 (1987-1990) 1,05 0,26 

FRP 3 (1991-1994) 0,80 0,20     

FRP 4 (1995-1998) 1,34 0,33 

FRP 5 (1999-2002) 1,26 0,32 

FRP 6 (2003-2006) 1,23 0,31 

FRP 7a (2007-2011) 2,75 0,55 

FRP 7b (2012 – 2013) 2,56 1,28 

Horizont 2020 (2014 - 2018) 1,60 0,32 

Summe 1984-2016 12,89  

 

Das PHARE-Programm unterstützte mittel- und osteuropäische Länder in den Jahren 2001 bis 2005 mit 

insgesamt 0,54 Mrd. EUR in den Bereichen „nukleare Sicherheit“ und „Stilllegung“, wobei „die Unterstüt-

zung durch das Programm PHARE im Allgemeinen nicht in Form von Darlehen, sondern durch nicht rück-

zahlbare Zuschüsse erfolgt“ (PHARE 2007).  
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Deutschlands Anteil an der Förderung 

Deutschland finanziert die EU-Ausgaben von insgesamt 12,89 Mrd. EUR nominal (EURATOM und PHARE) 

über seinen Anteil am EU Haushalt direkt mit; dieser Anteil betrug 21,73 % in 2015 und 21,37 % in 2016. 

Zwischen 1984 und 2016 wurde Atomenergie im Rahmen dieser Programme daher mit 3,1 Mrd. EUR nomi-

nal und 3,9 Mrd. EUR real durch Deutschland gefördert. 

Tabelle 13 Beiträge Deutschlands zur EU Förderung 1984-2016 (EURATOM und PHARE) 

 
1984-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1984-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 3,12 3,91 0,07 

 

Die EU-Ausgaben im Bereich der Atomenergie werden nicht der Stromerzeugung in Deutschland zugerech-

net. 
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A.5 Nachbetrieb und Stilllegung ostdeutscher AKW 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden wird die öffentliche Finanzierung des Rückbaus ostdeutscher AKW ab 1990 beziffert. Mit 

dem Rückbau ist die Energiewerke Nord GmbH beauftragt, die sich zu 100 % in öffentlicher Hand befindet 

und aus Mitteln des Finanzministeriums finanziert wird. Die EWN ist verantwortlich für den Rückbau der 

ostdeutschen Atomkraftwerke Greifswald (Lubmin) und Rheinsberg, sowie für den Betrieb des Zwischenla-

gers Nord. Darüber hinaus sollen die Rückbaukosten des ostdeutschen Forschungsreaktors Dresden-

Rossendorf quantifiziert werden. Ab dem Jahr 2020 werden in Zukunft voraussichtlich noch die Kosten des 

Forschungsreaktors HZB Berlin (BER II) in Höhe von insgesamt rund 29 Mio. EUR hinzukommen (Bundesre-

gierung 2013). 

Quantifizierung  

Bis zum 31. Dezember 2007 wurden den EWN nach Angaben der Bundesregierung ca. 2,5 Mrd. EUR für die 

Erfüllung ihrer atomrechtlichen Verpflichtungen zur Verfügung gestellt (Bundesregierung 2008). Die Aus-

gaben seit 2008 wurden den jährlichen Haushaltsplänen des BMF entnommen. Insgesamt belief sich die 

staatliche Finanzierung der EWN GmbH bis 2016 nominal auf 3,4 Mrd. EUR. Im Jahr 2016 sind rund 

133 Mio. EUR veranschlagt (BMF 2016a). 

Die Rückbaukosten des Forschungsreaktors Dresden-Rossendorf, finanziert durch das Land Sachsen, belie-

fen sich bis Ende 2007 auf 0,095 Mrd. Euro. Dies geht aus einer Antwort auf eine kleine Anfrage der Bun-

desregierung hervor (Bundesregierung 2008). Bis 2013 stellte das Land Sachsen dem Verein für Kernverfah-

renstechnik und Analytik Rossendorf e. V. (2013) weitere 74 Mio. Euro zur Verfügung. Im Jahr 2016 sind 

gemäß des sächsischen Landeshaushalts rund 10 Mio. EUR veranschlagt(Sächsisches Staatsministerium für 

Wissenschaft und Kunst 2015).  

Die realen (öffentlichen) Ausgaben für die Stilllegung und den Rückbau ostdeutscher AKW belaufen sich 

damit seit 1990 auf rund 4 Mrd. EUR. 

Tabelle 14 Gesamtausgaben für Stilllegung ostdeutscher AKW 1990-2016 

  

1990-2016  

in Mrd. EUR  

nominal 

 

1990-2016  

in Mrd. EUR  

real 

 

2016  

in Mrd. EUR  

 

Dresden-Rossendorf 0,20 0,22 0,01 

EWN (für AKW Greifswald und Rheins-

berg sowie Zwischenlagerung)  
3,44 3,77

10
 0,13 

Summe 3,64 3,99  0,14 

 

Die Ausgaben für die Stilllegung ostdeutscher AKWs sind Folgekosten der deutschen Wiedervereinigung und 

werden nicht der Stromerzeugung zugerechnet.   

                                                 
10

 Die Preisbereinigung konnte nur für das Jahr 2007 erfolgen, da die verfügbare Quelle die Ausgaben nur kumuliert und nicht in 
Einzeljahren ausweist. 
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A.6 Sanierung des Uranerzbergbaus Wismut 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die öffentlich finanzierte Sanierung der vom Uranerzbergbau Wismut betroffenen Regio-

nen in Sachsen und Thüringen beziffert werden. Dazu gehört die Sanierung und Rekultivierung der beschä-

digten Landschaften und Flächen sowie die Stilllegung der ehemaligen Bergwerke und Aufbereitungsanla-

gen. Durchgeführt wird die Sanierung von der bundeseigenen Wismut GmbH. Weiterhin finanzieren der 

Bund und das Land Sachsen zu jeweils 50 % die Sanierung der sächsischen Wismut Altstandorte, geregelt in 

zwei Verwaltungsabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Freistaat Sachsen (2003; 

2013). 

Quantifizierung 

Im Zeitraum 1990-2007 sind nach Angaben der Bundesregierung für die Sanierungsmaßnahmen der Wismut 

GmbH insgesamt ca. 4,9 Mrd. EUR aus dem Bundeshaushalt finanziert worden (Bundesregierung 2008). Die 

weiteren Ausgaben seit 2007 konnten den Haushaltsplänen des BMWi entnommen werden. 

Bis Ende 2016 stellte die Bundesregierung der Wismut GmbH demnach insgesamt rund 6,18 Mrd. Euro (no-

minal) zur Verfügung. Im Jahr 2016 beläuft sich die Finanzierung der Wismut GmbH auf 123 Mio. EUR (BMF 

2016). Die ursprünglich von der Bundesregierung auf rund 7,1 Mrd. EUR geschätzten Kosten für den Bund 

bis zum Abschluss aller Sanierungsarbeiten (BMWi 2014b) werden sich nach aktuellen Schätzungen um rund 

eine Milliarde EUR verteuern (MDR 2016). 

Hinzu kommen Zahlungen des Landes Sachsen im Rahmen der Verwaltungsabkommen (2003; 2013). Für 

den Zeitraum 2003 bis 2022 sind insgesamt 216 Mio. Euro veranschlagt. Der Anteil des Bundes wird aus 

dem Haushaltsposten „Zuwendungen an die Wismut GmbH“ finanziert, darf also nicht doppelt gewertet 

werden, während der Anteil Sachsens zusätzlich berücksichtigt werden muss. Zwischen 2003 und 2016 

beläuft sich die Finanzierung des Landes Sachsen auf insgesamt 68 Mio. EUR.  

Die gesamten öffentlichen Ausgaben für die Wismut Sanierung belaufen sich demnach insgesamt auf rund 

6,25 Mrd. EUR nominal bzw. 7,9 Mrd. EUR real. 

Tabelle 15 Öffentliche Ausgaben für die Wismut Sanierung 1990-2016 

 1990-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1990-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Zuwendungen des Bundes 

an Wismut GmbH 
6,18 7,81 0,12 

Anteil Sachsen für Alt-

standorte 
0,07 0,07 0,01 

Summe 6,25 7,88 0,13 

 

Die Ausgaben für die Sanierung der Region Wismut sind Folgekosten der deutschen Wiedervereinigung und 

werden daher im Rahmen dieser Studie nicht der Stromerzeugung zugerechnet. 
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A.7 Morsleben 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die staatlich finanzierte Stilllegung des DDR-Endlagers Morsleben quantifiziert werden. 

Da es sich auch um Altlasten handelt, die die BRD im Zuge der Wiedervereinigung übernommen hat, lassen 

sich die Kosten im Sinne des Verursacherprinzips nur teilweise den Stromerzeugern zuschreiben. Jedoch 

wurden auch nach der Wiedervereinigung weiterhin radioaktive Abfälle in Morsleben eingelagert. Ziel 

muss also eine Trennung der Abfälle nach Herkunft sein, um die Kosten den tatsächlichen Verursachern 

anlasten zu können. Das BMU (2012) gibt an, dass rund 2/3 der Abfälle aus den alten Bundesländern 

stammen. Auch das BfS geht davon aus, dass rund 60 % der 37.000 m3 radioaktiven Abfälle aus der Zeit 

nach der Wiedervereinigung stammen (BfS 2014b). 

Quantifizierung 

Die öffentliche Finanzierung des Projekts Morsleben belief sich im Zeitraum 1994-2007 nach Angaben der 

Bundesregierung auf 648 Mio. EUR nominal (Bundesregierung 2008). Die Fördersummen für die Jahre 2008 

bis 2016 sind den Haushaltsplänen des BMU zu entnehmen (im Rahmen der Mittel für das Bundesamt für 

Strahlenschutz). Für das Jahr 2016 sind 49 Mio. EUR veranschlagt (BMUB 2015). Die bis Ende 2016 entstan-

denen Kosten für das Endlager belaufen sich insgesamt auf rund 1 Mrd. EUR (nominal). Die Gesamtprojekt-

kosten werden auf 2,2 Mrd. EUR geschätzt (Bundesregierung 2008).  

Rechnet man rund zwei Drittel (60,3 %, vergl. BMUB 2012) der Abfälle bundesdeutschen Verursachern aus 

Nach-Wende-Zeiten zu, so beliefe sich deren öffentliche Förderung bis 2016 auf rund 0,65 Mrd. EUR nomi-

nal und auf 0,76 Mrd. EUR real.  

Tabelle 16 Ausgaben für Betrieb und Stilllegung Morsleben 1994-2016 

 1994-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1994-2016  

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe Gesamtausgaben 1,08 1,25 0,05 

Summe der BRD anzu-

rechnen 
0,65  0,76 0,03 

 

Im Rahmen dieser Studie wird der Anteil der Ausgaben der Stromerzeugung zugerechnet, der durch Abfälle 

der Bundesrepublik Deutschland verursacht wurde (ca. 60 %).  
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A.8 Sanierung und Schließung der Schachtanlage Asse 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die staatliche Finanzierung der Schachtanlage Asse II, insbesondere deren Sanierung und 

die Rückholung des radioaktiven Abfalls, quantifiziert werden. Zwischen 1965 und 1992 wurden 46.930 m3 

radioaktiver Abfall in das ehemalige Salzbergwerk eingelagert. 2008 vereinbarten die beteiligten Ministe-

rien, die Asse als Atommüllendlager zu behandeln und dem Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) die Ver-

antwortung zu übertragen. Das BfS steht heute vor den Problemen eindringender Salzlösungen in den 

Bergwerksschacht und einem einsturzgefährdeten Anlagengebäude (FÖS 2010a). Gemäß der Novelle des 

AtG 2009 ist die Asse unverzüglich stillzulegen. Die Rückholung der eingelagerten nuklearen Abfälle gilt als 

die beste Lösung (BfS 2012). Im Februar 2013 hat der Bundestag das Gesetz LEX Asse 2 verabschiedet, dass 

die Rückholung der nuklearen Abfälle beschleunigen soll (BMUB 2013a). 

Rund 80 Prozent des eingelagerten Atommülls stammen aus Atomkraftwerken, Versuchsreaktoren und der 

Nuklearindustrie, die übrigen 20 % aus Forschungsreaktoren und öffentlichen Einrichtungen. In der Zeit 

von 1967 bis 1975 wurden keine Gebühren für die Einlagerung von radioaktiven Abfällen in die Schachtan-

lage Asse II erhoben, dies betrifft rund 50 Prozent der gesamten eingelagerten Fässer. Seit Dezember 1975 

gilt die „Gebührenregelung für die Lagerung von schwach- und mittelradioaktiven Abfällen im Salzberg-

werk Asse“. Je nach Fassgröße und Dosisleistung mussten zwischen 600 DM und 3700 DM pro Gebinde be-

zahlt werden. Insgesamt kamen so 16,5 Millionen DM zusammen (FÖS 2010a). Die übrigen Sanierungskosten 

von voraussichtlich mehr als 4 Mrd. EUR trägt der Bund. Allerdings soll eine Kostenbeteiligung der Atom-

wirtschaft über die seit dem 1.1.2011 erhobene Kernbrennstoffsteuer erfolgen (diese wird allerdings im 

Abschnitt „Energiesteuer“ als Aufkommen bereits gegengerechnet). 

Quantifizierung 

Nach Angaben der Bundesregierung beliefen sich die Kosten der öffentlichen Hand für das Forschungsend-

lager Asse bis 31. Dezember 2007 auf 257 Mio EUR (Bundesregierung 2008). Die Ausgaben in den Folgejah-

ren können den Haushaltsplänen des BMBF (bis 2008) und BMU entnommen werden.  

Die Ausgaben für Betrieb bzw. Stilllegung der Asse betragen bis Ende 2016 insgesamt ca. 1,08 Mrd. EUR 

nominal und 1,17 Mrd. EUR real, im Jahr 2016 belaufen sich die Ausgaben auf 118,5 Mio. EUR (BMUB 

2015).  

Einer Machbarkeitsstudie zufolge wurden die Gesamtkosten der Stilllegungsoption Rückholung im Jahr 

2010 auf 3,7 Mrd. EUR geschätzt (Bundesregierung 2010a). Ute Vogt (SPD) spricht in ihrer Rede vor dem 

Bundestag zum Gesetz Lex Asse 2 jedoch von 4 bis 6 Mrd. EUR Kosten, für die Rückholung der nuklearen 

Abfälle (Vogt 2013). 

Tabelle 17 Ausgaben für Betrieb und Stilllegung der Asse II 1993-2016 

 1993-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1993-2016  

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 1,08 1,17 0,12 

 

Die Ausgaben für die Schachtanlage Asse II werden vollständig der Stromerzeugung zugerechnet. 
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A.9 Ausgaben in Folge des Tschernobyl-Unfalls national und international  

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden sollen die öffentlichen Ausgaben quantifiziert werden, die aus der nuklearen Katastrophe in 

Tschernobyl resultieren. Im Zuge des Unfalls wurde das Integrierte Mess- und Informationssystem zur 

Überwachung der Umweltradioaktivität (IMIS) installiert, welches vom Bund finanziert wird. Außerdem 

entstehen Erfüllungskosten aus Kompensationszahlungen (vor allem für Landwirte) infolge des Reaktorun-

falls gemäß § 38 Abs. 2 Atomgesetz. International entstehen Verpflichtungen aus bilateralen Abkommen 

zur Finanzierungsbeteiligung Deutschlands am „Shelter Implementation Plan“ (SIP), der Ummantelung des 

Tschernobyl-Reaktors (Sarkophag). Mit der EU als einem der Hauptfinanciers des SIP entstehen dem Bun-

deshaushalt in diesem Rahmen weitere indirekte Kosten über den Beitrag zum EU Budget. 

Quantifizierung 

 IMIS wurde seit 1994 mit insgesamt 126 Mio. EUR gefördert. Der entsprechende Haushaltstitel findet 

sich im Einzelplan des BMU. Im Jahr 2016 beträgt die Fördersumme rund 6 Mio. EUR (BMUB 2016). 

 Gemäß eines SPD Hintergrundpapiers zu den Kosten der Atomenergie belaufen sich die Hilfen für 

heimische Landwirte aufgrund unmittelbarer Folgen der Tschernobylkatastrophe auf insgesamt 

238 Mio. EUR bis 2008 (SPD Bundestagsfraktion 2009). Seit 2009 dient der Haushaltsplan des BMU als 

Quelle. 2016 beläuft sich die Kompensation für die Landwirte demnach auf 0,3 Mio. EUR (BMUB 

2016). Für den gesamten Zeitraum zwischen 1994 und 2016 betragen die Ausgaben rund 

242 Mio. EUR. 

 Die nationale Förderung des SIP beläuft sich nach Angaben der Bundesregierung bis 2006 auf rund 

47 Mio. EUR (Bundesregierung 2006). Die weiteren Ausgaben bis 2016 sind in den Haushaltsplänen 

des BMUB angegeben. 2016 beläuft sich die Förderung demnach auf 10,5 Mio. EUR (BMUB 2016) und 

für den gesamten Zeitraum zwischen 1997 und 2016 auf 116 Mio. EUR nominal. 

 Für die EU-Förderung im Rahmen des Shelter Implementation Plan und weiteren Folgen des 

Tschernobylunfalls gibt die EU Kommission Ausgaben in Höhe von 470 Mio. EUR bis 2010 an (EU KOM 

2011). Die Ausgaben seit 2011 wurden den EU Haushaltsplänen entnommen
11

. Darin enthalten sind 

neben den Mitteln für die Ummantelung des Tschernobyl Reaktors auch Aufwendungen für allgemei-

ne, präventive und unterstützende Maßnahmen im Bereich der nuklearen Sicherheit. Im Jahr 2016 

sollen sich die Ausgaben auf insgesamt 95,6 Mio. EUR belaufen (Europäische Kommission 2016b). Die 

Gesamtausgaben bis 2016 belaufen sich nach derzeitigem Wissensstand auf 876 Mio. EUR. Über den 

Anteil Deutschlands am EU Budget (z.B. 21,37 % im Jahr 2016, ergibt sich damit ein Förderwert von 

rund 190 Mio. EUR bis 2016 und 20 Mio. EUR in 2016.  

Die nominalen Ausgaben Deutschlands infolge der Nuklearkatastrophe in Tschernobyl betragen bis Ende 

2016 insgesamt 674 Mio. EUR, dies entspricht rund 802 Mio. EUR in Preisen 2016. 

  

                                                 
11

  Bis 2013 Titel 19 06 04 („Unterstützung im Nuklearbereich“) und ab 2014 Titel 21 06 („Instrument für Zusammenarbeit im 
Bereich der nuklearen Sicherheit INSC“) 
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Tabelle 18 Folgekosten der Tschernobylkatastrophe für Deutschland 1987-2016 

 Ausgaben bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

Ausgaben bis 2016  

in Mrd. EUR real 

Ausgaben 2016 in 

Mrd. EUR 

Kompensationen 0,24 0,31 0,00 

IMIS 0,13 0,15 0,01 

SIP Direkthilfe  0,12 0,13 0,01 

SIP und nukleare Sicherheit 

über EU (Anteil) 
0,19 0,21 0,02 

Summe 0,67 0,80 0,04 

 

Die Ausgaben des Bundes für die Reaktorkatastrophe in Tschernobyl werden nicht der Stromerzeugung 

zugerechnet. 
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A.10 Beiträge zu internationalen Organisationen 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die Höhe der Beiträge Deutschlands an internationale Organisationen quantifiziert wer-

den. Sowohl die Internationale Atomenergieorganisation (IAEO), als auch die European Organization for 

Nuclear Research (CERN), erhalten Beiträge von der Bundesregierung. 

Quantifizierung  

 Die Bundesregierung gibt an, dass die Zahlungen an die IAEO seit Beitritt der Bundesregierung im 

Jahr 1957 bis zum Jahr 2007 (51 Jahre) insgesamt 636,7 Mio. EUR betragen Bundestag (2008). Für 

die Berechnung des realen Wertes im Jahr 2016 nach Inflationsbereinigung wird angenommen, dass 

sich der Wert gleichmäßig auf alle Jahre verteilt (die Zahlungen vor 1970 wurden entsprechend 

nicht berücksichtigt). Die Weiteren Beiträge seit 2007 konnten den Bundeshaushaltsplänen des BMWi 

entnommen werden.  

  Im Zeitraum von 1970-2016 sind insgesamt rund 750 Mio. EUR nominal an Mitgliedsbeiträgen von der 

Bundesregierung an die IAEO gezahlt worden. In Preisen 2016 entspricht dies 1,12 Mrd. EUR. 

 Auch das Forschungsprojekt CERN erhält seit 1970 Beiträge der Bundesrepublik (gezählt werden al-

lerdings erst Beiträge ab 1974 um Doppelwertungen mit dem Punkt A.1 zu vermeiden). Bis 2016 la-

gen diese bei nominal rund 5,36 Mrd. EUR und real rund 7,46 Mrd. EUR. Die Daten sind den regelmä-

ßigen Bundesberichten „Forschung und Innovation“ entnommen. 

Im Jahr 2016 beläuft sich die Förderung internationaler Organisationen im Nuklearbereich insgesamt auf 

rund 213 Mio. EUR. Der größere Teil mit rund 180 Mio. EUR geht dabei an CERN, während sich der Mit-

gliedsbeitrag an die IAEO auf rund 32 Mio. EUR beläuft (BMBF 2016). 

Insgesamt beläuft sich die reale Förderung des Bundes von internationalen Atomorganisationen seit 1970 

auf rund 8,58 Mrd. EUR. 

Tabelle 19 Beiträge zu internationalen Organisationen 1970-2016 

 1970-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016  

in Mrd. EUR real 

2016 in Mrd. EUR 

IAEO  0,75 1,12 
0,03 

CERN (ab 1974) 5,36 7,46 
0,21 

Summe  6,11 8,58 0,25 

 

Bei den Beiträgen Deutschlands im Bereich Atomenergie werden nur die IAEO-Beiträge der Stromerzeugung 

zugerechnet – die Beiträge zum Forschungsprojekt CERN werden nicht berücksichtigt. 
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3.1.2 B. Steuervergünstigungen 

 

B.1 Steuervergünstigung Energiesteuer netto 

Kurzbeschreibung 

Die Energiebesteuerung in Deutschland ist nicht als systematischer Tarif ausgestaltetet, sondern ist ein 

historisch gewachsenes System von einzelnen Steuersätzen. Es findet keine konsistente Ausrichtung an-

hand der Kriterien Energie- und CO2-Gehalt statt. Um diese Ungleichbehandlung unterschiedlicher Ener-

gieträger abbilden zu können, sind einige methodische Überlegungen erforderlich (FÖS 2011).  

 Bei einheitlicher Darstellung aller aktuell geltenden Steuersätze im Bereich Strom und Wärme bezo-

gen auf den Energiegehalt fällt auf, dass gerade die umweltschädlichsten fossilen Energieträger – 

Braunkohle und Steinkohle – besonders niedrig besteuert werden (0,33 EUR/GJ im Vergleich zu 

1,53 EUR/GJ bei Erdgas). Hingegen entspricht das Verhältnis der Steuersätze auf Öl und Gas etwa 

der Struktur, die sich auch bei einer CO2-/Energiesteuer ergeben würde.   

 Hinzu kommt, dass durch zahlreiche Ausnahmen von der Energiebesteuerung gerade bei Kohle der 

größte Anteil gar nicht von der Energiebesteuerung erfasst wird. U.a. ist der Einsatz von Energieträ-

gern in der Stromerzeugung (seit 2006) und in besonders energieintensiven Produktionsprozessen 

von der Energiesteuer befreit und für den Einsatz in weiteren energieintensiven Unternehmen gel-

ten Steuervergünstigungen.  

 Wenn in dieser Studie die unterschiedliche Besteuerung von Energieträgern auch über einen langen 

Zeitraum berücksichtigt werden soll, muss zudem die Regelung bis 2006 einbezogen werden: Wäh-

rend bis zum Inkrafttreten des Energiesteuergesetzes am 1.8.2006 Öl und Gas auch beim Einsatz in 

der Stromerzeugung besteuert wurden, wurden und werden Kohle und Kernbrennstoffe nicht be-

steuert. Die Erhebung der Kernbrennstoffsteuer für den Zeitraum von 2011-2016 wurde vom Bundes-

verfassungsgericht am 13.04.2017 als verfassungswidrig eingestuft (BVerfG 2017).   

 

Ein besonders ausgeprägter, selektiver Vorteil für die Atomenergie war vor diesem Hintergrund im gesam-

ten Zeitraum bis zum 1.8.2006 zu verzeichnen, weil andere Energieträger beim Einsatz in der Stromerzeu-

gung besteuert wurden (FÖS 2010a). 

Im Folgenden wird eine Methode vorgestellt, mit dem die staatliche Begünstigung von Energieträgern im 

Rahmen der Energiebesteuerung über den gesamten Zeitraum seit 1970 abgebildet werden kann. 

Quantifizierung 

Um Steuervergünstigungen umfassend identifizieren zu können, muss zunächst ein Leitbild für die Ener-

giebesteuerung definiert werden, um anschließend Abweichungen davon als Steuervergünstigung erfassen 

zu können. Als Leitbild (oder Benchmark) der Energiebesteuerung wird hier ein einheitlicher Tarif für alle 

Energieträger entsprechend ihres Energie- sowie CO2-Gehalts definiert; dabei fließen nach einem umwelt-

ökonomisch optimalen Tarifsystem der Energiegehalt sowie die CO2-Emissionen ein.
12

 Dieses Leitbild ent-

spricht den Vorschlägen der Europäischen Kommission zur Harmonisierung der Energiesteuern. Alle Abwei-

chungen von diesem Tarif werden als Steuervergünstigung definiert; dabei wird wie folgt vorgegangen: 

                                                 
12

  Genauer: Es wird ein einheitlicher Tarif in EUR/GJ zugrunde gelegt, der dem Tarif für leichtes Heizöl entspricht: 1,69 
EUR/GJ. Je nach CO2-Gehalt der Energieträger im Verhältnis zu leichtem Heizöl wird ein leichter Aufschlag oder Abschlag 
hinzugerechnet oder abgezogen (siehe FÖS 2010 Subventionsvergleich, S. 55) 
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 Ermittlung des (hypothetischen) Soll-Aufkommens der nach umweltökonomischen Kriterien ausge-

stalteten Energiebesteuerung. Als Referenzsteuertarif wird grundsätzlich ein einheitlicher Tarif ent-

sprechend Energie- und CO2-Gehalt zugrunde gelegt.  

 Für Atomenergie müsste ein eigener Satz gemäß den spezifischen externen Kosten und Risiken auch 

im Vergleich zu anderen Energieträgern festgelegt werden. Aufgrund von methodischen Schwierig-

keiten wird hier gemäß der UBA-Methodenkonvention so verfahren, dass der Wert des nächst 

schlechteren Energieträgers verwendet wird (UBA 2012c). Für Kohle ergibt sich bei einer Ener-

gie/CO2-Steuer ein um 17 % höherer Steuersatz gegenüber Heizöl. Dieser Referenzsteuersatz wird 

auch für Atomenergie angewendet. In der Zeitreihe wird als Referenzsteuersatz also das 1,17-fache 

des jeweils geltenden Steuersatzes auf leichtes Heizöl zugrunde gelegt. 

 Das Soll-Aufkommen auf Atomenergie wird dann durch Multiplikation des jeweiligen Referenzsteuer-

satzes mit dem primärenergetischen Versorgungsbeitrag ermittelt. 

 Die Mindereinnahmen („Steuervergünstigungen“) werden definiert und ermittelt als Differenz zwi-

schen Soll- und Ist-Aufkommen.  

 Als Ist-Aufkommen wird zum einen der im Zeitraum 1975-1996 erhobene Kohlepfennig und zum an-

deren die seit dem 1.4.1999 erhobene Stromsteuer berücksichtigt, obwohl beide Abgaben nicht pri-

märenergetisch erhoben werden. Dabei wird das Aufkommen von Kohlepfennig und Stromsteuer den 

Energieträgern anhand ihrer jeweiligen Anteile an der Stromerzeugung zugerechnet. Das Aufkom-

men der im Zeitraum 2011 bis 2016 erhobenen Kernbrennstoffsteuer wird hier nicht eingerechnet, 

da das Bundesverfassungsgericht diese mit seinem Urteil vom 13.04.2017 als verfassungswidrig ein-

gestuft hat (BVerfG 2017). 

Beispielhafte Berechnung für das Jahr 2016 

 Der Steuersatz auf leichtes Heizöl beträgt 6,14 Ct/l (1,69 EUR/GJ). Der Steuersatz auf Atom sollte 

17 % höher liegen, also bei 1,98 EUR/GJ. Die Bruttostromerzeugung der Atomenergie belief sich in 

2016 auf 84,9 TWh, umgerechnet mit dem Wirkungsgrad von 33 % entspricht dies einem primärener-

getischen Versorgungsbeitrag von 927 PJ. Das Soll-Steueraufkommen liegt also bei rund 1,83 Mrd. 

EUR (927 PJ * 1,98 EUR/GJ /1000 EUR).  

 Das für 2016 erwartete Aufkommen der Stromsteuer beträgt 6,53 Mrd. EUR (BMF 2016b). Auf Atom-

energie sind davon 0,86 Mrd. EUR zurechenbar gemäß dem Anteil an der Bruttostromerzeugung von 

13,1 %.  

 Die für 2016 erhobene Kernbrennstoffsteuer von 0,42 Mrd. EUR (BMF 2016) wird hier aufgrund des 

Bundesverfassungsgerichtsentscheids nicht mehr angerechnet.  

Die Netto-Steuervergünstigung der Atomenergie beträgt damit 0,98 Mrd. EUR in 2016 (1,83 – 0,86). Über 

den gesamten Zeitraum seit 1970 beträgt der Förderwert 43,6 Mrd. EUR (nominal) bzw. 52,8 Mrd. EUR 

(real). 

Tabelle 20 Ergebnis Förderwert der Energiebesteuerung 1970-2016 

 1970-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Summe  43,60 52,84 0,98 

 

Die Steuervergünstigungen für die Atomenergie im Bereich der Energiesteuern werden vollständig der 

Stromerzeugung zugerechnet, da der Energieträger ausschließlich zur Stromerzeugung eingesetzt wird.  
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3.1.3 C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 

 

C.1 Förderwert der Strompreiserhöhung durch den Emissionshandel 

Kurzbeschreibung 

Der seit 2005 EU-weit eingeführte Emissionshandel erfasst CO2-Emissionen aus Energiewirtschaft und In-

dustrie. Der Emissionshandel bewirkt eine Erhöhung der Großhandelsstrompreise, die bei den Energiever-

sorgern grundsätzlich zu höheren Einnahmen aus dem Stromverkauf führen. Für die am Emissionshandel 

teilnehmenden Anlagen werden Gewinnmitnahmen durch die seit 2008 geltende anteilige Versteigerung 

teilweise und ab 2013 verstärkt durch die in der Energiewirtschaft vorgesehene volle Versteigerung be-

grenzt. Es verbleiben – durchaus als klimapolitischer Lenkungseffekt – Vorteile für die Stromerzeugung aus 

Energieträgern, die zu geringeren CO2-Kosten als der Grenzanbieter anbieten können. Stromerzeugungsan-

lagen, die nicht am Emissionshandel teilnehmen – insbesondere Atomkraftwerke und erneuerbare-

Energien-Anlagen – profitieren in voller Höhe von den emissionshandelsbedingten Strompreiserhöhungen.  

Quantifizierung  

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen gehen wir davon aus, dass die gesamte Stromerzeugung aus 

Atomenergie von der emissionshandelsbedingten Strompreiserhöhung profitiert. Wir berechnen den För-

derwert, indem wir die gesamte Stromerzeugung aus Atomenergie mit der geschätzten emissionshandels-

bedingten Preiserhöhung multiplizieren. Die Preiserhöhung hängt maßgeblich vom Preis der Emissionszerti-

fikate (EUA) ab.  

Zur Abschätzung der Strompreiserhöhung durch den Emissionshandel gibt es verschiedene Studien:  

 DIW 2007 geht von einem Überwälzungseffekt in Höhe von 0,5 EUR/MWh (= 0,05 Ct/kWh) pro EUR/t 

CO2 aus.  

 Schwarz/Lang (2006) kommen für 2005 auf eine Überwälzung von 0,076 Ct/kWh pro EUR/t CO2.  

 Die durchschnittlichen CO2-Emissionen des deutschen Kraftwerksparks lassen eine Strompreiserhö-

hung von 0,063 Ct/kWh pro EUR/t CO2 erwarten. Allerdings kommt es für die Strompreisbildung 

nicht auf die durchschnittlichen CO2-Emissionen an, sondern auf die des jeweiligen Grenzkraftwerks 

an. 

 

Auf Basis dieser Informationen wird in der vorliegenden Studie eine Strompreiserhöhung von 0,07 Ct/kWh 

pro EUR/t CO2 zu Grunde gelegt. Die durchschnittlichen Zertifikatspreise in EUR/t CO2 können den Periodi-

schen Berichten der DEHSt entnommen werden. 

Beispielrechnung für 2016: Im Jahr 2016 lag der durchschnittliche Preis für Zertifikate bei 5,26 EUR/t CO2 

(DEHSt 2017), woraus sich eine emissionshandelsbedingte Strompreiserhöhung von 0,4 Ct/kWh ergibt. Bei 

einer Stromerzeugung von rund 85 TWh entspricht dies einem Mehrerlös von rund 0,3 Mrd. EUR durch die 

emissionshandelsbedingte Strompreiserhöhung. 
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Tabelle 21 Förderwert der Strompreiserhöhung durch den Emissionshandel 1970-2016 

 2005-2016  

in Mrd. EUR nominal 

2005-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Summe  12,30 13,44 0,31 

 

Der Förderwert der emissionshandelsbedingten Mehrerlöse für die Atomenergie wird vollständig der 

Stromerzeugung zugerechnet. 
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C.2 Förderwert Rückstellungen 

Kurzbeschreibung 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht die Verpflichtung, Kernkraftwerke nach ihrer endgültigen Still-

legung zu beseitigen. Die rechtlichen Voraussetzungen der Stilllegung sind im Atomgesetz (§§ 7 Abs. 3 und 

9a AtG) geregelt. Nach § 9a AtG müssen alle anfallenden radioaktiven Reststoffe sowie radioaktiv konta-

minierte Anlagenteile entsorgt werden. Die Durchführung und Finanzierung von Stilllegung und Rückbau ist 

Aufgabe der KKW-Betreiber.  

Hier wird im Folgenden die Frage des Förderwerts der Rückstellungen analysiert, also inwiefern die heuti-

gen Regelungen einen finanziellen Vorteil für die KKW-Betreiber darstellen.  

Die deutsche Rückstellungspraxis im Atombereich führt auf dreierlei Wegen zu wirtschaftlichen Vorteilen 

für die Atomwirtschaft (siehe dazu im Einzelnen FÖS 2014):  

1. Innenfinanzierungsvorteil: Verwendung der Rückstellungen für Unternehmensaktivitäten, 

2. Zinsvorteil aus der Verschiebung von Steuerzahlungen in die Zukunft, 

3. Rückstellungen verringern den Fremdkapitalbedarf und verbessern die Ratingposition der EVU. 

 

Quantifiziert wird hier nur der Innenfinanzierungsvorteil, weil der Zinsvorteil Bestandteil des Innenfinan-

zierungsvorteils ist und wir die verbesserte Ratingposition nicht abschätzen können.  

Quantifizierung 

Der finanzielle Vorteil der Innenfinanzierung wird gegenüber dem Referenzszenario bewertet, dass die 

Rückstellungen nicht bei den KKW-Betreibern verbleiben, sondern in einen öffentlich-rechtlichen Fonds 

eingezahlt und hier mit der Rendite risikoarmer Wertpapiere verzinst werden. Der Förderwert des Innenfi-

nanzierungsvorteils wird dann definiert als durchschnittliche Erträge bei Nutzung der Rückstellungen zur 

Investitionsfinanzierung abzüglich des erzielbaren Ertrags für den Referenzfall einer Einzahlung der Rück-

stellungen in einen Fonds. Es wird also ein „Mehrgewinn“ für die Nutzbarkeit der Rückstellungen für die 

Finanzierung von Investitionen ermittelt:    

 Der Mehrgewinn hängt entscheidend davon ab, wofür die Unternehmen die nicht zu versteuernden 

Rückstellungen verwenden: A. Anlage am Kapitalmarkt, B1. Finanzierung ohnehin geplanter Investi-

tionen oder B2. Finanzierung zusätzlicher Investitionen (siehe Tabelle 22)  

 Auf Basis von Analysen von langen Zeitreihen für Zinssätze der Deutschen Bundesbank schätzen wir 

den Unterschied zwischen Fremdkapitalzinssatz und Zinssatz für sichere Geldanlagen auf durch-

schnittlich 1-3 % p.a. Im Falle der Finanzierung zusätzlicher Projekte schätzen wir für den Betrach-

tungszeitraum von 1970 bis 2016 den durchschnittlichen Gewinn auf 14 %, somit beträgt der Zusatz-

gewinn gegenüber dem Referenzfall Fondslösung etwa 10 %. Teilweise werden die Rückstellungen 

auch am Kapitalmarkt angelegt oder sie ersetzen ansonsten aufzunehmendes Fremdkapital; in die-

sen Fällen ist der Zusatzgewinn der freien Verwendbarkeit der Rückstellungen geringer. Als durch-

schnittlichen Mehrgewinn setzen wir vorsichtig 3 % an.     

  Mit diesem Zinssatz wird der jeweilige Bestand der Atomrückstellungen bewertet; dabei wird der 

von Wuppertal Institut und Öko-Institut im Jahr 2000 modelltheoretisch abgeschätzte Verlauf der 

Rückstellungen seit 1969 zugrunde gelegt, da eine vollständige Zeitreihe der tatsächlichen Rückstel-
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lungen nicht vorliegt (Wuppertal Institut / Öko-Institut 2000). Soweit Ist-Zahlen zur Höhe der Atom-

rückstellungen vorliegen, werden diese verwendet. Die Höhe der Rückstellungen kann den Ge-

schäftsberichten entnommen werden.
13

  

Tabelle 22 Verwendungsoptionen der Rückstellungen und erzielbare Verzinsung 

Verwendungsoptio
n der Rück-
stellungen  

A Anlage am  
Kapitalmarkt  

B Verwendung für Finanzierung  
von Investitionen (Innenfinanzierung) 

B.1 Finanzierung  
ohnehin geplanter  
Investitionen 

B.2 Finanzierung  
zusätzlicher  
Investitionen 

1) Ermittlung des Brutto-Förderwerts 

Erzielbare Rendite  

- Indikator  

Verzinsung  
risikoarmer Wert-
papiere  

Ersetzung Fremdkapital 
Fremdkapitalzinssatz  

(Eigen-)  
Kapitalrendite  

- konkreter Wert  
  in 2000er Jahren 
* 

4-5 % 6-7 % 14-15 % 

2) Ermittlung des Netto-Förderwerts 

Erzielbare Rendite 
im Referenzfall 
Fondslösung * 

Im Fonds wäre eine Verzinsung auf risikoarme Wertpapiere erzielt wor-
den und dem Kapitalbestand im Fonds zugeflossen.  

Die dem Kapitalbestand im Fonds zurechenbare Nominalverzinsung ist 
abhängig vom Zinsniveau. In den 2000er Jahren betrug sie etwa 4-5 %.  

Zusatzrendite  
in 2000er Jahren * 

0 % 2 % 10 % 

Angenommene 
durchschnittliche 
Zusatzrendite 

3 %  

(kein linearer oder konkret gewichteter Durchschnitt, sondern bewusst 
vorsichtige Annahme, bei der von einem eher geringen Anteil von zu-
sätzlichen, aus Rückstellungen finanzierten Investitionen ausgegangen 
wird.)  

* Seit 2011 sind deutlich geringere Renditen für Anlagen am Kapitalmarkt u.a. durch die Fi-
nanzkrise festzustellen. Zugleich sind auch die Kapitalrenditen der KKW-Betreiber deutlich 
gesunken. Hier werden die durchschnittlichen Verhältnisse für die Jahre 2000-2010 beispiel-
haft angegeben. 

 

 Zusätzlich berücksichtigen wir den Zinseszinseffekt auf diese Erträge. Dabei können die EVU die 

ermittelten Zusatzerträge aus den Rückstellungen wiederum auf die drei oben genannten Arten 

verwenden (Anlage am Kapitalmarkt oder Verwendung zur Finanzierung von Investitionen). Wir un-

terstellen in der vorsichtigen Hauptvariante, dass wiederum keine zusätzlichen Investitionen finan-

ziert werden, sondern legen für die zusätzlichen Erträge die durchschnittliche Rendite von langfris-

tigen Staatsanleihen zugrunde. Im Durchschnitt der Zeitreihe 1968 - 2016 für den deutschen Renten-

index (REXP) (Deutsche Bundesbank 2014) kann eine Rendite langfristiger Staatsanleihen von 6,96 % 

ermittelt werden. Hoch- und Niedrigzinsphasen im Zeitverlauf wurden dabei berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Der kumulierte wirtschaftliche Vorteil aus den Rückstellungen im Zeitraum 1970 bis 2016 beträgt 

unter Berücksichtigung dieser vorsichtigen Annahmen nominal 70,9 Mrd. EUR; in Preisen 2016 sind dies 

85,5 Mrd. EUR.  

                                                 
13

  Wie in (FÖS 2012c) gezeigt wurde, enthalten die verfügbaren Summenangaben der Atomrückstellungen nicht die Rückstellun-
gen für das KKW Krümmel. Dieses machte 2010 /2011 durchschnittlich 5,2 % der Summe der Atomrückstellungen aus, mit die-
sem Anteil werden auch Werte für die Vorjahre hochgerechnet.  
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Tabelle 23 Förderwert der Rückstellungen (Innenfinanzierungsvorteil) 1970-2016 

 1970-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe  71,56 86,17 3,91 

 

Der Förderwert der Rückstellungen wird vollständig dem Bereich der Stromerzeugung zugerechnet. 
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3.2 Datenblätter Steinkohle 

3.2.1 A. Finanzhilfen 

 

A.1 Forschungsausgaben 

Kurzbeschreibung 

Zur Quantifizierung der Steinkohlesubventionen im Bereich Forschung und Entwicklung werden gemäß des 

Ansatzes von Storchmann (2005) diejenigen Förderprogramme erfasst, die in den Haushaltsplänen des 

Bundes und des Landes NRW sowie in den Subventionsberichten der Bundesregierung aufgeführt sind. Es 

handelt sich dabei unter anderem um Programme im Bereich der Bergbautechnik, der Sicherheit, der Ar-

beitsbedingungen, des Umweltschutzes oder der Fördereffizienz.  

Heute handelt es sich bei der Forschung im Bereich der konventionellen Energieträger vor allem um Effi-

zienztechnologien, allgemeine Kraftwerkstechnologie, Baustoffe und CCS. Die Zurechenbarkeit zu Stein-

kohle ist teilweise eindeutig, ein großer Teil der Projekte lässt sich jedoch nicht eindeutig einem be-

stimmten Energieträger zuordnen. Die Anteile, die den jeweiligen Energieträgern zuzurechnen sind, wer-

den deshalb geschätzt.  

Quantifizierung 

Bis einschließlich 2003 wurde auf die Ergebnisse von Storchmann (2005) zurückgegriffen, der Daten seit 

1958 ausweist (1970-2003 3,53 Mrd. EUR nominal, 6,64 Mrd. EUR real). Der Großteil der erfassten Ausga-

ben erfolgte zwischen 1980 und 1993, da in diesem Zeitraum verstärkt Forschungen zur Veredelung der 

Steinkohle betrieben wurden, um Steinkohleprodukte zunehmend als Ersatz für Öl verwenden zu können. 

Als Datenquelle für die Forschungsausgaben seit 2004 dient der Förderkatalog der Bundesregierung, der in 

alle geförderten Projekte seit 1974 Einblick gewährt. Hierbei beschränken wir uns auf den Bereich Kraft-

werkstechnik (Leistungsplansystematik „EA Rationelle Energieumwandlung“), da dieser in der Datenbank 

systematisch erfasst ist und eine direkte Zurechenbarkeit zur Steinkohle gewährleistet werden konnte.  

 Alle Projekte aus dem Bereich „EA Rationelle Energieumwandlung“, bei denen aus dem Titel direkt 

ersichtlich ist, dass sie sich auf den Energieträger Steinkohle beziehen, wurden vollständig in der 

Summe berücksichtigt (Bundesregierung 2017). 

 Bei weiteren Projekten aus dem Bereich „EA Rationelle Energieumwandlung“ ohne direkte Zuord-

nung wurden ab 2007 die Anteile wie folgt geschätzt: Bei Projekten mit Bezug zu Kohle wurden die 

Anteile von Braun- und Steinkohle gemäß ihres relativen Anteils an der Gesamtstromerzeugung aus 

Kohle (z. B. 2016: 58 % Braunkohle, 42 % Steinkohle) geschätzt. Bei Projekten mit einem allgemei-

nen Bezug zu Kraftwerkstechnik (z. B. zu Effizienz, CCS) wurde bei der Anteilsberechnung auch Erd-

gas einbezogen (z. B. 2016: 44 % Braunkohle, 32 % Steinkohle, 23 % Erdgas an der Gesamtstromer-

zeugung aus Kohle und Gas). Es wird also angenommen, dass der jeweilige Energieträger proportio-

nal zu seiner relativ erzeugten Strommenge von den Forschungsvorhaben profitiert. 

 Die Fördersummen des Geotechnologienprogramms
14

, welches sich ausschließlich auf die Abschei-

dung und Speicherung von CO2 bezieht, werden basierend auf Prognosen der IEA (2013) zu 90 % Koh-

le und 10 % Gas angerechnet. Nach Auswertung der voraussichtlichen CO2-Emissionen der geplanten 

                                                 
14

  Daten zum Geotechnologienprogramm haben wir auf Nachfrage vom PTJ erhalten. 
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oder sich im Bau befindlichen Kohlekraftwerke in Deutschland (BUND 2013) kann zudem rund 80 % 

der Geotechnologienförderung Steinkohle und 20 % Braunkohle zugerechnet werden. 

 

Insgesamt wurde die Forschung und Entwicklung von Steinkohletechnologien bis 2016 mit nominal rund 3,7 

Mrd. EUR gefördert. Das entspricht einer realen Fördersumme von 6,7 Mrd. EUR. Die Förderung im Jahr 

2016 beläuft sich auf 0,01 Mrd. EUR.  

Tabelle 24 Forschungsförderung von Steinkohletechnologien 1970-2016 

 1970-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 3,68 6,67 0,01 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dieser beträgt im gesamten Zeit-

raum 1970-2016 durchschnittlich 57 %. Dem Bereich der Stromerzeugung können somit seit 1970 rund 

3,8 Mrd. EUR real zugerechnet werden (im Jahr 2016: 5,6 Mio. EUR). 
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A.2 EU Forschung Pilotvorhaben CCS, Anteil Deutschlands 

Kurzbeschreibung 

Auch von europäischer Seite werden Mittel für die Erforschung von CCS bereitgestellt, z.B. mit dem sieb-

ten Rahmenprogramm, der Zertifikatbereitstellung aus der Neuanlagenreserve und der Förderung von CCS-

Demonstrationsprojekten. Deutschland ist an dieser Förderung durch seinen Beitrag zum EU-Haushalt (ca. 

20%) beteiligt – Dieser Anteil wird in die Summe der staatlichen Förderungen einbezogen. 

Quantifizierung 

Forschungsrahmenprogramme / Horizont 2020 

Im Rahmen der Forschungsrahmenprogramme und dem 2014 verabschiedeten Nachfolger Horizont 2020 

werden seit 1998 Projekte im Bereich CCS finanziert.  

 Für den Zeitraum zwischen 1998 und 2006 gibt die Europäische Kommission (2013a) Förderungen in 

Höhe von insgesamt 117 Mio. EUR an. 

 Im Rahmen des 7. Forschungsrahmenprogramms wurden im Zeitraum 2007 bis 2012 rund 

200 Mio. EUR von der EU bereitgestellt (EU KOM 2013b) 

 Seit 2014 werden im Rahmen des Horizon-2020-Programms CCS-Technologien gefördert. Die Förde-

rung belief sich im Jahr 2016 auf 21 Mio. EUR (Europäische Kommission 2016c). 

Die recherchierten Gesamtsummen werden hier gleichmäßig über die jeweiligen Jahre verteilt. 

CCS im EU Konjunkturprogramm 

Nach Angaben der EU Kommission (2014) wurden CCS Projekte neben den Forschungsrahmenprogrammen 

zudem im Rahmen des Europäischen Energieprogramms zur Konjunkturbelebung (EEPR) zwischen 2010 und 

2014 gefördert. Dem Anhang des Kommissionsberichts sind die geleisteten Zahlungen unter dem EEPR Pro-

gramm zu entnehmen (EU COM 2014). Sie belaufen sich in der Zeit von 2010-2014 auf rund 370 Mio. EUR. 

Summe der Ausgaben und Anteil Deutschlands 

Insgesamt wurden CCS-Projekte zwischen 1998 und 2016 mit rund 0,73 Mio. EUR nominal und 

0,78 Mrd. EUR real von der EU gefördert. Der Beitrag Deutschlands an dieser Förderung wird gemäß des 

Anteils am EU-Budget ermittelt (z.B. 21,4 % im Jahr 2016). 

Außerdem werden analog zur nationalen Geotechnologienförderung (vgl. Datenblatt Steinkohle A.1: For-

schung und Entwicklung) 90% der Förderung Kohle angerechnet (IEA 2013). Daraus ergibt sich eine Förder-

summe Deutschlands über den Anteil am EU Budget von Kohle in Höhe von 130 Mio. EUR. Hiervon werden 

ebenfalls analog zur Geotechnologienförderung 20% Braunkohle und 80% Steinkohle angerechnet. 

Die spezifische Fördersumme von CCS-Technologien im Steinkohlebereich durch die EU beläuft sich damit 

auf rund 105 Mio. EUR nominal und 113 Mio. EUR real. 

 



Seite 90 Was Strom wirklich kostet  

 

 

FORUM ÖKOLOGISCH-SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT e.V. • GREEN BUDGET GERMANY (GBG) 
 

Tabelle 25  CCS-Förderung (Steinkohle) 1998-2016 durch die EU, Anteil Deutschland 

 1998-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1998-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 0,11 0,11 0,00 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. 
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A.3 Absatzbeihilfen 

Kurzbeschreibung 

Absatzbeihilfen für Steinkohle wurden vor allem auf Grundlage der so genannten „Kohlevorrangpolitik“ in 

den 1960er Jahren eingeführt. Sie zielte auf den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit heimischer Steinkohle 

gegenüber Importkohle und konkurrierenden Energieträgern (insb. Heizöl) ab. Dabei handelt es sich so-

wohl um direkte Subventionen der Förderung und der Verwendung von Steinkohle, als auch um die quo-

tenbasierte Regulierung der Absatzmengen und den Mehrkostenausgleich für die Deckelung des Steinkoh-

lepreises zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Importkohle und substitutiven Energieträgern 

wie Heizöl (für eine Liste der Beihilfen siehe FÖS 2010). Quantitativ große Anteile der Ausgaben entfielen 

dabei auf die Instrumente „Kohlepfennig“ und „Kokskohlenbeihilfe“. Nachdem die jährliche Summe der 

Absatzbeihilfen bis zum Jahr 1996 kontinuierlich angestiegen war, wurde mit der Kohlepolitischen Verein-

barung im Jahr 1997 die schrittweise Reduzierung der staatlichen Subventionierung beschlossen. Bis zum 

Jahr 2018 sollen die Subventionen nach dem Steinkohlefinanzierungsgesetz vollständig auslaufen.  

Quantifizierung 

Die Ausgaben des Bundes und des Landes NRW im Rahmen von Absatzbeihilfen im Zeitraum 1970 bis 1997 

wurden einer Studie von Storchmann (2005) entnommen. Für die Absatzbeihilfen seit 1998 wurden die 

regelmäßigen Subventionsberichten der Bundesregierung und die Haushaltspläne des Landes NRW verwen-

det (BMF 2015; Landtag NRW 2015). 

Im Ergebnis wurde der Abbau und die Verwendung deutscher Steinkohle zur Wärme-, Energie- und Stahler-

zeugung mit dem Ziel der Absatzförderung vom Bund und vom Land NRW seit 1970 mit insgesamt 

168,8 Mrd. EUR (real) unterstützt. Insgesamt stellen die Absatzbeihilfen mit einem Anteil von mehr als 

80 % den Kern der Finanzhilfen für Steinkohleförderungen dar. 

Tabelle 26 Absatzbeihilfen Steinkohle 1970-2016 

 1970-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 119,48 168,81 1,45 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dieser beträgt im gesamten Zeit-

raum 1970-2016 durchschnittlich 57 %. Dem Bereich der Stromerzeugung können somit seit 1970 rund 

96,2 Mrd. EUR real zugerechnet werden (für das Jahr 2016 lag der Anteil bei 60 %: 0,8 Mrd. EUR). 
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A.4 Modernisierungsbeihilfen 

Kurzbeschreibung 

Strukturelle Modernisierungs- und Rationalisierungsbeihilfen wurden 1966 eingeführt und insbesondere im 

Rahmen der Errichtung und Umstrukturierung der RAG (früher „Ruhrkohle AG“) gewährt. Im so genannten 

„Grundvertrag“ zwischen Bundesregierung, RAG und Bergbauunternehmen wurde die staatliche Verpflich-

tung zur Unterstützung von Modernisierungsmaßnahmen rechtlich verankert. Unter diese Kategorie der 

staatlichen Ausgaben fallen Fördermaßnahmen zur Produktivitätssteigerung (1969-1987), zum Abbau um-

weltschädlicher Auswirkungen (z.B. Verschmutzung, Lärm, Erschütterungen; 1969-1990), sowie zur finan-

ziellen Stabilisierung der RAG (Zinszuschüsse, Schuldentilgung, Bürgschaften, Ausgleich von Abschreibun-

gen und Produktionsrückgang; 1970-1994) (FÖS 2010b). 

Quantifizierung 

Dieser Studie liegen für den Zeitraum 1970-1997 die Daten von Storchmann (2005) zugrunde. Seit 1997 

werden keine Modernisierungsbeihilfen mehr gezahlt. Die Förderungen zur Modernisierung und Rationali-

sierung des Steinkohlebergbaus im Zeitraum 1970-1997 belaufen sich damit auf insgesamt 5,8 Mrd. EUR 

(nominal) bzw. 12,5 Mrd. EUR (real). 

Tabelle 27 Modernisierungsbeihilfen Steinkohle 1970-1997 

 
1970-1997 

in Mrd. EUR nominal 

1970-1997 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 5,78 12,51 0 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit im Zeitraum 1970-1997 rund 7,1 Mrd. EUR real zugerechnet werden. 
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A.5 Soziale Beihilfen 

Kurzbeschreibung 

Soziale Beihilfen für Arbeitnehmer im Bergbau beinhalten verschiedene Privilegierungsmechanismen sowie 

soziale Flankierungsmaßnahmen im Rahmen des Rationalisierungsprozesses. Diese umfassen die Förderung 

des Bergarbeiterwohnungsbaus, Zuschüsse zu Sozialversicherungsbeiträgen, Arbeitsschutz („Bergmannver-

sorgungsschein“) sowie zahlreiche Maßnahmen zur Vermeidung sozialer Härten infolge von Stilllegun-

gen/Rationalisierungen im Steinkohlebergbau (u.a. Härteausgleich, Anpassungsgeld, Anpassungsbeihilfe, 

Lohnkostenersatz) (FÖS 2010b).   

Quantifizierung 

Dieser Studie liegen für den Zeitraum 1970-2002 die Daten von Storchmann (2005) zugrunde. Für den Zeit-

raum ab 2003 werden die Sozialen Beihilfen unter den Titeln „Anpassungsgeld Bund“ sowie „Anpassungs-

geld NRW“ aus den Subventionsberichten der Bundesregierung, den Haushaltsplänen des Bundeswirt-

schaftsministeriums sowie des Wirtschaftsministeriums von NRW verwendet. Die Sozialen Beihilfen stellen 

nach den Absatzbeihilfen den zweitgrößten Anteil der Finanzhilfen für Steinkohle dar. Insgesamt beläuft 

sich die reale Förderung zwischen 1970 und 2016 auf rund 13,9 Mrd. EUR. 

Tabelle 28 Soziale Beihilfen Steinkohle 1970-2016 

 
1970-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 9,51 13,96 0,16 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dieser beträgt im gesamten Zeit-

raum 1970-2016 durchschnittlich 57 %. Dem Bereich der Stromerzeugung können somit seit 1970 rund 

7,9 Mrd. EUR real zugerechnet werden (im Jahr 2016 (60 %): 0,1 Mrd. EUR). 
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A.6 Stilllegungsbeihilfen 

Kurzbeschreibung 

In Anlehnung an die Rationalisierungsprogramme wurden zwischen 1963 und 1999 unter Federführung des 

„Rationalisierungsverbandes für den Steinkohlenbergbau“ und später der „Aktionsgemeinschaft Deutsche 

Steinkohlenreviere“ (ADS) öffentliche Beihilfen zur Kostendeckung der Zechenstilllegungen gewährt. Da-

runter fallen Stilllegungsprämien, Finanzierung der Erblasten (z.B. Überwachung der Grundwasserverun-

reinigung / Wasserhaltungsmaßnahmen), Lastenausgleich und Ausgleichszahlungen für rückläufige Kapazi-

tätsauslastungen („Schrumpfungslasten“) (vgl. FÖS 2010). 

Quantifizierung 

Dieser Studie liegen für den Zeitraum 1970-1999 die Zahlen von Storchmann (2005) zugrunde. Seit 2000 

werden keine Stilllegungsbeihilfen mehr gezahlt. Die Stilllegungsbeihilfen belaufen sich im Zeitraum 1970-

1999 damit auf insgesamt 6,8 Mrd. EUR (real). 

Tabelle 29 Stilllegungsbeihilfen Steinkohle 1970-1999 

 
1970-1999 

in Mrd. EUR nominal 

1970-1999 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 3,46 6,79 0 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit im Zeitraum 1970-1999 rund 3,9 Mrd. EUR real zugerechnet werden. 
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3.2.2 B. Steuervergünstigungen 

 

B.1 Steuervergünstigungen Energiesteuer netto 

Kurzbeschreibung 

Während bis zum Inkrafttreten des Energiesteuergesetzes am 1.8.2006 Öl und Gas auch beim Einsatz in 

der Stromerzeugung besteuert wurden, wurde Steinkohle nicht besteuert. Seit dem 1.8.2006 werden in 

Deutschland Einsatzstoffe in der Stromerzeugung generell nicht mehr besteuert.  

Ein besonders ausgeprägter, selektiver Vorteil für die Steinkohle war vor diesem Hintergrund im gesamten 

Zeitraum bis zum 1.8.2006 zu verzeichnen, weil andere Energieträger beim Einsatz in der Stromerzeugung 

besteuert wurden. Seit dem 1.8.2006 ist dieser selektive Vorteil beseitigt. Auch nach Inkrafttreten des 

Energiesteuergesetzes gibt es im Wärmemarkt weiterhin steuerliche Vorteile gegenüber Öl und Gas (FÖS 

2010b):  

 Die Stromerzeugung aus Kohle wird zwar indirekt durch eine Stromsteuer erfasst, deren Höhe pri-

märenergetisch betrachtet auch etwa der Heizölbesteuerung entspricht. Es gibt jedoch umfangrei-

che Ausnahmen von der Stromsteuer insbesondere für energieintensive Unternehmen.  

 Bis 31.7.2006 wurde Kohle primärenergetisch überhaupt nicht besteuert, mit dem Energiesteuerge-

setz wurde ab dem 1.8.2006 – in Umsetzung der EU-Energiesteuerrichtlinie – erstmals überhaupt ei-

ne Steuer auf Kohle eingeführt. Der Steuersatz beträgt jedoch nur 0,33 €/GJ und liegt damit um 

den Faktor 5 unter dem Steuersatz auf leichtes Heizöl. 

Quantifizierung 

Um Steuervergünstigungen umfassend identifizieren zu können, muss zunächst ein Leitbild für die Ener-

giebesteuerung definiert werden, um anschließend Abweichungen davon als Steuervergünstigung erfassen 

zu können. Als Leitbild (oder Benchmark) der Energiebesteuerung wird hier ein einheitlicher Tarif für alle 

Energieträger entsprechend ihres Energie- sowie CO2-Gehalts definiert; dabei fließen nach einem umwelt-

ökonomisch optimalen Tarifsystem der Energiegehalt sowie die CO2-Emissionen ein. Dieses Leitbild ent-

spricht den Vorschlägen der Europäischen Kommission zur Harmonisierung der Energiesteuern. Alle Abwei-

chungen von diesem Tarif werden als Steuervergünstigung definiert; dabei wird wie folgt vorgegangen: 

 Ermittlung des (hypothetischen) Soll-Aufkommens der nach umweltökonomischen Kriterien ausge-

stalteten Energiebesteuerung. Als Referenzsteuertarif wird grundsätzlich ein einheitlicher Tarif ent-

sprechend Energie- und CO2-Gehalt zugrunde gelegt.  

 Für Steinkohle ergibt sich bei einer CO2/Energiesteuer ein um 14% höherer Steuersatz gegenüber 

leichtem Heizöl. In der Zeitreihe wird als Referenzsteuersatz also das 1,14-fache des jeweils gel-

tenden Steuersatzes auf leichtes Heizöl zugrunde gelegt. 

 Das Soll-Aufkommen auf den Einsatz von Steinkohle wird dann durch Multiplikation des jeweiligen 

Referenzsteuersatzes mit dem primärenergetischen Versorgungsbeitrag ermittelt. 

 Die Mindereinnahmen („Steuervergünstigungen“) werden definiert und ermittelt als Differenz zwi-

schen Soll- und Ist-Aufkommen.  

 Als Ist-Aufkommen wird zum einen der im Zeitraum 1975-1996 erhobene Kohlepfennig und zum an-

deren die seit dem 1.4.1999 erhobene Stromsteuer berücksichtigt, obwohl beide Abgaben nicht pri-
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märenergetisch erhoben werden. Dabei wird das Aufkommen von Kohlepfennig und Stromsteuer den 

Energieträgern anhand ihrer jeweiligen Anteile an der Stromerzeugung zugerechnet. 

Beispielhafte Berechnung für das Jahr 2016 

 Der Steuersatz auf leichtes Heizöl beträgt 6,14 Ct/l, das sind 1,69 EUR/GJ. Der Steuersatz auf 

Steinkohle sollte 14 % höher liegen, also bei 1,93 EUR/GJ. Die Bruttostromerzeugung aus Steinkohle 

liegt in 2016 bei 110,0 TWh; der primärenergetische Versorgungsbeitrag von Steinkohle beträgt 

1.6135 PJ. Das Brutto-Soll-Steueraufkommen liegt also bei 3,15 Mrd. EUR (1.635 PJ * 1,93 EUR/GJ 

/1000 EUR).  

 Das für 2016 erwartete Aufkommen der Stromsteuer beträgt 6,53 Mrd. EUR (BMF 2014a). Auf Stein-

kohle ist davon gemäß dem Anteil an der Stromerzeugung von 17,0% ein Anteil von 1,11 Mrd. EUR 

zurechenbar.  

 

Die Netto-Steuervergünstigung der Steinkohle beträgt damit 2,04 Mrd. EUR in 2016 (3,15 – 1,11). 

Tabelle 30 Netto-Steuervergünstigungen für Steinkohle 1970-2016 

 
1970-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 66,85 86,56 2,04 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dieser beträgt im gesamten Zeit-

raum 1970-2016 durchschnittlich 57 %. Dem Bereich der Stromerzeugung können somit seit 1970 rund 

49,4 Mrd. EUR real zugerechnet werden (im Jahr 2016: 1,2 Mrd. EUR). 
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B.2 Befreiung Förderabgabe 

Kurzbeschreibung 

Gegenüber anderen Energieträgern (Erdgas und Erdöl) sind Braun- und Steinkohle laut „altem Recht“ 

(BBergG §§149ff) von einer Förderabgabe für bergfreie Bodenschätze befreit. Diese Regelung stellt eine 

Begünstigung der Kohle gegenüber anderen Energieträgern und somit einen wettbewerbsverzerrenden 

Tatbestand dar, der einer indirekten Subvention entspricht (FÖS 2010b). 

Quantifizierung 

Zur Bestimmung der Förderwirkung durch die Befreiung von der Förderabgabe sind drei Größen maßgeb-

lich: die Menge an geförderter Steinkohle, die Höhe der anzusetzenden Förderabgabe sowie der Marktpreis 

für Steinkohle. Um diese Einzelgrößen zu ermitteln, wurde wie folgt vorgegangen: 

 Die Daten zur jährlich geförderten Menge an Steinkohle liegen bei der Statistik der Kohlenwirtschaft 

vor (Statistik der Kohlenwirtschaft e.V. 2016a); vor 1991 werden hier nur die Daten für die alten 

Bundesländer berücksichtigt. 

 Bei der anzusetzenden Höhe der Förderabgabe wird hier ab 1982 von 10%, für die Zeit davor von 5 %, 

des Marktpreises für Steinkohle ausgegangen. Das Bundesberggesetz (BBerGG) bzw. vorherige Kon-

zessionsverträge zwischen Staat und Bergbautreibenden sieht diese Höhe bei anderen Bodenschät-

zen vor (FÖS 2010b). 

 Der Marktpreis für Drittlandskohle (Kraftwerkskohle) liegt ab dem Jahr 1958 vor (1958-1973 bei 

Storchmann (2005); 1973-2012 bei Statistik der Kohlenwirtschaft e.V. (2014); ab 2012 bei BAFA 

(2017). 

Beispielhafte Berechnung für das Jahr 2016 

Entsprechend dieser Annahmen ergibt sich der jährliche Förderwert der Befreiung der Steinkohle von der 

Förderabgabe nach folgender Berechnung:  

 Geförderte Menge (t) * Marktpreis Drittlandskohle * Förderabgabe (10 bzw. 5 %) 

 Beispielhaft für das Jahr 2016 ergibt sich:  

  3,85 Mio. t * 67,07 EUR * 0,10 = 0,026 Mrd. EUR 

 

Tabelle 31 Steuervergünstigungen für Steinkohle durch Befreiung von der Förderabgabe 1970-

2016 

 
1970-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 10,75 18,31 0,03 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dieser beträgt im gesamten Zeit-

raum 1970-2016 durchschnittlich 57 %. Dem Bereich der Stromerzeugung können somit seit 1970 rund 

10,4 Mrd. EUR real zugerechnet werden (im Jahr 2016: 0,02 Mrd. Euro). 
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B.3 Befreiung Wasserentnahmeentgelte 

Kurzbeschreibung 

In den meisten Bundesländern muss für die Entnahme von Grundwasser ein Entgelt gezahlt werden. Im 

Steinkohlebergbau werden erhebliche Mengen an Wasser entnommen, insbesondere für die Freilegung der 

Steinkohleflöze und die Unterhaltung von Stollen und Schächten („Grubenwasser“). Die Bergbauunterneh-

men sind in den meisten Bundesländern bis heute von der Entrichtung des Wasserentnahmeentgelts be-

freit, insoweit das gehobene Wasser keiner weiteren wirtschaftlichen Verwendung zugeführt wird. Diese 

Befreiung wird als indirekte Subvention erfasst, da auf diese Weise der natürliche Wasserhaushalt geschä-

digt wird. 

Quantifizierung 

Auf Grundlage verfügbarer Daten kann erst für den Zeitraum ab 1995 eine belastbare Quantifizierung des 

Subventionswertes erfolgen. Bei der Ermittlung der entgangenen Wasserentnahmeentgelte wird wie folgt 

vorgegangen: 

1. Mengen: 

 Ein Großteil des geförderten Grubenwassers im Zeitraum 1995-2008 lässt sich einem Gutachten von 

KPMG (2006) sowie den Jahresberichten der Bergbehörden des Landes NRW entnehmen (MWEIM NRW 

2014). 

 Der Anteil des geförderten Grubenwassers, der keiner weiteren Verwendung zugeführt wird, konnte 

nicht vollständig ermittelt werden. Da wir keine anderen Informationen verfügbar machen konnten, 

übernehmen wir eine Annahme der KPMG für die gesamte Zeitreihe von 1995 bis 2011 (siehe auch 

FÖS 2010). Demnach berechnen wir den Anteil des Grubenwassers, das keiner weiteren Verwendung 

zugeführt wurde (für das also keine Förderabgabe gezahlt wurde), indem wir 80% des Grubenwas-

sers aus aktiven Bergwerken und 100% aus der zentralen Wasserhaltung (nach Angabe des MWEIM 

NRW) summieren. 

 Ab 07/2011 erhebt das Bundesland Nordrhein-Westfalen ein Wasserentnahmeentgelt für den Kohle-

bergbau; d.h. ab diesem Zeitpunkt entfällt der Subventionstatbestand.  

2. Preise:  

 Für den gesamten Zeitraum wird (als Mindestwert) mit einem durchschnittlichen Entgelt von 

5 Ct/m3 (real) gerechnet (vgl. FÖS 2010). 

 

Der Förderwert dieser Befreiung von den Wasserentnahmeentgelten beträgt für den Zeitraum 1995-2011 

unter Annahme eines durchschnittlichen Entgeltes von 5 Ct/m3 real 0,08 Mrd. EUR bei Steinkohle.  

 

Tabelle 32 Steuervergünstigungen durch Befreiung von Wasserentnahmeentgelten 1995-2016 

 
1995-2011  

in Mrd. EUR nominal 

1995-2011 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 0,06 0,08 0 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit rund 0,05 Mrd. EUR real zugerechnet werden.  
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B.4 Absatzbeihilfen 

Kurzbeschreibung 

Von 1964-1970 gewährte der Bund Steuervergünstigungen für Leichtöle und Benzinprodukte auf Steinkoh-

lebasis, von 1969-1992 für den Einsatz von Petrolkoks zur Verkokung von Steinkohle. Darüber hinaus wur-

den im Rahmen des ersten Verstromungsgesetzes Energieerzeuger begünstigt, die sich auf den ausschließ-

lichen Einsatz von Steinkohle als Brennstoff verpflichteten (1964-1971): Sie konnten steuerfreie Rücklagen 

von bis zu 45% der Anschaffungs- und Herstellungskosten eines neuen Steinkohlekraftwerks bilden (FÖS 

2010b). 

Quantifizierung 

Die für diese Studie verwendeten Zahlen stammen vollständig aus Storchmann (2005). Die Gesamtsumme 

der Steuervergünstigungen im Bereich „Absatzbeihilfen“, die von 1970-1992 gewährt wurden, beträgt rund 

1,24 Mrd. EUR (real). 95% der Begünstigung erfolgte vor 1973, da die Steuererleichterung für Petrolkoks, 

die noch bis zum Jahr 1992 gewährt wurde, insgesamt weniger als 200 Mio. EUR ausmacht. 

Tabelle 33 Absatzbeihilfen für Steinkohle 1970-1992 (Steuervergünstigungen) 

 
1970-1992 

in Mrd. EUR nominal 

1970-1992                

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 0,42 1,24 0 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit rund 0,7 Mrd. EUR real zugerechnet werden. 
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B.5 Modernisierungsbeihilfen 

Kurzbeschreibung 

Bestimmte Investitionen im Kohlenbergbau waren im Zeitraum 1966-1990 durch Sonderabschreibungen zur 

Hälfte von der Einkommens- und Körperschaftssteuer befreit (FÖS 2010b). 

Quantifizierung 

Die für diese Studie verwendeten Zahlen stammen vollständig aus Storchmann (2005). Die Gesamtsumme 

der Steuermindereinnahmen von 1970-1990 durch die Steuererleichterung beträgt rund 1,85 Mrd. EUR 

(real). 

Tabelle 34 Modernisierungsbeihilfen für Steinkohle 1970-1990 (Steuervergünstigungen) 

 
1970-1990 

in Mrd. EUR nominal 

1970-1990 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 0,75 1,85 0 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit rund 1,1 Mrd. EUR real zugerechnet werden. 
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B.6 Soziale Beihilfen 

Kurzbeschreibung 

Steuervergünstigungen im Bereich „Soziale Beihilfen“ erfolgten in Form der „Bergmannsprämie“ (1956-

2008) und der Befreiung von der Arbeitslosenversicherung (1958-1974). Die „Bergmannsprämie“ wurde als 

Prämie auf den Arbeitslohn untertagetätiger Bergleute gewährt (pro Schicht: 2,50 DM bis 1973, 5 DM bis 

1980, 10 DM bzw. 5 EUR bis 2008). Sie wird als Steuererleichterung gewertet, da sie aus Mitteln des Lohn-

steueraufkommens finanziert wurde und daher Steuermindereinnahmen bewirkte. Bergarbeiter waren 

darüber hinaus auf Grundlage des „Arbeitsförderungsgesetzes“ von 1958-1971 von der Arbeitslosenversi-

cherung befreit; bis 1974 erfolgte darüber hinaus eine anteilige Steuererleichterung (FÖS 2010b). 

Quantifizierung 

Die für diese Studie verwendeten Zahlen stammen vollständig aus Storchmann (2005). Die Mindereinnah-

men des Staates durch die Bergmannsprämie und die Sonderregelung bei der Arbeitslosenversicherung 

summieren sich bis zum Jahr 2008 auf rund 4,91 Mrd. EUR (real).  

Tabelle 35 Soziale Beihilfen für Steinkohle 1970-2008 (Steuervergünstigungen) 

 
1970-2008 

in Mrd. EUR nominal 

1970-2008 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 2,66 4,91 0 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit rund 2,8 Mrd. EUR real zugerechnet werden. 
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3.2.3 C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 

 

C.1 Förderwert des Emissionshandels 

Kurzbeschreibung 

Ein umweltökonomisch sinnvoll ausgestalteter Emissionshandel (u.a. mit angemessenem CAP und Verstei-

gerung der Emissionszertifikate) ist kein Förderinstrument, sondern ein Belastungsinstrument, insbesonde-

re für CO2-emissionsintensive Energieträger wie die Kohle. Der Emissionshandel wird hier nur insoweit als 

ein Förderinstrument berücksichtigt, als bestimmte Regelungen Begünstigungswirkungen entfalten. Konk-

ret geht es um die unentgeltliche Erstzuteilung von Emissionszertifikaten - vor allem in der ersten und 

zweiten Handelsperiode. 

Die unentgeltliche Zuteilung von Zertifikaten hat einen wirtschaftlichen Vorteil zur Folge, der hier als 

Förderwert des Emissionshandels erfasst wird. In der dritten Handelsperiode ab 2013 gilt für die Energie-

wirtschaft eine volle Versteigerung, insoweit verringert sich der für die Vorperioden skizzierte Vorteil 

deutlich. Dieser beschränkt sich fortan auf den Bereich außerhalb der Stromerzeugung. 

Wahrscheinlich entsteht für einige Kraftwerke weiterhin ein geringer finanzieller Vorteil, weil der Strom-

preis steigt und die Erlöse höher sind. Kraftwerke mit CO2-Emissionen unterhalb der Emissionen des preis-

setzenden Grenzkraftwerks profitieren von der durch den Emissionshandel bedingten Strompreiserhöhung. 

Diesen Effekt können wir nicht fundiert quantifizieren und berücksichtigen ihn daher nicht. Es bleibt aber 

festzuhalten, dass die Quantifizierung der Vorteile des Emissionshandels bei Kohle eine Unterschätzung 

darstellt. 

Quantifizierung 

Zur Quantifizierung der Förderwirkung des Emissionshandels wird die jährliche unentgeltliche Zu-

teilungsmenge an Steinkohlefeuerungsanlagen mit dem tatsächlichen Marktpreis der Zertifikate bewertet.  

 Für die Jahre 2005-2012 und das Jahr 2013 konnten persönliche Auskünfte der DEHSt zur kostenlo-

sen Zuteilung nach Energieträgern (mit dem Hauptbrennstoff Steinkohle) genutzt werden. Seit 2014 

schlüsselt der VET-Bericht der DEHSt die freie Zuteilung nach Hauptbrennstoffen und Branchen auf 

(DEHSt 2015). 

 Die Zertifikatspreise entstammen folgenden Quellen: 

– Die Werte für 2005 und 2006 stammen aus einem Bericht des DIW (2007) 

– 2007 sank der Wert teilweise unter 1 EUR. Es wurde ein Schätzwert von 1 EUR angenommen. 

– 2008 und 2009 wurden Daten des BMU zugrunde gelegt (2009a; 2009b) 

– Für alle darauffolgenden Jahre wurde auf die periodischen Berichte der DEHSt zurückgegriffen 

(DEHSt 2014). 

 

Die Fördersumme, die sich für Steinkohle aus den kostenlosen Zuteilungen der EU Emissionszertifikate 

ergibt, beläuft sich von 2005 bis 2016 auf insgesamt 14,9 Mrd. EUR real. 
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Tabelle 36 Förderwirkung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten 2005-2016 

 
2005-2016                

in Mrd. EUR nominal 

2005-2016          

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Summe  13,54 14,85 0,28 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde für den Zeitraum 

2005-2012 der Anteil der Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Steinkohle verwendet. Dem 

Bereich der Stromerzeugung können somit rund 8,4 Mrd. EUR real zugerechnet werden. Da seit der dritten 

Handelsperiode ab 2013 eine volle Versteigerung in der Elektrizitätswirtschaft gilt, wird ab diesem Jahr 

kein Förderwert mehr für die Stromerzeugung kalkuliert. 
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3.3 Datenblätter Braunkohle 

3.3.1 A. Finanzhilfen 

 

A.1 Forschungsförderung 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die staatliche Förderung im Bereich Forschung und Entwicklung von Braunkohle beziffert 

werden. Als Datenquelle dient der Förderkatalog der Bundesregierung, der in alle geförderten Projekte 

seit 1974 Einblick gewährt. Hierbei beschränken wir uns auf den Bereich Kraftwerkstechnik (Leistungsplan-

systematik „EA Rationelle Energieumwandlung“), da dieser in der Datenbank systematisch erfasst ist und 

eine direkte Zurechenbarkeit zur Braunkohle gewährleistet werden konnte. Heute handelt es sich bei der 

Forschung im Bereich der konventionellen Energieträger vor allem um Effizienztechnologien, allgemeine 

Kraftwerkstechnologie, Baustoffe und CCS.  

Die Zurechenbarkeit zu Braunkohle ist zwar teilweise eindeutig, ein großer Teil der Förderprojekte be-

zieht sich jedoch auf Technologien (z.B. COORETEC, Geotechnologienprogramm), die sich nicht eindeutig 

zuordnen lassen. Die Anteile, die den jeweiligen Energieträgern zuzurechnen sind, werden deshalb ge-

schätzt.  

Quantifizierung 

Zur Berechnung der Fördersummen, die dem Energieträger Braunkohle zugerechnet werden können, wur-

de wie folgt vorgegangen. 

 Alle Projekte aus dem Bereich „EA Rationelle Energieumwandlung“ seit 1974, bei denen aus dem Ti-

tel direkt ersichtlich ist, dass sie sich auf den Energieträger Braunkohle beziehen, wurden vollstän-

dig in der Summe berücksichtigt. 

 Bei weiteren Projekten aus dem Bereich „EA Rationelle Energieumwandlung“ ohne direkte Zuord-

nung wurden ab 2007 die Anteile wie folgt geschätzt: Bei Projekten mit Bezug zu Kohle wurden die 

Anteile von Braun- und Steinkohle gemäß ihres relativen Anteils an der Gesamtstromerzeugung aus 

Kohle (z. B. 2016: 58 % Braunkohle, 42 % Steinkohle) geschätzt. Bei Projekten mit einem allgemei-

nen Bezug zu Kraftwerkstechnik (z. B. zu Effizienz, CCS) wurde bei der Anteilsberechnung auch Erd-

gas einbezogen (z. B. 2016: 44 % Braunkohle, 32 % Steinkohle, 23 % Erdgas an Gesamtstromerzeu-

gung aus Kohle und Gas). Es wird also angenommen, dass der jeweilige Energieträger proportional 

zu seiner relativ erzeugten Strommenge von den Forschungsvorhaben profitiert. 

Die Fördersummen des Geotechnologienprogramms nach Informationen des PTJ
15

, welches sich ausschließ-

lich auf die Speicherung von CO2 bezieht, werden basierend auf Prognosen der IEA (2013) zur zukünftigen 

Nutzung von CCS zu 90 % Kohle und zu 10 % Gas angerechnet. Nach Auswertung der voraussichtlichen CO2-

Emissionen der geplanten oder sich im Bau befindlichen Kohlekraftwerke in Deutschland (BUND 2013) kann 

zudem rund 80 % der Geotechnologienförderung Steinkohle und 20% Braunkohle zugerechnet werden. 

Gemäß dem Förderkatalog der Bundesregierung (2017) und Daten des PTJ wurde die Forschung und Ent-

wicklung von Braunkohletechnologien bis 2016 mit nominal rund 126 Mio. EUR gefördert. Das entspricht 

                                                 
15

  Daten zum Geotechnologienprogramm haben wir auf Nachfrage vom PTJ erhalten.  
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einer realen Fördersumme von 136 Mio. EUR. Die Förderung im Jahr 2016 beläuft sich auf rund 

15,2 Mio. EUR, von denen 3,2 Mio. EUR Braunkohle direkt zugerechnet werden können und die restlichen 

12,0 Mio. EUR anteilig berechnet wurden.  

Tabelle 37 Forschungsförderung von Braunkohletechnologien 1974-2016 

 1974-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1974-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 0,13 0,14 0,02 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Braunkohle verwendet. 
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 A.2 EU Forschung Pilotvorhaben CCS, Anteil Deutschlands 

Kurzbeschreibung 

Auch von europäischer Seite werden Mittel für die Erforschung von CCS bereitgestellt, z.B. mit dem sieb-

ten Rahmenprogramm, der Zertifikatbereitstellung aus der Neuanlagenreserve und der Förderung von CCS-

Demonstrationsprojekten. Deutschland ist an dieser Förderung durch seinen Beitrag zum EU-Haushalt (ca. 

20%) beteiligt. Dieser Anteil wird in die Summe der staatlichen Förderungen einbezogen.  

Quantifizierung 

Forschungsrahmenprogramme / Horizont 2020 

Im Rahmen der Forschungsrahmenprogramme und dem 2014 verabschiedeten Nachfolger Horizont 2020, 

werden seit 1998 Projekte im Bereich CCS finanziert.  

 Für den Zeitraum zwischen 1998 und 2006 gibt die Europäische Kommission (2013a) Förderungen in 

Höhe von insgesamt 117 Mio. EUR an. 

 Im Rahmen des 7. Forschungsrahmenprogramms wurden im Zeitraum 2007 bis 2012 rund 

200 Mio. EUR von der EU bereitgestellt (EU KOM 2013b). 

 Seit 2014 werden im Rahmen des Horizon-2020-Programms CCS-Technologien gefördert. Die Förde-

rung belief sich im Jahr 2016 auf 21 Mio. EUR (Europäische Kommission 2016c). 

Die recherchierten Gesamtsummen werden hier gleichmäßig über die jeweiligen Jahre verteilt. 

CCS im EU Konjunkturprogramm 

Nach Angaben der EU Kommission (2014) wurden CCS Projekte neben den Forschungsrahmenprogrammen 

zudem im Rahmen des Europäischen Energieprogramms zur Konjunkturbelebung (EEPR) zwischen 2010 und 

2014 gefördert. Dem Anhang des Kommissionsberichts sind die geleisteten Zahlung unter dem EEPR Pro-

gramm zu entnehmen (EU COM 2014). Sie belaufen sich in der Zeit von 2010-2014 auf rund 370 Mio. EUR. 

Summe der Ausgaben und Anteil Deutschlands 

Insgesamt wurden CCS-Projekte zwischen 1998 und 2016 mit rund 725 Mio. EUR nominal bzw. 782 Mio. EUR 

real von der EU gefördert. Der Beitrag Deutschlands an dieser Förderung wird gemäß des Anteils am EU-

Budget ermittelt (z. B. 21,4 % im Jahr 2016). 

Außerdem werden analog zur nationalen Geotechnologienförderung (vergl. Datenblatt Steinkohle A.1: 

Forschung und Entwicklung) 90 % der Förderung Kohle angerechnet (IEA 2013). Daraus ergibt sich eine 

nominale Fördersumme Deutschlands über den Anteil am EU-Budget von Kohle in Höhe von 130 Mio. EUR. 

Hiervon werden ebenfalls analog zur Geotechnologienförderung 20 % Braunkohle und 80 % Steinkohle an-

gerechnet. 

Die spezifische Fördersumme von CCS-Technologien im Braunkohlebereich durch die EU beläuft sich damit 

auf rund 26 Mio. EUR nominal und 28 Mio. EUR real. 
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Tabelle 38 CCS-Förderung (Braunkohle) 1998-2016 durch die EU, Anteil Deutschland 

 1998-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1998-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 0,03 0,03 0,00 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Braunkohle verwendet. 
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A.3 Altlasten / Sanierung Braunkohlebergbaugebiete 

Kurzbeschreibung 

Da Braunkohle in Deutschland seit langem im Tagebauverfahren gewonnen wird, verursacht der Bergbau 

schwerwiegende ökologische Eingriffe in den Natur- und Landschaftshaushalt. Das Bundesberggesetz 

schreibt vor, dass die Bergbauunternehmen zur Wiedernutzbarmachung bzw. Rekultivierung von durch 

Tagebau und Veredelungsanlagen beanspruchten Flächen verpflichtet sind. Einzelbeispiele belegen je-

doch, dass die öffentliche Hand an den entstandenen Kosten beteiligt wird.  

Eine besondere Regelung gilt für die Finanzierungssituation bei stillgelegten Tagebauen auf dem Gebiet 

der ehemaligen DDR: Nach 1990 gingen die Braunkohletagebaue und -veredelungsanlagen in die öffentli-

che Hand über, die damit auch die ökologischen Folgeschäden „erbte“. Im Auftrag des Bundes trägt die 

LMBV (Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH) die bergrechtlichen Verpflich-

tungen der Alteigentümer und führt neben Stilllegung ehemaliger Anlagen die Rekultivierung und Wie-

dernutzbarmachung durch (FÖS 2014b). Ende 2016 wurde das sechste Verwaltungsabkommen beschlossen, 

das die weitere Finanzierung der Braunkohlesanierung in Höhe von 1,23 Mrd. EUR für den Zeitraum von 

2018-2022 sicherstellt (BMF 2016c). 

Quantifizierung  

Die Finanzierung erfolgt auf Grundlage des 1992 zwischen Bund und betroffenen Ländern abgeschlossenen 

Verwaltungsabkommens Braunkohlesanierung. Als Datenquelle werden die Zeitreihen von StuBA (StuBA 

2017) verwendet. Seit 1991 bis 2016 beläuft sich die Förderung demnach auf rund 11,3 Mrd. EUR nominal 

und 14,09 Mrd. EUR real (für weitere Informationen siehe FÖS 2014). 

Tabelle 39 Kosten Verwaltungsabkommen Braunkohlesanierung 1991 - 2016 

  

1991-2016 

in Mrd. EUR nominal 

 

1991-2016 

in Mrd. EUR real 

im Jahr 2016  

in Mrd. EUR  

Summe 11,32 14,10 0,25 

 

Die Kosten für Altlasten bzw. die Sanierung von Braunkohlebergbaugebieten der ehemaligen DDR werden 

nicht der Stromerzeugung angerechnet. 

  



Was Strom wirklich kostet Seite 109  

 

 

FORUM ÖKOLOGISCH-SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT e.V. • GREEN BUDGET GERMANY (GBG) 
 

3.3.2 B. Steuervergünstigungen 

 

B.1 Steuervergünstigungen Energiesteuer netto 

Kurzbeschreibung 

Während bis zum Inkrafttreten des Energiesteuergesetzes am 1.8.2006 Öl und Gas auch beim Einsatz in 

der Stromerzeugung besteuert wurden, wurde Braunkohle (wie Steinkohle) nicht besteuert. Seit dem 

1.8.2006 werden in Deutschland Einsatzstoffe in der Stromerzeugung generell nicht mehr besteuert.  

Ein besonders ausgeprägter, selektiver Vorteil für die Braunkohle war vor diesem Hintergrund im gesamten 

Zeitraum bis zum 1.8.2006 zu verzeichnen, weil andere Energieträger beim Einsatz in der Stromerzeugung 

besteuert wurden. Seit dem 1.8.2006 ist dieser selektive Vorteil beseitigt. Auch nach Inkrafttreten des 

Energiesteuergesetzes gibt es im Wärmemarkt weiterhin steuerliche Vorteile gegenüber Öl und Gas (FÖS 

2010b):  

 Die Stromerzeugung aus Kohle wird zwar indirekt durch eine Stromsteuer erfasst, deren Höhe pri-

märenergetisch betrachtet auch etwa der Heizölbesteuerung entspricht. Es gibt jedoch umfangrei-

che Ausnahmen von der Stromsteuer insbesondere für energieintensive Unternehmen.  

 Bis 31.7.2006 wurde Kohle primärenergetisch überhaupt nicht besteuert, mit dem Energiesteuerge-

setz wurde ab dem 1.8.2006 – in Umsetzung der EU-Energiesteuerrichtlinie – erstmals überhaupt ei-

ne Steuer auf Kohle eingeführt. Der Steuersatz beträgt jedoch nur 0,33 €/GJ und liegt damit um 

den Faktor 5 unter dem Steuersatz auf leichtes Heizöl. 

Quantifizierung 

Um Steuervergünstigungen umfassend identifizieren zu können, muss zunächst ein Leitbild für die Ener-

giebesteuerung definiert werden, um anschließend Abweichungen davon als Steuervergünstigung erfassen 

zu können. Als Leitbild (oder Benchmark) der Energiebesteuerung wird hier ein einheitlicher Tarif für alle 

Energieträger entsprechend ihres Energie- sowie CO2-Gehalts definiert; dabei fließen nach einem umwelt-

ökonomisch optimalen Tarifsystem der Energiegehalt sowie die CO2-Emissionen ein. Dieses Leitbild ent-

spricht den Vorschlägen der Europäischen Kommission zur Harmonisierung der Energiesteuern. Alle Abwei-

chungen von diesem Tarif werden als Steuervergünstigung definiert; dabei wird wie folgt vorgegangen: 

 Ermittlung des (hypothetischen) Soll-Aufkommens der nach umweltökonomischen Kriterien ausge-

stalteten Energiebesteuerung. Als Referenzsteuertarif wird grundsätzlich ein einheitlicher Tarif ent-

sprechend Energie- und CO2-Gehalt zugrunde gelegt.  

 Für Braunkohle ergibt sich bei einer CO2/Energiesteuer ein um 17% höherer Steuersatz gegenüber 

leichtem Heizöl. In der Zeitreihe wird als Referenzsteuersatz also das 1,17-fache des jeweils gel-

tenden Steuersatzes auf leichtes Heizöl zugrunde gelegt. 

 Das Soll-Aufkommen auf den Verbrauch von Braunkohle wird dann durch Multiplikation des jeweili-

gen Referenzsteuersatzes mit dem primärenergetischen Versorgungsbeitrag ermittelt. 

 Die Mindereinnahmen („Steuervergünstigungen“) werden definiert und ermittelt als Differenz zwi-

schen Soll- und Ist-Aufkommen.  

 Als Ist-Aufkommen wird zum einen der im Zeitraum 1975-1996 erhobene Kohlepfennig und zum an-

deren die seit dem 1.4.1999 erhobene Stromsteuer berücksichtigt, obwohl beide Abgaben nicht pri-
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märenergetisch erhoben werden. Dabei wird das Aufkommen von Kohlepfennig und Stromsteuer den 

Energieträgern anhand ihrer jeweiligen Anteile an der Stromerzeugung zugerechnet. 

 

Beispielhafte Berechnung für das Jahr 2016 

 Der Steuersatz auf leichtes Heizöl beträgt 6,14 Ct/l, das sind 1,69 EUR/GJ. Der Steuersatz auf 

Braunkohle sollte 17% höher liegen, also bei 1,98 EUR/GJ. Die Bruttostromerzeugung aus Braunkohle 

liegt in 2016 bei 150 TWh; der primärenergetische Versorgungsbeitrag von Braunkohle beträgt 

1.525 PJ. Das Brutto-Soll-Steueraufkommen liegt also bei 3,0 Mrd. EUR (1.525 PJ * 1,98 EUR/GJ 

/1000 EUR).  

 Das für 2016 erwartete Aufkommen der Stromsteuer betrug 6,53 Mrd. EUR (BMF 2014a). Auf Braun-

kohle ist davon gemäß dem Anteil an der Stromerzeugung von 23,1% ein Anteil von 1,51 Mrd. EUR 

zurechenbar.  

Die Netto-Steuervergünstigung der Braunkohle beträgt damit 1,50 Mrd. EUR in 2016 (3,0– 1,51 Mrd. EUR). 

Tabelle 40 Ergebnis Förderwert der Energiebesteuerung 1970-2016 

 1970-2016  

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Summe 49,21 62,10 1,50 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Braunkohle verwendet. Dieser beträgt im gesamten Zeit-

raum 1970-2016 durchschnittlich 84,7%. Dem Bereich der Stromerzeugung können somit seit 1970 rund 

52,6 Mrd. Euro real zugerechnet werden (im Jahr 2016: 1,3 Mrd. Euro). 
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B.2 Befreiung Förderabgabe 

Kurzbeschreibung 

Gegenüber anderen Energieträgern (Erdgas und Erdöl) sind Braun- und Steinkohle laut „altem Recht“ 

(BBergG §§149ff) von einer Förderabgabe befreit. Diese Regelung stellt eine Begünstigung der Kohle ge-

genüber anderen Energieträgern und somit einen wettbewerbsverzerrenden Tatbestand dar, der einer 

indirekten Subvention entspricht (FÖS 2010b). 

Quantifizierung 

Zur Bestimmung der Förderwirkung durch die Befreiung von der Förderabgabe sind drei Größen maßgeb-

lich: die Menge an geförderter Braunkohle, die Höhe der anzusetzenden Förderabgabe sowie der Markt-

preis für Braunkohle. Um diese Einzelgrößen zu ermitteln, wurde wie folgt vorgegangen: 

 Die Daten zur jährlich geförderten Menge an Braunkohle werden der (Statistik der Kohlenwirtschaft 

e.V. 2016b) entnommen; vor 1991 werden hier nur die Daten für die alten Bundesländer berücksich-

tigt. 

 Bei der anzusetzenden Höhe der Förderabgabe wird hier ab 1982 von 10%, für die Zeit davor von 5%, 

des Marktpreises für Braunkohle ausgegangen. Das Bundesberggesetz (BBerGG) bzw. vorherige Kon-

zessionsverträge zwischen Staat und Bergbautreibenden sieht diese Höhe bei anderen Bodenschät-

zen vor (FÖS 2010b). 

 Bei der Ermittlung des Marktpreises für Rohbraunkohle wird mit einem kalkulatorischen Preis gear-

beitet, da Braunkohle meist direkt im Kraftwerk vor Ort verbraucht wird und kein international ge-

handeltes Gut ist, für das Weltmarktpreise vorliegen.  

– Für den Zeitraum 1980-2005 wird dabei mit einem Rohbraunkohlepreis von real 10 EUR/t kalku-

liert (siehe Begründung in FÖS 2010). 

– Zwischen 1970 und 1981 sind die realen Preise für das Endprodukt Braunkohlebriketts allerdings 

deutlich (um etwa 40%) gestiegen. Entsprechend dieser Preisentwicklung kalkulieren wir für das 

Jahr 1970 mit einem Rohbraunkohlepreis von 6,00 EUR/t, der bis zum Jahr 1980 linear auf die ab 

dann angenommenen 10,00 EUR/t ansteigt. 

– Ab 2007 konnte eine andere Methodik verwendet werden, die auf der Auswertung der beim Bun-

desanzeiger verfügbaren Jahresabschlussberichte der Vattenfall Europe Mining AG bzw. ab 2015 

der Lausitzer Energie Bergbau AG beruht. Der Marktpreis für Rohbraunkohle wird hierbei berech-

net, indem der ausgewiesene Umsatz für Rohbraunkohle und Kohleprodukte durch die ausgewie-

sene Fördermenge dividiert wird. Die Berichte weisen indirekt die Menge der gesamten Roh-

braunkohleförderung aus. Da die Braunkohle in diesem Fall innerhalb des gleichen Unternehmens 

verbleibt, kann davon ausgegangen werden, dass der reelle Marktwert sogar noch etwas höher 

liegt. 

Beispielhafte Berechnung für das Jahr 2016 

Entsprechend dieser Annahmen ergibt sich der jährliche Förderwert der Befreiung der Braunkohle von der 

Förderabgabe nach folgender Berechnung:  

 Geförderte Menge (t) * Kalkulatorischer Marktpreis * Förderabgabe (10 bzw. 5%) 

 Beispielhaft für das Jahr 2016 ergibt sich:  
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  177,2 Mio. t * 13,9 EUR * 0,10 = 0,246 Mrd. EUR 

 

Tabelle 41 Steuervergünstigungen durch die Befreiung von der Förderabgabe 1970-2016 

 
1970-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1970-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe 5,91 7,51 0,25 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Braunkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit seit 1970 rund 6,3 Mrd. EUR real zugerechnet werden (im Jahr 2016: 0,2 Mrd. EUR). 
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B.3 Befreiung Wasserentnahmeentgelte 

Kurzbeschreibung 

In den meisten Bundesländern muss für die Entnahme von Grundwasser ein Entgelt gezahlt werden. Im 

Braunkohletagebau werden erhebliche Mengen an Wasser entnommen, insbesondere für die Freilegung der 

Braunkohleflöze. Die Bergbauunternehmen sind in den meisten Bundesländern bis heute von der Entrich-

tung des Wasserentnahmeentgelts befreit, insoweit das gehobene Wasser keiner weiteren wirtschaftlichen 

Verwendung zugeführt wird. Diese Befreiung wird als indirekte Subvention erfasst, da auf diese Weise der 

natürliche Wasserhaushalt geschädigt wird (FÖS 2010b). 

Quantifizierung 

Bei der Ermittlung der entgangenen Wasserentnahmeentgelte wird wie folgt vorgegangen
16

: 

1. Mengen: 

 Im Zeitraum 1995 bis 2008 liegen die Daten zur Gesamtmenge des entnommenen Wassers, inkl. des 

Anteils der keiner weiteren Verwendung zugeführt wurde, für den gesamten deutschen Braunkoh-

lenbergbau bei der Statistik der Kohlenwirtschaft e.V. (2014) vor. 

 Für die Jahre 2009 und 2010 liegen jeweils nur noch die Daten für das gesamte entnommene Wasser 

vor; der Anteil ohne weitere wirtschaftliche Verwendung wurde auf Basis des Durchschnitts der ver-

fügbaren Werte von 1995-2008 geschätzt. 

 Für die Jahre 2011 bis 2013 liegen die Daten zur Gesamtmenge des entnommenen Wassers, inkl. des 

Anteils der keiner weiteren Verwendung zugeführt wurde, durch persönliche Auskunft der zuständi-

gen Oberbergbehörden vor. Für die Subventionsberechnung wird der Wert für 2011 dabei um 5/12 

des Wertes der Wasserentnahme in NRW reduziert, weil das Bundesland ab Juli 2011 ein Wasserent-

nahmeentgelt (auch auf wirtschaftlich nicht genutztes Wasser) erhoben hat. Der Subventionstatbe-

stand entfällt hier also regional beschränkt. 

 Für die Jahre 2014-2016 werden die Wasserentnahmemengen anhand des historischen Verhältnisses 

zwischen Braunkohleförderung und Wasserentnahme geschätzt. Dazu wird ein Durchschnitt über 

dieses Verhältnis der letzten zehn Jahre gebildet. Dieser Faktor (0,007) dient im Folgenden dazu auf 

Basis vorhandener Daten der Braunkohleförderung auf die ungefähre Wasserentnahmemenge zu 

schließen. Ein Durchschnittswert für das Bundesland Nordrhein-Westfalen wurde anschließend nach-

träglich noch rausgerechnet. Der Anteil des Wassers, der keiner weiteren Verwendung zugeführt 

wurde, wird auf Basis des Durchschnitts der verfügbaren Werte von 1995-2013 geschätzt. 

2.   Preise:  

 Für den Zeitraum von 1995 bis 2010 wird mit einem durchschnittlichen Entgelt von 5 Ct/m³ (real) 

gerechnet (FÖS 2010b). Für 2011 bis 2013 wird ein kalkulatorisches Entgelt verwendet, das sich auf 

Basis der Wasserentnahmemengen sowie der zugehörigen Entgelte ergibt. Ab 2014 wird ein Mittel-

wert dieses kalkulatorischen Entgeltes fortgeschrieben. Es liegt bei ungefähr 4,2 Ct/m3. 

 

Der Förderwert dieser Befreiung von der Wasserabgabe beträgt für den Zeitraum 1995-2016 unter den 

oben beschriebenen Annahmen real 0,86 Mrd. EUR bei Braunkohle. Für den Zeitraum vor 1995 kann der 

Förderwert nicht fundiert ermittelt werden, da weder Daten zum Anteil der Wasserentnahme mit weiterer 

                                                 
16

  Hier konnten erstmalig Daten einfließen, die vom FÖS im Rahmen des vom Umweltbundesamt beauftragten Projekts „Ansätze 
für eine ökologische Fortentwicklung der öffentlichen Finanzen“ recherchiert wurden (UBA o.J.) 
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Nutzung noch Übersichten über die Höhe und Struktur der Wasserentnahmeentgelte in den Bundesländern 

verfügbar sind. 

Tabelle 42 Steuervergünstigungen durch Befreiung von Wasserentnahmeentgelten 1995-2016 

 
1995-2016 

in Mrd. EUR nominal 

1995-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 0,72 0,86 0,02 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Braunkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit im Zeitraum 1995-2016 rund 0,73 Mrd. EUR real zugerechnet werden. 
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3.3.3 C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 

 

C.1 Förderwert des Emissionshandels 

Kurzbeschreibung 

Ein umweltökonomisch sinnvoll ausgestalteter Emissionshandel (u.a. mit angemessenem CAP und Verstei-

gerung der Emissionszertifikate) ist kein Förderinstrument, sondern ein Belastungsinstrument insbesondere 

für CO2-emissionsintensive Energieträger wie die Kohle. Der Emissionshandel wird hier nur insoweit als ein 

Förderinstrument berücksichtigt, als bestimmte Regelungen Begünstigungswirkungen entfalten. Konkret 

geht es um die unentgeltliche Erstzuteilung von Emissionszertifikaten (vor allem in der ersten und zweiten 

Handelsperiode). 

Die unentgeltliche Zuteilung von Zertifikaten hat einen wirtschaftlichen Vorteil zur Folge, der hier als 

Förderwert des Emissionshandels erfasst wird. In der dritten Handelsperiode ab 2013 gilt für die Energie-

wirtschaft eine volle Versteigerung, insoweit verringert sich der für die Vorperioden skizzierte Vorteil 

deutlich. Dieser beschränkt sich fortan auf den Bereich außerhalb der Stromerzeugung. 

Wahrscheinlich entsteht für einige Kraftwerke weiterhin ein geringer finanzieller Vorteil, weil der Strom-

preis steigt und die Erlöse höher sind. Kraftwerke mit CO2-Emissionen unterhalb der Emissionen des preis-

setzenden Grenzkraftwerks profitieren von der durch den Emissionshandel bedingten Strompreiserhöhung. 

Diesen Effekt können wir nicht fundiert quantifizieren und berücksichtigen ihn daher nicht. Es bleibt aber 

festzuhalten, dass die Quantifizierung der Vorteile des Emissionshandels bei Kohle eine Unterschätzung 

darstellt. 

Quantifizierung 

Zur Quantifizierung der Förderwirkung des Emissionshandels wird die jährliche unentgeltliche Zu-

teilungsmenge an Braunkohlefeuerungsanlagen mit dem tatsächlichen Marktpreis der Zertifikate bewertet.  

 Für die Jahre 2005-2012 und das Jahr 2013 konnten persönliche Auskünfte der DEHSt zur kostenlo-

sen Zuteilung nach Energieträgern (mit dem Hauptbrennstoff Braunkohle) genutzt werden. Seit 2014 

schlüsselt der VET-Bericht der DEHSt die freie Zuteilung nach Hauptbrennstoffen und Branchen auf 

(DEHSt 2015). Da seit 2013 eine volle Versteigerung im Bereich der Stromerzeugung gilt, sind die 

kostenlos zugeteilten Mengen ggü. den Vorjahren stark zurückgegangen.
 17

  

 Die Zertifikatspreise entstammen folgenden Quellen: 

– Die Werte für 2005 und 2006 stammen aus einem Bericht des DIW (2007) 

– 2007 sank der Wert teilweise unter 1 EUR. Es wurde ein Schätzwert von 1 EUR angenommen. 

– 2008 und 2009 wurden Daten des BMU zugrunde gelegt (2009a; 2009b) 

– Für alle darauffolgenden Jahre wurde auf die periodischen Berichte der DEHSt zurückgegriffen 

(DEHSt 2014). 

 

                                                 
17

  Gemäß einer Mitteilung der DEHSt erhielten Anlagen mit dem Hauptbrennstoff Braunkohle im Jahr 2013 insgesamt 7,5 Mio. 
EU-Emissionszertifikate kostenlos zugeteilt. Die tatsächlichen Emissionen belaufen sich im selben Zeitraum auf insgesamt 
175,9 Mio. t/CO2.  

 Hauptbrennstoff ist derjenige, der über 80 % der eingesetzten Brennstoffenergie auf sich vereint. Alle Emissionen werden 
dem Hauptbrennstoff der Anlage angerechnet, auch wenn andere Brennstoffe eingesetzt werden. Andererseits wird keine Zu-
teilung der Emissionen zu den jeweiligen Brennstoffen vorgenommen, wenn sich kein Hauptbrennstoff ermitteln lässt. 
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Die Fördersumme, die sich für Braunkohle aus den kostenlosen Zuteilungen der EU Emissionszertifikate 

ergibt, beläuft sich von 2005 bis 2016 auf insgesamt 15,1 Mrd. EUR real. 

Tabelle 43 Förderwirkung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten 2005-2016 

 
2005-2016 

in Mrd. EUR nominal 

2005-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Summe  13,57 15,07 0,05 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde für den Zeitraum 

2005-2012 der Anteil der Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Braunkohle verwendet. Dem 

Bereich der Stromerzeugung können somit rund 13,4 Mrd. EUR real zugerechnet werden. Da seit der drit-

ten Handelsperiode ab 2013 eine volle Versteigerung in der Elektrizitätswirtschaft gilt, wird ab diesem 

Jahr kein Förderwert mehr für die Stromerzeugung kalkuliert. 
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C.2 Sicherheitsbereitschaft 

Kurzbeschreibung 

Im Zuge der Erreichung der Klimaschutzziele bis 2020 hat die Bundesregierung Ende 2015 beschlossen, 

einen Teil der Braunkohlekraftwerke ab Ende 2016 in eine Sicherheitsbereitschaft zu überführen und dort 

für das Vorhalten von Kapazität zu entlohnen.  

Quantifizierung 

Die Gesamtkosten der Sicherheitsbereitschaft belaufen sich auf eine Größenordnung von 230 Mio. EUR pro 

Jahr über einen Zeitraum von sieben Jahren (Bundestag 2016a). Da mit dem Braunkohlekraftwerk Busch-

haus das erste Kraftwerk erst zum 01.10.2016 in die Sicherheitsbereitschaft gegangen ist (BMWI 2016), 

berechnet sich der Förderwert für 2016 anteilig zu 3/12 von 230 Mio. EUR, also rund 60 Mio. EUR.  

Tabelle 44 Kapazitätszahlungen für in die Sicherheitsbereitschaft überführte Braunkohlekraftwerke 

2016-2023 

 
2016-2023 

in Mrd. EUR nominal 

2016-2023 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 0,23 - 0,06 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Braunkohle verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit im Jahr 2016 rund 56 Mio. EUR real zugerechnet werden. 
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3.4 Datenblätter Erdgas 

3.4.1 A. Finanzhilfen 

 

A.1 Forschungsförderung 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die staatliche Förderung im Bereich Forschung und Entwicklung von Erdgas beziffert 

werden. Heute handelt es sich bei der Forschung im Bereich der konventionellen Energieträger vor allem 

um Effizienztechnologien, allgemeine Kraftwerkstechnologie, Baustoffe und CCS. Die Zurechenbarkeit zu 

Erdgas ist zwar teilweise eindeutig (z.B. bei GuD-Projekten), häufig ist die Differenzierung zwischen Erd-

gas und Kohle jedoch nicht möglich. Die Anteile, die den jeweiligen Energieträgern zuzurechnen sind, 

wurden deshalb hier geschätzt.  

Förderprogramme anderer Quellen, z.B. der Bundesländer oder der EU, wurden nicht berücksichtigt.  

Quantifizierung 

Die Summen für Erdgas werden ab 2007 erfasst. Als Datenquelle dient der Förderkatalog der Bundesregie-

rung, der in alle geförderten Projekte seit 1974 Einblick gewährt. Hierbei beschränken wir uns auf den 

Bereich Kraftwerkstechnik (Leistungsplansystematik „EA Rationelle Energieumwandlung“), da dieser in der 

Datenbank systematisch erfasst ist und eine direkte Zurechenbarkeit zu Erdgas gewährleistet werden 

konnte (Bundesregierung 2017). Zur Berechnung der Fördersummen, die dem Energieträger Erdgas zuge-

rechnet werden können, wurde wie folgt vorgegangen. 

 Alle Projekte aus dem Bereich „EA Rationelle Energieumwandlung“, bei denen aus dem Titel direkt 

ersichtlich ist, dass sie sich auf den Energieträger Erdgas beziehen, wurden vollständig in der Sum-

me berücksichtigt. 

 Bei weiteren Projekten aus dem Bereich „EA Rationelle Energieumwandlung“ ohne direkte Zuord-

nung wurden die Anteile wie folgt geschätzt: Bei Projekten mit einem allgemeinen Bezug zu Kraft-

werkstechnik (z.B. zu Effizienz) wurde bei der Anteilsberechnung auch Kohle mit einbezogen (z.B. 

2016: 44 % Braunkohle, 32 % Steinkohle, 23 % Erdgas an der Gesamtstromerzeugung aus Erdgas und 

Kohle). Es wird also angenommen, dass der jeweilige Energieträger proportional zu seiner relativ 

erzeugten Strommenge von den Forschungsvorhaben profitiert. 

Gemäß der Auswertung der Fördertabellen wurden im Zeitraum von 2007 bis 2016 insgesamt 

0,056 Mrd. EUR nominal und 0,058 Mrd. EUR real in die Forschung und Entwicklung von Erdgastechnologien 

investiert. Die Förderung im Jahr beläuft sich auf rund 9,3 Mio. EUR, von denen 4,8 Mio. EUR Erdgas direkt 

zurechenbar sind und die restlichen 4,5 Mio. EUR anteilig berechnet wurden.  

Tabelle 45 Forschungsförderung von Erdgastechnologien 2007-2016 

 
2007-2016 

in Mrd. EUR nominal 

2007-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 0,06 0,06 0,01 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Erdgas verwendet. Dies stellt eher eine Unterschätzung 
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dar, weil sich die Forschung vor allem auf Stromerzeugung bezieht, aber ein vergleichsweise kleiner Anteil 

des Erdgasverbrauchs in der Stromerzeugung anfällt (2016 ca. 12,4 %). Der Anteil der Stromerzeugung an 

der Forschungsförderung beträgt insgesamt rund 0,01 Mrd. EUR. 
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3.4.2 B. Steuervergünstigungen 

 

B.1 Steuervergünstigungen Energiesteuer netto 

Kurzbeschreibung 

Seit 1989 wird Erdgas primärenergetisch besteuert. Der Steuersatz stieg von ursprünglich 1,3 EUR/MWh 

auf 5,5 EUR/MWh an. Aufgrund der zahlreichen Ausnahmeregelungen und Reduzierungen wird jedoch nur 

etwa die Hälfte des möglichen Steueraufkommens erreicht. Der Einsatz von Erdgas zur Stromerzeugung 

kann seit Inkrafttreten des Energiesteuergesetzes am 1.8.2006 gemäß §53 EnergieStG wie alle anderen 

Einsatzstoffe in der Stromerzeugung vollständig von der Steuer befreit werden. Erdgasstrom wird demnach 

nur über die Stromsteuer belastet, von der es ebenfalls Ausnahmeregelungen, insbesondere für energiein-

tensive Unternehmen gibt. 

Quantifizierung 

Es wird der Förderwert seit 2007 erfasst. Um Steuervergünstigungen umfassend identifizieren zu können, 

muss zunächst ein Leitbild für die Energiebesteuerung definiert werden, um anschließend Abweichungen 

davon als Steuervergünstigung erfassen zu können. Als Leitbild (oder Benchmark) der Energiebesteuerung 

wird hier ein einheitlicher Tarif für alle Energieträger entsprechend ihres Energie- sowie CO2-Gehalts defi-

niert; dabei fließen nach einem umweltökonomisch optimalen Tarifsystem der Energiegehalt sowie die 

CO2-Emissionen ein. Dieses Leitbild entspricht den Vorschlägen der Europäischen Kommission zur Harmoni-

sierung der Energiesteuern. Alle Abweichungen von diesem Tarif werden als Steuervergünstigung definiert; 

dabei wird wie folgt vorgegangen: 

 Ermittlung des (hypothetischen) Soll-Aufkommens der nach umweltökonomischen Kriterien ausge-

stalteten Energiebesteuerung. Als Referenzsteuertarif wird grundsätzlich ein einheitlicher Tarif ent-

sprechend Energie- und CO2-Gehalt zugrunde gelegt.  

 Für Erdgas ergibt sich bei einer CO2/Energiesteuer ein um 12% niedrigerer Steuersatz gegenüber 

leichtem Heizöl. In der Zeitreihe wird als Referenzsteuersatz also das 0,88-fache des jeweils gel-

tenden Steuersatzes auf leichtes Heizöl zugrunde gelegt. 

 Das Soll-Aufkommen des Erdgasverbrauchs wird dann durch Multiplikation des jeweiligen Referenz-

steuersatzes mit dem primärenergetischen Versorgungsbeitrag ermittelt. 

 Die Mindereinnahmen („Steuervergünstigungen“) werden definiert und ermittelt als Differenz zwi-

schen Soll- und Ist-Aufkommen.  

 Als Ist-Aufkommen werden die Stromsteuer und die Energiesteuer berücksichtigt. Dabei wird die 

Stromsteuer nur entsprechend dem Anteil von Erdgas an der Stromerzeugung eingebracht. 

Beispielhafte Berechnung für das Jahr 2016 

 Der Steuersatz auf leichtes Heizöl beträgt 6,14 Ct/l, das sind 1,69 EUR/GJ. Der Steuersatz auf Erd-

gas sollte 12% niedriger liegen, also bei 1,49 EUR/GJ. Die Bruttostromerzeugung aus Erdgas lag in 

2016 bei 78,5 TWh; der primärenergetische Versorgungsbeitrag von Erdgas beträgt 3.043 PJ. Das 

Brutto-Soll-Steueraufkommen liegt also bei 4,52 Mrd. EUR (3.043 PJ * 1,49 EUR/GJ /1000 EUR).  

 Das für 2016 erwartete Aufkommen der Energiesteuer beträgt 2,77 Mrd. EUR (BMF 2014b).  
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 Das für 2016 erwartete Aufkommen der Stromsteuer beträgt 6,53 Mrd. EUR (BMF 2014a). Auf Erdgas 

ist davon gemäß dem Anteil an der Stromerzeugung von 12,1% ein Anteil von 0,79 Mrd. EUR zure-

chenbar.  

 

Die Netto-Steuervergünstigung von Erdgas beträgt damit 0,97 Mrd. EUR in 2016 (4,52 – 2,77 - 0,79).     

Tabelle 46 Ergebnis Förderwert der Energiebesteuerung 2007-2016 

 
2007-2016 

in Mrd. EUR nominal 

2007-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR  

Summe 9,96 10,55 0,97 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde die entsprechende 

Rechnung für den Strombereich getrennt durchgeführt:  

 Soll-Aufkommen für Erdgas berechnet aus dem Primärenergieverbrauch, der im Bereich Stromerzeu-

gung aufgewendet wird (2007-2016: 8,5 Mrd. EUR real) 

 Abzüglich Erdgas-Anteil am Stromsteueraufkommen (2007-2016: 8,5 EUR real) 

Im Ergebnis ist der Netto-Förderwert mit -0,9 Mrd. EUR (7,6 – 8,5 Mrd. EUR) sogar negativ. Dies zeigt, dass 

die Belastung der Stromerzeugung aus Erdgas mit der Stromsteuer höher ist, als dies der Referenz-

steuersatz vorsieht – wie auch bei den erneuerbaren Energien.  
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B.2 Förderabgabe 

Kurzbeschreibung 

Gemäß §31 Abs. 2 S. 1 BBergG ist auf die Gewinnung von Bodenschätzen in Deutschland eine Förderabgabe 

von mindestens 10 % des Marktpreises zu entrichten. Signifikante Mengen Erdgas fördern derzeit nur die 

Bundesländer Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt. Während Sachsen-Anhalt keine För-

derabgabe auf Erdgas erhebt, was einem Subventionstatbestand entspricht, erheben die anderen beiden 

Länder Förderabgaben deutlich über 10 %, was eine negative Subvention darstellt. 

Quantifizierung 

Zur Bestimmung der Förderwirkung der Förderabgabe sind drei Größen maßgeblich: die Menge an geför-

dertem Erdgas, die Höhe der anzusetzenden Förderabgabe, der Marktpreis für Erdgas und das bereits er-

zielte Aufkommen aus der Förderabgabe. Um diese Einzelgrößen zu ermitteln, wurde wie folgt vorgegan-

gen: 

 Das Bundesberggesetz (BBerGG) sieht vor, dass für die Förderung bergfreier Bodenschätze eine För-

derabgabe in Höhe von 10 % des Marktpreises zu zahlen ist. Wir übernehmen den Satz, was eine ver-

gleichsweise vorsichtige Annahme ist. Länder, in denen Erdöl und Erdgas in großem Maße gefördert 

wird, erheben deutlich höhere Abgabesätze.  

 Als Bemessungsmaßstab für die Förderabgabe auf Erdgas gilt grundsätzlich der erzielte Preis des Ga-

ses abzüglich der Fortleitungskosten. Als Grundlage der Berechnung dient hier der Grenzübergangs-

preis für Erdgas laut Bundesamt für Ausfuhrkontrolle (BAFA). So lag der reale Grenzübergangspreis 

im Jahr 2016 bei rund 17 Ct/m³.  

 Die geförderten Erdgasmengen in Deutschland und das Aufkommen aus der Förderabgabe in den 

Bundesländern Niedersachsen und Schleswig-Holstein wurde den Angaben des Verband Erdöl- und 

Erdgasgewinnung e.V. (WEG) entnommen. 

Entsprechend dieser Annahmen ergibt sich der jährliche Förderwert des Erdgases nach folgender Berech-

nung:  

Geförderte Menge (m³) * Marktpreis (EUR/m³) * Förderabgabe (10%) – Tatsächliches Aufkommen aus der 

Förderabgabe (EUR) 

Beispielhafte Berechnung für das Jahr 2016 

7,9 Mrd. m³ * 0,17 EUR * 10% – 0,156 Mrd. EUR = – 0,02 Mrd. EUR 

Über den gesamten Zeitraum 2007 bis 2016 ergeben sich auf dieser Grundlage negative Subventionen in 

Höhe von rund 3,4 Mrd. EUR (real) für die Nutzung von etwa 120 Mrd. m³ Erdgas. Der negative Subventi-

onswert zeigt, dass die erhobene Förderabgabe in Summe recht genau dem zugrunde gelegten Soll-Wert 

von 10% des Marktpreises entspricht. 

Tabelle 47 Netto-Steuervergünstigung durch die Förderabgabe 2007-2016 

 
2007-2016  

in Mrd. EUR nominal 

2007-2016 

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR  

Summe -3,22 -3,43 -0,02 
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Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil der 

Stromerzeugung am Primärenergieverbrauch von Erdgas verwendet. Dem Bereich der Stromerzeugung 

können somit im Zeitraum 2007-2016 rund -0,6 Mrd. EUR real zugerechnet werden. 
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3.4.3 C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 

 

C.1 Förderwert des Emissionshandels 

Kurzbeschreibung 

Ein umweltökonomisch sinnvoll ausgestalteter Emissionshandel (u.a. mit angemessenem CAP und Verstei-

gerung der Emissionszertifikate) ist kein Förderinstrument, sondern ein Belastungsinstrument insbesondere 

für CO2-emissionsintensive Energieträger wie die Kohle. Der Emissionshandel wird hier nur insoweit als ein 

Förderinstrument berücksichtigt, als bestimmte Regelungen Begünstigungswirkungen entfalten. Konkret 

geht es um die unentgeltliche Erstzuteilung von Emissionszertifikaten (vor allem in der ersten und zweiten 

Handelsperiode). 

Die unentgeltliche Zuteilung von Zertifikaten hat einen wirtschaftlichen Vorteil zur Folge, der hier als 

Förderwert des Emissionshandels erfasst wird. In der ersten Handelsperiode 2005-2007 wurden die Emissi-

onszertifikate sowohl in Industrie als auch in Energiewirtschaft vollständig unentgeltlich zugeteilt, in der 

zweiten Handelsperiode 2008 bis 2012 wurden noch über 90% der Emissionszertifikate an die Energiewirt-

schaft unentgeltlich zugeteilt. In der dritten Handelsperiode ab 2013 gilt für die Energiewirtschaft eine 

volle Versteigerung, insoweit verringert sich der für die Vorperioden skizzierte Vorteil deutlich. Dieser 

beschränkt sich fortan auf den Bereich außerhalb der Stromerzeugung. 

Wahrscheinlich entsteht für einige Kraftwerke weiterhin ein geringer finanzieller Vorteil, weil der Strom-

preis steigt und die Erlöse höher sind. Kraftwerke mit CO2-Emissionen unterhalb der Emissionen des preis-

setzenden Grenzkraftwerks profitieren von der durch den Emissionshandel bedingten Strompreiserhöhung. 

Diesen Effekt können wir nicht fundiert quantifizieren und berücksichtigen ihn daher nicht. Es bleibt aber 

festzuhalten, dass die Quantifizierung der Vorteile des Emissionshandels bei Erdgas eine Unterschätzung 

darstellt. 

Quantifizierung 

Zur Quantifizierung der Förderwirkung des Emissionshandels wird die jährliche unentgeltliche Zu-

teilungsmenge an Erdgasfeuerungsanlagen mit dem tatsächlichen Marktpreis der Zertifikate bewertet.  

 Für den Zeitraum 2007-2012 mussten die kostenlosen Zuteilungen für Erdgasanlagen geschätzt wer-

den:  

– In der zweiten Handelsperiode 2008-2012 entsprach die kostenlose Zuteilungsmenge eines KWK-

Erdgaskraftwerks rund 92% der verifizierten Emissionen (nach Angaben der DEHSt (2011; 2008)). 

Dieser Anteil wurde für die gesamten im Emissionshandel erfassten Emissionen aus Erdgas zu-

grunde gelegt, woraus sich eine kostenlose Zuteilung in den Jahren 2008-2012 von jeweils rund 

55 Mio. Zertifikaten ergibt.  

– Für das Jahr 2007 wurde auf Grundlage von DEHSt-Angaben ein Erfüllungsfaktor von 0,97 ange-

nommen, daraus ergibt sich eine kostenlose Menge von 58 Mio. Zertifikaten. 

 Für das Jahr 2013 konnten persönliche Auskünfte der DEHSt zur kostenlosen Zuteilung nach Energie-

trägern (mit dem Hauptbrennstoff Erdgas) genutzt werden (rund 37 Mio. Zertifikate). Seit 2014 

schlüsselt der VET-Bericht der DEHSt die freie Zuteilung nach Hauptbrennstoffen und Branchen auf 

(DEHSt 2015). Da seit 2013 eine volle Versteigerung im Bereich der Stromerzeugung gilt, sind die 
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kostenlos zugeteilten Mengen ggü. den Vorjahren stark zurückgegangen.
 
Insoweit bewirkt die Zutei-

lung der Emissionszertifikate seit 2013 deutlich geringere Vorteile für Gaskraftwerke. 

 Die Zertifikatspreise entstammen folgenden Quellen: 

– Für 2007 wurde ein Schätzwert von 1 EUR angenommen. 

– 2008 und 2009 wurden Daten des BMU zugrunde gelegt (2009a; 2009b) 

– Für alle darauffolgenden Jahre wurde auf die periodischen Berichte der DEHSt zurückgegriffen 

(DEHSt 2014). 

 

Die Fördersumme, die sich für Erdgas aus den kostenlosen Zuteilungen der EU Emissionszertifikate ergibt, 

beläuft sich von 2007 bis 2016 auf insgesamt 5,3 Mrd. EUR real. 

 

Tabelle 48 Förderwert kostenlose Zuteilung im Emissionshandel 2007-2016 

 
2007-2016 

in Mrd. EUR nominal 

2007-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR  

Summe  4,98 5,29 0,21 

 

Es wird angenommen, dass bis zum Jahr 2012 rund die Hälfte der kostenlosen Zuteilungen auf den 

Stromsektor entfällt. Dies entspricht rund 2,2 Mrd. EUR real. Da seit der dritten Handelsperiode ab 2013 

eine volle Versteigerung in der Elektrizitätswirtschaft gilt, wird ab diesem Jahr kein Förderwert mehr für 

die Stromerzeugung kalkuliert. 
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3.5 Datenblätter erneuerbare Energien 

3.5.1 A. Finanzhilfen 

 

A.1 Forschungsausgaben des Bundes 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die Forschungsförderung im Bereich der erneuerbaren Energien durch die Bundesregie-

rung quantifiziert werden. Forschungsförderung in diesem Bereich findet schon seit den frühen siebziger 

Jahren als Folge der ersten Ölpreiskrise statt. Sie ist damit die älteste Form der Förderung der erneuerba-

ren Energien in Deutschland. Die Förderung fiel zunächst jedoch sehr gering aus und erreichte erst in den 

90er Jahren mit den konventionellen Energieträgern vergleichbare Größenordnungen (FÖS 2011). 

Quantifizierung 

Die internationale Energieagentur (IEA) stellt im Rahmen der online-Datenbank „R&D Statistics“ die je-

weils nationalen Ausgaben von 26 IEA-Mitgliedern für Forschung und Entwicklung im Energiebereich für 

den Zeitraum ab 1974 zur Verfügung, darunter auch Deutschland.
 18

 Unterschieden wird nicht nur nach 

übergeordneten Themenbereichen wie z.B. „erneuerbare Energien“
19

, sondern es ist auch eine weitere 

Aufschlüsselung nach Technologien verfügbar. In den IEA-Daten sind allerdings nur die Ausgaben im Rah-

men der Energieforschungsprogramme der Bundesregierung enthalten, die im Rahmen der Projektförde-

rung getätigt werden. Nicht enthalten sind somit die institutionelle Förderung der HGF (Helmholtz-

Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren) sowie bestimmte Programme einzelner Ministerien außerhalb 

des Energieforschungsprogramms. 

Wir verwenden die IEA-Daten bis zum Jahr 2005, und für neuere Jahrgänge wird auf andere Datenquellen 

zurückgegriffen: 

 2006-2008 Angaben von Fraunhofer ISI et al., die die Angaben in den Haushaltsplänen verschiedener 

Ministerien ausgewertet haben (ISI et al. 2011). 

 Ab dem Jahr 2009 werden die Angaben des Bundesberichts Forschung und Innovation des BMBF ver-

wendet, der seit der Ausgabe 2012 die Forschungsförderung getrennt für erneuerbare Energien aus-

weist (vorher war der Titel mit den Ausgaben für Effizienz zusammengefasst). 

 

Im Jahr 2016 beträgt die Fördersumme rund 244 Mio. EUR. Darin enthalten sind alle Ausgaben des Bundes, 

inklusive den Förderungen durch den Energie- und Klimafonds, sowie die institutionellen Förderungen 

(BMBF 2016). Im gesamten Zeitraum 1974 bis 2016 betragen die Forschungsausgaben 5,4 Mrd. EUR nominal 

bzw. 6,4 Mrd. EUR real. 

 

                                                 
18

  Erhältlich unter: http://www.iea.org/statistics/topics/rdd/ 
19

  „energy efficiency“, „fossil fuels“, „renewable energy sources“, „nuclear fission“, „nuclear fusion“, „hydrogen and fuel 
cells“, „other power and storage technologies“, vgl. IEA 2010 

http://www.iea.org/statistics/topics/rdd/
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Tabelle 49 Forschungsförderung der erneuerbaren Energien 1974-2016 

 1974-2016 in Mrd. EUR 

nominal 

1974-2016 in Mrd. EUR 

real 

2016 in Mrd. EUR  

Summe in Mrd. EUR 
5,44 6,41 0,24 

Anteil Stromerzeugung 

Der Anteil der Förderung, der der Stromerzeugung zuzuordnen ist, wird auf Basis der IEA Forschungsdaten 

berechnet. Dazu werden die Forschungsdaten ausgewertet und den einzelnen Technologiebereichen zuge-

ordnet. Photovoltaik, Windenergie, Meeresenergie und Wasserkraft wurden komplett der Stromerzeugung 

angerechnet. Für Technologien, die sowohl zur Strom-, als auch Wärmeerzeugung eingesetzt werden kön-

nen, wurde je die Hälfte der Gesamtfördersummen angerechnet.
 20

 Der Anteil der Förderung von Techno-

logien zur Stromerzeugung beträgt exemplarisch für das Jahr 2016 59 %. Die Fördersumme, die der Strom-

erzeugung zugerechnet wird beträgt damit 0,144 Mrd. EUR.  

Für den gesamten Zeitraum 1974-2016 beträgt der Anteil 3,5 Mrd. EUR nominal bzw. 4,4 Mrd. EUR real. 

  

                                                 
20

  Dies betrifft die Technologiegruppen Bioenergie (ohne Biokraftstoffe im Verkehrsbereich) und Geothermie. 
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A.2 Investive Förderprogramme von Bund und Ländern 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die Höhe der investiven Förderprogramme von Bund und Ländern, sowie die Forschungs-

förderung der erneuerbaren Energien durch die Länder, quantifiziert werden. Dazu werden die verschie-

denen Programme kurz skizziert und Methoden und Quellen für die Fördersummen erläutert. 

Quantifizierung 

Förderung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien 

Unter diesem Punkt wird u.a. das Marktanreizprogramm (MAP) erfasst, mit dem die Nutzung erneuerbarer 

Energien, insbesondere im Wärmebereich, seit 1994 gefördert wird. Mit dem Programm werden einerseits 

Zuschüsse zu Investitionskosten (BAFA-Programmteil) und andererseits zinsgünstige Darlehen und Tilgungs-

zuschüsse (KfW-Programmteil) finanziert (ISI et al. 2011).  

Die Fördersummen bis 2012 sind den regelmäßigen Subventionsberichten der Bundesregierung entnommen 

(u.a. BMF 2012; BMF 2013), ab 2013 werden die Mittel aus dem Bundeshaushalt (2013/2014: BMU Haushalt; 

ab 2014: BMWi Haushalt) und aus dem Energie- und Klimafonds (Wirtschaftsplan des BMWi (2016), Bundes-

tag 2016) addiert. Für 2016 ergibt das eine Fördersumme von 362,2 Mio. EUR.
21

 

Insgesamt betragen die staatlichen Förderungen 1994-2016 in diesem Bereich 4,1 Mrd. EUR nominal bzw. 

4,4 Mrd. EUR in Preisen 2016 (real). 

KfW Förderung der erneuerbaren Energien 

Die KfW vergibt seit einer Neustrukturierung 2009 im Programm „KfW Programm Erneuerbare Energien“ in 

den zwei Programmteilen „Standard“ und „Premium“ zinsgünstige Darlehen für Investitionen in erneuer-

bare Energien. Der Schwerpunkt des Programmteils „Premium“ ist hierbei hauptsächlich die Förderung von 

Einzelmaßnahmen im Rahmen des Marktanreizprogramms, während im Programmteil „Standard“ Darlehen 

für Photovoltaik- und Windenergie im Vordergrund stehen (FÖS 2011).  

Zuvor existierten folgende Darlehensprogramme:  

– ERP-Umwelt- und Energiesparprogramm 

– KfW-Umweltprogramm,  

– Solarstrom erzeugen (2005-2008) 

– KfW-Programm Erneuerbare Energien (Teil des MAP) 

– KfW-Programm Erneuerbare Energien, Ergänzung 2009 (im Rahmen des Konjunkturpakets I der 

Bundesregierung) 

 

                                                 
21

  Quellen : Bundeshaushalt 2014: Einzelplan 16, Titel 02 686 24 -651 und ab Haushalt 2015: Einzelplan 09, Titel 02 686 04 -651) 
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Auskunft über die Höhe der vergebenen Kredite gibt der KfW Förderreport (KfW 2016). Die tatsächliche 

Förderwirkung berechnet sich über den Zinsvorteil der günstigen Konditionen der KfW Darlehen unter An-

nahme einer Darlehenstilgung von 10% pro Jahr.
22

  

Für das Premiumprogramm wurde für 2016 ein Fördervolumen von 26,3 Mio. EUR berechnet und für das 

Standardprogramm ein Volumen in Höhe von 280,6 Mio. EUR. Zusätzlich addiert sich zum Programmteil 

„Standard“ die Ausfinanzierung der Programme, die 2009 in das Standardprogramm überführt wurden, was 

eine Gesamtfördersumme von rund 306,8 Mio. EUR ergibt.  

Für den gesamten Zeitraum zwischen 1990 und 2016 ergibt sich insgesamt eine Förderwirkung durch den 

Zinsvorteil in Höhe von 3,7 Mrd. EUR nominal und 3,9 Mrd. EUR real. 

100.000 Dächer Solarstrom 

Im Rahmen des Projekts 100.000 Dächer Solarstrom, das 1999 startete und 2003 nach Erreichen der Ziele 

ausgelaufen ist, fallen derzeit nur noch Kosten im Rahmen der Ausfinanzierungsphase an (FÖS 2011). Die 

bisher letzten Aufwendungen fielen 2013 in Höhe von 0,4 Mio. EUR an (BMF 2015). Die Gesamtsumme der 

jährlichen Ausgaben ist den Subventionsberichten der Bundesregierung zu entnehmen und beträgt in Prei-

sen 2016 0,23 Mrd. EUR. 

Exportförderung erneuerbarer Energien durch das BMWi 

Ziel der Exportförderung ist die internationale Verbreitung deutscher Technologien in den erneuerbaren 

Energien. Die Mittel werden vom BMWi bereitgestellt und finden sich (seit 2012 getrennt für erneuerbare 

Energien und Energieeffizienz) in den Haushaltsplänen des BMWi. Bis 2009 wurden die Daten einem Bericht 

der Bundesregierung (2010) entnommen. Zwischen 2011 und 2016 sind die Daten in den Haushaltsplänen 

des BMWi angegeben, wobei der Anteil der erneuerbaren Energien an der Exportförderung bis 2012 auf 70% 

geschätzt wird. Für das Jahr 2016 sieht der aktuelle Bundeshaushalt eine Fördersumme von 13,5 Mio. EUR 

vor (BMWi 2016). Insgesamt belaufen sich die Aufwendungen im Zeitraum 2003 bis 2016 auf 0,16 Mrd. EUR 

real. 

Beratungsförderung 

Im Rahmen des BMWi Haushaltstitels „Förderung der rationalen und sparsamen Energieverwendung“
 23

 

werden sowohl private Haushalte, als auch kleine und mittlere Unternehmen individuell beraten. Die Ge-

samtausgaben für die Beratungen können den regelmäßigen Subventionsberichten der Bundesregierung 

entnommen werden (BMF 2015). 

Nach Angaben des BMU und unter Berücksichtigung der Schätzungen von ISI et al. (2011) wird davon aus-

gegangen, dass etwa ein Viertel der Beratungen erneuerbare Energien betreffen. Die geschätzte Bera-

tungsförderung für das Jahr 2016 beträgt demnach rund 8 Mio. EUR. Im Zeitraum zwischen 1990 und 2016 

wurden insgesamt rund 63 Mio. EUR nominal und 70 Mio. EUR real für die Beratungsförderung aufgewendet.  

                                                 
22

  Ausführlicher zur Methodik siehe ISI et al. 2010, S. 186 und Staiß 2003, S. I-127 sowie FÖS 2011. 
23

  BMWi Haushalt: Titel 686 31 -629 und ab 2012 Titel 686 03 -649 
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Forschungsförderung der Bundesländer 

Neben den Bundesförderungen bieten auch die Länder verschiedene Förderprogramme für Investitionen 

oder Forschung an. Die Förderung der erneuerbaren Energien durch die Bundesländer zu erfassen war je-

doch bisher auf Grund der unzureichenden Datenlage nicht möglich. 

 Zwischen 1991 und 2001 wurden Daten von Staiß (2003) erfasst und darauf basierend für die Jahre 

2002 bis 2005 der vorsichtige Schätzwert von 100 Mio. EUR pro Jahr angesetzt. 

 Seit 2014 erfasst das BMWi die gesamte Forschungsförderung nicht-nuklearer Forschung durch Bund 

und Länder im „Bundesbericht Energieforschung“ (BMWi 2017). Für das Jahr 2006 wird zusätzlich die 

Forschungsförderung im Bericht „Förderung der nichtnuklearen Energieforschung durch die Bundes-

länder (2006)“ des Projektträgers Jülich (2008) ausgewertet. 

 Für die Förderung der Bundesländer außerhalb von Forschungsausgaben geben ISI et al. (2010) für 

das Jahr 2006 den Wert von rund 11 Mio. EUR an und seit 2007 einen Schätzwert i.H. von 

30 Mio. EUR jährlich, der mangels aktuellerer Angaben weiterhin verwendet wird. 

Daraus ergibt sich ein Förderwert für das Jahr 2016 i.H. von rund 161 Mio. EUR und für den Zeitraum zwi-

schen 1991 und 2016 ein Wert von 3,5 Mrd. EUR, was der realen Fördersumme von rund 4,2 Mrd. EUR ent-

spricht. 

Tabelle 50 Zusammenfassung der Ergebnisse investive Förderprogramme Bund und Länder 

Programm 
1974 bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

1974 bis 2016  

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

1. Förderung von Einzelmaßnahmen zur 

Nutzung  

erneuerbarer Energien (MAP) 

4,05 4,38 0,36 

2a. KfW Darlehensprogramme im Strombe-

reich 
3,37 3,62 0,31 

2b. KfW Darlehensprogramme im Wärmebe-

reich (MAP) 
0,28 0,30 0,03 

3. 100.000 Dächer Solarstromprogramm 0,20 0,23 0 

4. Exportförderung des BMWi 0,15 0,16 0,01 

5. Beratungsförderung (Anteil EE geschätzt) 0,06 0,07 0,01 

6. Förderprogramme der Bundesländer 3,45 4,17 0,16 

Summe 11,57 12,93 0,88 

 

Der Anteil der Gesamtfördersumme, der der Stromerzeugung zugeordnet werden kann, setzt sich aus fol-

genden Bestandteilen zusammen: 

 100.000 Dächer Solarstromprogramm 

 KfW Darlehensprogramm „Standard“ 

 Exportförderung BMWi und Fördersumme der Bundesländer gemäß Anteil der Stromproduktion am 

Primärenergieverbrauch (56,9 % in 2016) 

 

Die Förderung im Bereich Stromerzeugung für den Zeitraum 1990 bis 2016 beträgt real rund 5,2 Mrd. EUR, 

im Jahr 2016 rund 0,3 Mrd. EUR.  
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A.3 Anteil Deutschlands an der Förderung für erneuerbare Energien der EU 

Kurzbeschreibung 

Die EU unterstützt die Entwicklung der erneuerbaren Energien über verschiedene Programme. Forschungs-

vorhaben werden insbesondere aus den Budgets der Forschungsrahmenprogramme und ab 2014 aus Hori-

zont 2020 finanziert. Weitere Programme sind LIFE und das 2014 in Horizont 2020 aufgegangene Programm 

„Intelligente Energien Europa“ (IEE). Der größte Teil der Förderung stammt jedoch aus den Struktur- und 

Kohäsionsfonds, insbesondere dem „Europäischen Fonds für regionale Entwicklung“ (EFRE), dem Europäi-

schen Sozialfonds (ESF) und dem Kohäsionsfonds. Deutschland finanziert diese Ausgaben über den Anteil 

am EU-Budget mit, der im Jahr 2016 21 % betrug. 

Quantifizierung 

Horizont 2020: 

Die Daten zur EU-Forschungsförderung der erneuerbaren Energien entstammen den Forschungsrahmenpro-

grammen der EU. Eine Quantifizierung ist allerdings erst seit dem vierten Rahmenprogramm (Beginn 1994) 

möglich, da vorher lediglich nukleare und nicht-nukleare Energieforschung getrennt ausgewiesen wurde 

(FÖS 2011). Mit dem Ende des 7. Forschungsrahmenprogramms 2013 wurde das Nachfolgeprogramm „Hori-

zont 2020“ verabschiedet. Zwischen 2014 und 2020 sollen aus dem Gesamtbudget 77 Mrd. EUR
24

 Gesamt-

budget sollen 5,9 Mrd. EUR (oder 7,7%) in die Forschung und Entwicklung nicht-nuklearer Energietechnolo-

gien fließen (EU KOM 2013c). Wie viel davon in die Forschung erneuerbarer Energien fließt, konnte der 

Projektdatenbank des Horizon 2020 Programms entnommen werden (Europäische Kommission 2016c). Für 

die Erforschung erneuerbarer Energien sind demnach im Jahr 2016 insgesamt 284 Mio. EUR vorgesehen. Im 

gesamten Zeitraum zwischen 1994 und 2016 wurden insgesamt rund 2,7 Mrd. EUR nominal und 3 Mrd. EUR 

real aus den Forschungsrahmenprogrammen für die erneuerbaren Energien aufgewendet. 

IEE (ALTENER) 

Die Förderdaten für das Programm „Intelligente Energien Europa“ (IEE) und dem darin aufgegangen Pro-

gramm ALTENER werden für den Zeitraum von 1998 bis 2002 einer Studie des DIW (2007) entnommen. Von 

2003 bis 2006 dient als Datenquelle ein Bericht der Europäischen Kommission, der für diesen Zeitraum 

eine Förderung von 80 Mio. EUR ausweist (Wiesenthal et al. 2009). Bis 2012 wurden für das IEE Programm 

Implementation Reports veröffentlicht, denen die Fördersummen für diesen Zeitraum entstammen.  

Die Daten für 2013 können ausschließlich dem Arbeitsprogramm entnommen werden; ein aktueller Imple-

mentation Report existiert nicht. Demnach sollte die Förderung in 2013 20,34 Mio. EUR (EU KOM 2012) 

betragen. Als Säule des “Competitiveness and Innovation Framework Programme (CIP)” geht das IEE Pro-

gramm 2014 in Horizont 2020 über und wird nicht mehr als eigenständiges Programm laufen. Insgesamt 

wurden im Rahmen des Programms seit 1998 rund 285 Mio. EUR nominal und 324 Mio. EUR real aufgewen-

det. 

                                                 
24

  Summe ohne Euratom 
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LIFE 

Im Rahmen des LIFE Programms („L’Instrument Financier pour l’Environnement“) werden seit 1992 um-

weltpolitische Ziele und seit 1996 explizit die erneuerbaren Energien gefördert. Auf Grundlage der LIFE 

Projekt Datenbank werden die Förderungen seit 1997 auf insgesamt 38 Mio. EUR nominal bzw. 41 Mio. EUR 

real geschätzt.
25

 

Struktur- und Kohäsionsfonds 

Die Daten für die EU-Ausgaben für erneuerbare Energien im Rahmen der europäischen Regionalpolitik 

werden seit 1994 erfasst. 

 Von 1994 bis 1999 stammen die Daten von Froggatt (2004), der die Aufwendungen aus den Struktur- 

und Kohäsionsfonds für den genannten Zeitraum auf 300 Mio. EUR beziffert. 

 Zwischen 2000 und 2006 gibt eine Studie des EU Parlaments (2007) einen Förderwert in Höhe von 

rund 606 Mio. EUR an. 

 Für die Jahre 2007 bis 2013 gibt die EU Kommission (EU KOM 2009) eine Förderung der erneuerbaren 

Energien von insgesamt 4,8 Mrd. EUR an. 

 Gemäß des mehrjährigen Finanzrahmens 2014-2020, sollen rund 325 Mrd. EUR (in Preisen 2011) in 

den Bereich „Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt“ investiert werden, darin 

enthalten sind vor allem die Struktur- und Kohäsionsfonds, EFRE, ESF, ELER, EFF und der Kohäsions-

fonds (EU Rat 2013c). Die EU Kommission gibt an, dass insgesamt 5,8 Mrd. EUR in Projekte zum Aus-

bau erneuerbarer Energien fließen sollen im Rahmen der Entwicklung CO2-armer Wirtschaft (Europä-

ische Kommission 2015b). Daraus resultiert eine jährliche Förderung der erneuerbaren Energien von 

rund 829 Mio. EUR. Laut dem BMWi erhält Deutschland bis 2020 insgesamt 19,2 Mrd. EUR aus dem 

EFRE und dem ESF; thematische Schwerpunkte des Mitteleinsatzes sind unter anderem die Förde-

rung einer CO2-armen Wirtschaft, sowie Klima- und Umweltschutz (BMWi 2014c). 

Zusammenfassung 

Insgesamt werden erneuerbare Energien seit 1995 mit rund 11,7 Mrd. EUR von der EU gefördert, davon im 

Jahr 2016 rund 1,11 Mrd. EUR. An der Gesamtfördersumme zwischen 1995 und 2016 beträgt der deutsche 

Anteil 2,5 Mrd. EUR nominal bzw. 2,7 Mrd. EUR real.  

 

Tabelle 51 Ausgaben EU (Anteil Deutschland) 1994-2016 

Anteil Stromerzeugung Deutschland 

Der Anteil der Förderungen für die Stromerzeugung in Deutschland ist in Zusammenhang mit der EU Förde-

rung nur schwer zu ermitteln und kann auf Grund der aktuellen Datenlage nur geschätzt werden (siehe 

                                                 
25

  Zugänglich unter: http://ec.europa.eu/environment/life/project/Projects/index.cfm 

 1994 bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

1994 bis 2016  

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 2,48 2,71 0,24 

http://ec.europa.eu/environment/life/project/Projects/index.cfm
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Methodik in (FÖS 2011). Anhaltspunkte liefert die Projektdatenbank der Europäischen Kommission für die 

Forschungsförderung im Rahmen des LIFE- sowie des Horizont 2020-Programms. Für den Anteil der Strom-

erzeugung an der Förderung der erneuerbaren Energien im Rahmen der Struktur- und Kohäsionsfonds ori-

entieren wir uns wie zuvor bereits an der Datenbank „R&D Statistics“ der IEA, die Aufschluss über die an-

teilhafte Förderung der verschiedenen Technologien gibt.In den letzten 3 Jahren konnten durchschnittlich 

59 % der EU-Forschungsausgaben der Stromerzeugung angerechnet werden.  

Insgesamt schätzen wir den Anteil der Stromerzeugung auf 0,78 Mrd. EUR nominal und 0,85 Mrd. EUR real 

(im Jahr 2016: 140 Mio. EUR). 
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A.4 Beiträge zu internationalen Organisationen 

Kurzbeschreibung 

Im Folgenden soll die Höhe der Beiträge Deutschlands an internationale Organisationen quantifiziert wer-

den. Deutschland ist Mitglied in der Internationalen Agentur für erneuerbare Energien (International Re-

newable Energy Agency – IRENA), die 2009 in Bonn gegründet wurde und den Ausbau erneuerbarer Ener-

gien weltweit unterstützen soll. 

Quantifizierung 

Die Mitgliedsbeiträge an IRENA werden aus dem Bundeshaushalt finanziert und finden sich seit dem Haus-

haltsentwurf 2015 im Einzelplan des BMWi (Titel 687 03 -680). Vor der Übernahme des energiepolitischen 

Bereichs durch das BMWi wurden die Beiträge aus dem Haushalt des BMU finanziert. Seit 2009 wurden 

demnach 40,4 Mio. EUR nominal und 41,6 Mio. EUR real an Mitgliedsbeiträgen gezahlt. Im Jahr 2016 belau-

fen sich die Zahlungen auf 7,3 Mio. EUR (BMWi 2016). 

Tabelle 52 Beiträge Deutschlands an internationale Organisationen 2009-2016 

 2009 bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

2009 bis 2016  

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe  0,04 0,04 0,01 

 

Um den Anteil des Stromsektors an den gesamten Förderungen zu bestimmen, wurde der Anteil des Stroms 

am Primärenergieverbrauch aus erneuerbaren Quellen in Deutschland verwendet. Dieser beträgt für 2016 

56,9 %. Dem Bereich der Stromerzeugung können somit seit 2009 rund 22,8 Mio. EUR inflationsbereinigt 

zugerechnet werden. 
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A.5 Bürgschaften 

Kurzbeschreibung 

Bei Bürgschaften für erneuerbare Energien handelt es sich um staatliche Exportkreditgarantien, die deut-

sche Exportunternehmen gegen Zahlungsausfall der ausländischen Schuldner (und andere Risiken) absi-

chern. Die Euler Hermes AG, sowie die PricewaterhouseCoopers AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sind 

mit der Geschäftsführung der sogenannten Hermesdeckungen von der Bundesregierung beauftragt (Euler 

Hermes GmbH 2013). Auf Grund des Zinsvorteils, der durch die staatliche Beteiligung bzw. Garantie ent-

steht, sind Hermesdeckungen als Leistungen mit subventionsähnlicher Wirkung zu betrachten. 

Quantifizierung 

Im Zeitraum zwischen 2005 und 2016 wurden Exporte von Technologien im Bereich erneuerbarer Energien 

in Höhe von rund 8,1 Mrd. EUR nominal über Exportkreditgarantien abgesichert (Euler Hermes AG 2017). 

Dies entspricht etwa 8,5 Mrd. EUR real. 

Aufgrund der schwierigen Quantifizierung der Förderwirkung werden Exportkreditgarantien nicht in den 

Subventionsbericht der Bundesregierung aufgenommen. Es wird darauf verwiesen, dass zur Veranlagung 

der Förderwirkung nicht die gesamte Deckungssumme herangezogen werden kann, sondern lediglich der 

daraus resultierende Zinsvorteil und der erleichterte Zugang zu Krediten.
26

 Geht man davon aus, dass sich 

ein marktüblicher Kreditzins bei ca. 5 % bewegt und durch die Bürgschaften um ca. 2 % niedrigere Zinsen 

für die Projekte gewährt wurden, so lassen sich 2 % der Bürgschaften als Subventionswert der Exportkre-

ditgarantien ansetzen. 

Daraus ergibt sich für den gesamten Zeitraum eine nominale Förderwirkung von rund 0,163 Mrd. EUR und 

0,17 Mrd. EUR real. Im Jahr 2016 beläuft sich die Fördersumme auf 0,017 Mrd. EUR. 

Tabelle 53 Bürgschaften für Exporte der erneuerbaren Energien 2005-2016 

 
2009 bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

2009 bis 2016  

in Mrd. EUR real 

2016  

in Mrd. EUR 

Summe 0,16 0,17 0,02 

 

Da nach Angaben der Euler Hermes GmbH insbesondere Windkraftanlagen von den Exportkreditgarantien 

abgedeckt sind, wird die Exportförderung vollständig der Stromerzeugung angerechnet. 
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  vgl. 19. Subventionsbericht der Bundesregierung (2003), Seite 137 
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3.5.2 B. Steuervergünstigungen 

 

B.1 Steuervergünstigung Energiesteuer netto 

Kurzbeschreibung 

Die Energiebesteuerung in Deutschland ist nicht als systematischer Tarif ausgestaltetet, sondern ist ein 

historisch gewachsenes System von einzelnen Steuersätzen. Es findet keine konsistente Ausrichtung an-

hand der Kriterien Energie- und CO2-Gehalt statt. Um diese Ungleichbehandlung unterschiedlicher Ener-

gieträger abbilden zu können, sind einige methodische Überlegungen erforderlich (FÖS 2011, siehe auch 

Beschreibung auf Seite 80 – Datenblatt Atomenergie).  

Im Folgenden wird eine Methode vorgestellt, mit dem die staatliche Begünstigung von Energieträgern im 

Rahmen der Energiebesteuerung über den gesamten Zeitraum seit 1970 abgebildet werden kann. 

Quantifizierung 

Um Steuervergünstigungen umfassend identifizieren zu können, muss zunächst ein Leitbild für die Ener-

giebesteuerung definiert werden, um anschließend Abweichungen davon als Steuervergünstigung erfassen 

zu können. Als Leitbild (oder Benchmark) der Energiebesteuerung wird hier ein einheitlicher Tarif für alle 

Energieträger entsprechend ihres Energie- sowie CO2-Gehalts definiert; dabei fließen nach einem umwelt-

ökonomisch optimalen Tarifsystem der Energiegehalt sowie die CO2-Emissionen ein. Dieses Leitbild ent-

spricht den Vorschlägen der Europäischen Kommission zur Harmonisierung der Energiesteuern. Alle Abwei-

chungen von diesem Tarif werden als Steuervergünstigung definiert; dabei wird wie folgt vorgegangen: 

 Ermittlung des (hypothetischen) Soll-Aufkommens der nach umweltökonomischen Kriterien ausge-

stalteten Energiebesteuerung. Als Referenzsteuertarif wird grundsätzlich ein einheitlicher Tarif ent-

sprechend Energie- und CO2-Gehalt zugrunde gelegt.  

 Je nach Energieträger wird ein eigener Satz gemäß den spezifischen externen Kosten und Risiken 

festgelegt (siehe FÖS 2011). Wind- und Wasserkraft sollten mit 51 Prozent des durchschnittlichen 

Steuersatzes für leichtes Heizöl belastet werden; Photovoltaik mit 60 Prozent. Als durchschnittli-

cher Sollsteuersatz für erneuerbare Energien wird hier 55 Prozent angesetzt. 

 Das Soll-Aufkommen der erneuerbaren Energien wird dann durch Multiplikation des jeweiligen Refe-

renzsteuersatzes mit dem primärenergetischen Versorgungsbeitrag ermittelt. 

 Die Minder- bzw. Mehreinnahmen („Steuervergünstigungen“ bzw. „Steuermehrzahlungen“) werden 

definiert und ermittelt als Differenz zwischen Soll- und Ist-Aufkommen.  

 Als Ist-Aufkommen wird zum einen der im Zeitraum 1975-1996 erhobene Kohlepfennig und zum an-

deren die seit dem 1.4.1999 erhobene Stromsteuer berücksichtigt, obwohl beide Abgaben nicht pri-

märenergetisch erhoben werden. Dabei wird das Aufkommen von Kohlepfennig und Stromsteuer den 

Energieträgern anhand ihrer jeweiligen Anteile an der Stromerzeugung zugerechnet. 

Beispielhafte Berechnung für das Jahr 2016 

 Der Steuersatz auf leichtes Heizöl beträgt 6,14 Ct/l, das sind 1,69 EUR/GJ. Der durchschnittliche 

Sollsteuersatz für erneuerbare Energien sollte 55% davon betragen, also bei 0,92 EUR/GJ bzw. 0,33 

Ct/kWh liegen. Unter Zugrundelegung der tatsächlichen Versorgungsbeiträge von Strom und Wärme 
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aus erneuerbaren Energien kann das Sollaufkommen der Energiesteuer auf erneuerbare Energien 

ermittelt werden. Die Bruttostromerzeugung aus Erneuerbaren lag 2016 bei 188,3 TWh, die Wärme-

erzeugung bei 168,1 TWh. 

 Das Brutto-Soll-Steueraufkommen setzt sich zusammen aus der Energiesteuervergünstigung in Höhe 

von 0,59 Mrd. EUR in 2016 (Anteil Bruttostromerzeugung multipliziert mit gewichtetem Durch-

schnittssteuersatz in Höhe von 0,32 Ct/kWh für EE-Strom) und der Energiesteuervergünstigung im 

EE-Wärmebereich in Höhe von 0,56 Mrd. EUR. 

 Das für 2016 erwartete Aufkommen der Stromsteuer beträgt 6,53 Mrd. EUR. Auf die erneuerbaren 

Energien ist davon gemäß dem Anteil an der Stromerzeugung von 29,1 % ein Anteil von 1,9 Mrd. EUR 

zurechenbar. 

 Im Ergebnis ist für 2016 festzustellen, dass die erneuerbaren Energien nach dem hier verwendeten 

Leitbild bei der Stromsteuer um 1,3 Mrd. EUR zu hoch belastet werden und bei der Energiebesteue-

rung im Wärmebereich um 0,56 Mrd. EUR zu gering. In der Summe kann den erneuerbaren Energien 

in 2014 eine zu hohe Energiebesteuerung von 0,74 Mrd. Euro zugerechnet werden.    

 

Die Netto-Steuervergünstigung der erneuerbaren Energien beträgt damit -0,74 Mrd. EUR in 2016. Dies 

zeigt, dass die Belastung der erneuerbaren Energien mit der Stromsteuer höher ist, als dies der Referenz-

steuersatz vorsieht. Über den gesamten Zeitraum seit 1970 beträgt der Förderwert -3,3 Mrd. EUR (nomi-

nal) bzw. -5,1 Mrd. EUR (real). 

Tabelle 54 Ergebnis Förderwert der Energiebesteuerung 1970-2016 und im Jahr 2016 

 1970 bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

1970 bis 2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Summe  -3,28 -5,09 -0,74 

Anteil Stromerzeugung 

Für die Stromerzeugung wird die oben skizzierte Methode für den Einsatz erneuerbarer Energien separat 

im Bereich der Stromerzeugung angewendet. Der negative Förderwert ist dadurch noch höher, weil die 

Belastung mit der Stromsteuer noch stärker ins Gewicht fällt. Insgesamt beträgt der Förderwert im Zeit-

raum 1970-2016 minus 11,3 Mrd. EUR nominal bzw. minus 14,3 Mrd. EUR real. Im Jahr 2016 beträgt der 

Anteil der Stromerzeugung minus 1,3 Mrd. EUR. 
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3.5.3 C. Budgetunabhängige staatliche Regelungen 

C.1 Förderwert der Strompreiserhöhung durch den Emissionshandel 

Kurzbeschreibung 

Der seit 2005 EU-weit eingeführte Emissionshandel erfasst CO2-Emissionen aus Energiewirtschaft und In-

dustrie. Der Emissionshandel bewirkt eine Erhöhung der Großhandelsstrompreise, die bei den Energiever-

sorgern grundsätzlich zu höheren Einnahmen aus dem Stromverkauf führen. Für die am Emissionshandel 

teilnehmenden Anlagen werden Gewinnmitnahmen durch die seit 2008 geltende anteilige Versteigerung 

teilweise und ab 2013 verstärkt durch die in der Energiewirtschaft vorgesehene volle Versteigerung be-

grenzt. Es verbleiben – durchaus als klimapolitischer Lenkungseffekt – Vorteile für die Stromerzeugung aus 

Energieträgern, die zu geringeren CO2-Kosten als der Grenzanbieter anbieten können. Stromerzeugungsan-

lagen, die nicht am Emissionshandel teilnehmen – insbesondere Atomkraftwerke und erneuerbare-

Energien-Anlagen – profitieren in voller Höhe von den emissionshandelsbedingten Strompreiserhöhungen.  

Bei der Analyse der Begünstigungswirkung des Emissionshandels auf die Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energien muss zwischen EEG- und Nicht-EEG-Strom differenziert werden.  

 Nicht-EEG-Strom profitiert direkt von den höheren Börsenstrompreisen.  

 EEG-Strom
27

 profitiert nur indirekt über die EEG-Umlage: Ein hoher Preis der CO2-Zertifikate erhöht 

entsprechend den Börsenstrompreis. Dadurch fällt die EEG-Umlage vergleichsweise geringer aus. 

Der Emissionshandel senkt also die dem EEG zurechenbaren Förderwerte. D.h. ohne den strompreis-

erhöhenden Effekt des Emissionshandels wäre der Förderwert des EEG entsprechend höher. Auf die 

Vergütungssätze des EEG hat der Emissionshandel somit keine Auswirkungen, er mindert nur die Dif-

ferenzkosten zwischen EEG-Strom und Börsenstrompreis. 

Quantifizierung  

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen gehen wir davon aus, dass die gesamte Stromerzeugung aus 

erneuerbaren Energien von der emissionshandelsbedingten Strompreiserhöhung profitiert, weil die Diffe-

renzkosten des EEG dadurch niedriger sind. Wir berechnen den Förderwert, indem wir die gesamte Strom-

erzeugung aus erneuerbaren Energien mit der geschätzten emissionshandelsbedingten Preiserhöhung mul-

tiplizieren. Die Preiserhöhung hängt maßgeblich vom Preis der Emissionszertifikate (EUA) ab.  

Zur Abschätzung der Strompreiserhöhung durch den Emissionshandel gibt es verschiedene Studien:  

 DIW 2007 geht von einem Überwälzungseffekt in Höhe von 0,5 EUR/MWh (= 0,05 Ct/kWh) pro EUR/t 

CO2 aus.  

 Schwarz/Lang (2006) kommen für 2005 auf eine Überwälzung von 0,076 Ct/kWh pro EUR/t CO2.  

 Die durchschnittlichen CO2-Emissionen des deutschen Kraftwerksparks lassen eine Strompreiserhö-

hung von 0,063 Ct/kWh pro EUR/t CO2 erwarten. Allerdings kommt es für die Strompreisbildung 

nicht auf die durchschnittlichen CO2-Emissionen an, sondern auf die des jeweiligen Grenzkraftwerks 

an. 

 

                                                 
27

  Gemeint ist die feste Vergütung durch Einspeisetarife oder den Ausgleich durch Marktprämie. 
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Auf Basis dieser Informationen wird in der vorliegenden Studie eine Strompreiserhöhung von 0,07 Ct/kWh 

pro EUR/t CO2 zu Grunde gelegt. Die durchschnittlichen Zertifikatspreise in EUR/t CO2 können den Periodi-

schen Berichten der DEHSt entnommen werden. 

Beispielrechnung für 2016: Im Jahr 2016 lag der durchschnittliche Preis für Zertifikate bei 5,26 EUR/t CO2, 

woraus sich eine emissionshandelsbedingte Strompreiserhöhung von 0,4 Ct/kWh ergibt. Bei einer Stromer-

zeugung von rund 188,3 TWh entspricht dies einem Mehrerlös von rund 0,7 Mrd. EUR durch die Emissions-

handelsbedingte Strompreiserhöhung. 

Tabelle 55 Förderwert der Strompreiserhöhung durch den Emissionshandel 2005-2016 

 2005 bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

2005 bis 2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR nominal 

Summe  10,16 10,84 0,69 

 

Der Förderwert der emissionshandelsbedingten Mehrerlöse für die erneuerbaren Energien wird vollständig 

der Stromerzeugung zugerechnet. 
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C.2 Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien über das EEG bzw. das 
Stromeinspeisungsgesetz  

Kurzbeschreibung 

Gemeinsames Grundprinzip von Stromeinspeisungsgesetz (StrEG) und Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

ist die Verpflichtung der Netzbetreiber, Strom aus erneuerbaren Energien von den Erzeugern abzunehmen, 

vorrangig in das Stromnetz einzuspeisen und den Anlagenbetreibern hierfür gesetzlich festgelegte Min-

destvergütungen bzw. Marktprämien zu zahlen. Auch wenn es sich hierbei formal nicht um Subventionen 

handelt, da zu keiner Zeit der Bundeshaushalt belastet wird, besitzt die Regelung doch einen subventions-

ähnlichen Charakter. Im Sinne der hier angewandten breiten Definition von Energieförderungen sind StrEG 

und EEG als staatliche Förderinstrumente daher ebenfalls zu berücksichtigen (siehe Ausführungen in FÖS 

2011, Seite 66ff).  

Quantifizierung 

Als Förderwert beziffert werden die Differenzkosten von StrEG und EEG: 

 1991 bis 1999 wird der Förderwert aus der durchschnittlichen Vergütung des EE-Stroms (laut BMU 

Statistik – EE in Zahlen) abzüglich Marktwert des Stroms (laut VDEW) berechnet, siehe (FÖS 2011) .  

 Die Differenzkosten des EEG seit dem Jahr 2000 können den Zeitreihen aus der Publikation des BMWi 

„EEG in Zahlen“ entnommen werden (BMWi 2014d). 

 

Tabelle 56 Förderwert des StrEG und des EEG 1991-2016 

 
1991 bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

1991 bis 2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Summe  150,44 157,42 23,1 

 

Der Förderwert wird vollständig dem Bereich der Stromerzeugung zugerechnet. 
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C.3 Entschädigungen für abgeregelte EEG-Anlagen im Rahmen des 
Einspeisemanagements 

Kurzbeschreibung 

Der Atomausstieg und die vermehrte Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien verändern die Lastflüsse 

im Netz und führen dazu, dass Netzbetreiber häufiger mit sogenannten Engpassmanagement-Maßnahmen 

reagieren müssen, um Stromausfälle bzw. Netzüberlastungen zu vermeiden (Bundesnetzagentur 2017e). 

Dazu zählt u. a. das Einspeisemanagement. Das Einspeisemanagement dient dazu, die Stromeinspeisung 

aus erneuerbaren Energien- und KWK-Anlagen auf Verlangen des Netzbetreibers gegen Entschädigung ab-

zuregeln. Der Einspeisevorrang der genannten Erzeugungsarten kann nur dann unterbrochen werden, wenn 

die Netzkapazitäten nicht ausreichen, um den insgesamt erzeugten Strom abzutransportieren und damit 

die Überlastung des entsprechenden Netzabschnitts droht (§ 13 Abs. 2, 2a S. 3 EnWG i. V. m. §§ 11, siehe 

BNetzA 2014). Die Betreiber von Erneuerbare-Energie-Anlagen erhalten seit der EEG-Neufassung zum 

1.1.2009 mit der Härtefallregelung eine Entschädigung, die über die Netzentgelte in die Strompreise ein-

fließt und letztlich von den Stromverbrauchern bezahlt werden.  

Die Kosten des Einspeisemanagements sind im Zuge des kontinuierlich steigenden Anteils erneuerbarer 

Energien an der Stromerzeugung im Zeitraum 2009 bis 2015 von 6 Mio. EUR auf über 300 Mio. EUR pro Jahr 

gestiegen. Für 2016 ist jedoch ein deutlicher Rückgang der Kosten für Einspeisemanagement zu verzeich-

nen: Gegenüber 2015 gingen die Kosten von 478 Mio. EUR auf 373 Mio. EUR zurück (BNetzA/BKartA 2016). 

Als mögliche Gründe hierfür nennt der Netzbetreiber 50Hertz u.a. das schwächere Winddargebot des Jah-

res 2016, aber auch eigene Maßnahmen im Bereich Netzausbau (Inbetriebnahme Kuppelleitung und Pha-

senschiebertransformatoren), bei der Verlagerung von Lastflüssen und Engpassstellen und die Optimierung 

von Redispatch-Prozessen (50Hertz 2017). Auch Agora Energiewende (2017) sieht im Rahmen von „regiona-

len Smart Markets“ weitere Möglichkeiten, die Engpassmanagementkosten zukünftig zu senken bzw. vom 

Ausbau der Erneuerbaren zu entkoppeln.  

Die Kosten durch Einspeisemanagement werden über die Netzentgelte von den Netzbetreibern auf die 

Letztverbraucher gewälzt. Letztere führten im Jahr 2015 zu durchschnittlichen Kosten von etwa 6,26 EUR 

pro Letztverbraucher (Vorjahr: 1,65 EUR). In Regionen, die besonders von Einspeisemanagement betroffen 

sind, fallen diese höher aus. Zugleich werden die Letztverbraucher aber in ähnlichem Umfang durch eine 

geringere EEG-Umlage entlastet (Bundesnetzagentur/Bundeskartellamt 2016). Im Rahmen dieser Studie 

werden die Kosten des Einspeisemanagements den Erneuerbaren zugerechnet. Im Folgenden wird erläu-

tert, warum eine genauere Zurechnung nicht möglich ist und inwiefern dieser methodische Ansatz die 

Kosten der Erneuerbaren im Vergleich zu den Konventionellen eher über- als unterschätzt. Auch hier han-

delt es sich also um eine konservative Schätzung der staatlichen Förderungen für erneuerbare Energien. 

Exkurs: Erneuerbare nicht alleinige Ursache für Einspeisemanagement und Redispatch 

Die Bundesregierung hat sich mehrfach zur Dekarbonisierung des Stromsystems bekannt. Eine konkrete 

Folge dieser Zielvorgabe ist der Einspeisevorrang der Erneuerbaren im Rahmen des EEG. Vor diesem Hin-

tergrund ist es irreführend, die Erneuerbaren für die Kosten des Einspeisemanagments allein verantwort-

lich zu machen. Im Gegenteil sind der zu langsame Netzausbau und die inflexible fossile Restlast ebenfalls 

für einen Teil der anfallenden Kosten verantwortlich. Denn inflexible fossile Kraftwerke sind weitestge-

hend inkompatibel mit einem wachsenden System fluktuierender Erneuerbarer und blockieren zunehmend 

die Netze. So können konventionelle Kraftwerke heute z. B. der Abregelung entgehen, wenn sie Wärme-

Lieferverträge abgeschlossen haben, also als KWK-Kraftwerke laufen. Auch der sogenannte kostenopti-

mierte Betrieb der Anlagen kann dazu führen, dass selbst bei negativen Strompreisen, also dann wenn die 

Erneuerbaren gerade besonders viel Strom produzieren, die konventionellen Kraftwerke weiter ins Netz 
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einspeisen, weil es für sie günstiger ist, als den Kessel runter- und wieder hochzufahren (Deutscher Bun-

destag 2017).  

Eine ähnliche schwierige Zuordnung der Kosten des Einspeisemangements stellt sich auch beim Thema 

Redispatch dar. Unter Redispatch ist sowohl die Drosselung als auch die Erhöhung der Stromeinspeisung 

von Kraftwerken (vor bzw. hinter dem Netzengpass) zu verstehen. Kraftwerksbetreiber müssen für die 

entstehenden Kosten kompensiert werden (Bundesnetzagentur 2017f; Bundesnetzagentur 2017g). Es liegen 

zwar Zahlen über die Häufigkeit der Abregelung, die abgeregelte Strommenge und die Höhe der gezahlten 

Entschädigungen unterteilt nach Kraftwerken vor. Eine energieträgerscharfe Zurechnung ist allerdings aus 

den oben genannten Gründen problematisch. Denn dahinter steht die Frage, welche Faktoren im Einzelfall 

für die Abregelung verantwortlich sind. Würde der Vorrang der Erneuerbaren ernstgenommen, müsste ein 

Großteil der anfallenden Kosten den Konventionellen zugeschrieben werden. Im Falle der Redispatchkos-

ten ist eine energieträgerscharfe Kostenzurechnung gänzlich unmöglich, weil hier jeweils die Gründe für 

die vorgenommenen Maßnahmen einem Energieträger ursächlich zugeschreiben werden müssten. Obwohl 

die Zahlungen an konventionelle Kraftwerke geleistet werden, werden sie aufgrund der schwierigen Zu-

ordnung der Ursache und im Sinne einer konservativen Schätzung in dieser Studie nicht als staatliche För-

derungen angerechnet. 

Quantifizierung 

Die Daten zum Umfang und zum finanziellen Volumen der Abregelung sind in den jährlichen Monitoringbe-

richten der Bundesnetzagentur angegeben. Für 2016 sind Kosten in Höhe von 373 Mio. EUR angefallen 

(BNetzA/BKartA 2016). Im Zeitraum 2005 bis 2016 betragen die Entschädigungen 0,84 Mrd. EUR nominal 

und 0,85 Mrd. EUR real. 

 

Tabelle 57 Entschädigungen für abgeregelte EEG-Anlagen 2009-2016 

 
2009 bis 2016  

in Mrd. EUR nominal 

2009 bis 2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR 

Summe  0,84 0,85 0,31 

 

Der Förderwert der Entschädigungen wird vollständig der Stromerzeugung zugerechnet. 
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C.4 Regel- und Ausgleichsenergie 

Kurzbeschreibung 

Durch den fluktuierenden Charakter und die begrenzte Vorhersagbarkeit insbesondere der Windenergie 

und der Photovoltaik-Einspeisung entstehen Kosten für die Netzintegration der erneuerbaren Energien. Die 

Kosten entstehen im Wesentlichen für den Windprognosefehlerausgleich, für die Vorhaltung von Windre-

serve und bis Ende 2009 auch für die Banderstellung der fluktuierenden erneuerbaren Energien. Hier stellt 

sich die Frage nach der staatlichen Veranlassung dieser Kosten. Da es sich um Folgekosten der staatlich 

veranlassten Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien über das EEG handelt und da es 

dem methodischen Ansatz dieser Studie entspricht, im Zweifel die den erneuerbaren Energien zurechen-

baren Kosten eher zu über- als unterschätzen, berücksichtigen wir Kosten für Regel- und Ausgleichsenergie 

als Fördertatbestand. 

Seit 2010 sind die Kosten für Ausgleichs- und Regelenergie im EEG-Wälzungsmechanismus enthalten, daher 

wird hier die Summe für den Zeitraum 2007-2009 angegeben. 

Quantifizierung 

Die Kosten für Regel- und Ausgleichsenergie werden für die Jahre 2007 bis 2009 von ISI et al. (2010; 2013) 

auf Grundlage von Veröffentlichungen der Bundesnetzagentur geschätzt. 

Tabelle 58 Ausgleichs- und Regelenergiekosten im Strombereich durch Prognosefehler 2007-2009 

 
2007 bis 2009 

in Mrd. EUR nominal 

2007 bis 2009 

in Mrd. EUR real 

Summe  1,63 1,79 

 

Der Förderwert der Entschädigungen wird vollständig der Stromerzeugung zugerechnet. 
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C.5 Merit-Order-Effekt 

Kurzbeschreibung 

Für Strom aus EEG-Anlagen besteht eine Abnahmeverpflichtung für die Netzbetreiber. Daher wird EEG-

Strom vorrangig zur Deckung der Nachfrage eingesetzt. Da damit Strom aus teureren konventionellen 

Kraftwerken verdrängt wird, resultiert ein strompreissenkender Effekt, der hier als „negativer Förder-

wert“ berücksichtigt wird. Für das Für bzw. Wider der Berücksichtigung des Merit-Order-Effekts als staat-

lichen Fördertatbestand siehe FÖS 2011.  

Quantifizierung 

Der Merit-Order-Effekt ist wissenschaftlich anerkannt, für die eindeutige Bestimmung des Merit-Order-

Effekts gibt es jedoch keinen wissenschaftlichen Konsens. Es gibt unterschiedliche Schätzungen zum Merit-

Order-Effekt (für eine Übersicht siehe den 2. Monitoringbericht zum Energiekonzept, BMWi 2014). Wir 

beziehen uns auf die Arbeiten von ISI et al., deren Schätzung für einen längeren Zeitraum seit 2006 ver-

fügbar ist und einen mittleren Wert darstellt (Fraunhofer ISI 2013; ISI et al. 2014). Der Wert für 2016 wur-

de auf Basis des preissenkenden Effekts von 2014 (0,58 Ct/kWh) und dem Nettostromverbrauch auf rund -

3,1 Mrd. EUR geschätzt (Fraunhofer ISI et al. 2015). 

Tabelle 59 Merit-Order-Effekt 2006-2016 

 
2006-2016 

in Mrd. EUR nominal 

2006-2016 

in Mrd. EUR real 

2016 

in Mrd. EUR  

Summe  -39,46 -42,22 -3,08 

 

Der Merit-Order-Effekt wird vollständig der Stromerzeugung zugerechnet. 
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4 Vergleich der staatlichen Förderungen 1970-2016 im Strombereich  

Werte für Einzeljahre in Mrd. EUR und in Ct/kWh

 

Förde-

rungen 

Anteil 

Strom

Förderwert 

Steinkohle-

strom 

Förde-

rungen 

Anteil 

Strom*

Förderwert 

Braunkohle-

strom

Förde-

rungen 

Anteil 

Strom*

Förderwert 

Atomstrom

Förde-

rungen 

Anteil 

Strom

Förderwert 

Erdgas-

strom

Förde-

rungen 

Anteil 

Strom

Förderwert 

erneuerbarer 

Strom

in 

Mrd. € in ct/kWh

in 

Mrd. € in ct/kWh

in 

Mrd. € in ct/kWh

in 

Mrd. € in ct/kWh

in 

Mrd. € in ct/kWh

1970 1,24 1,28 0,33 0,54 4,65 77,08 0,01 0,07

1971 1,49 1,38 0,32 0,52 4,18 72,00 0,01 0,07

1972 1,64 1,55 0,34 0,50 3,94 43,15 0,01 0,07

1973 1,41 1,39 0,36 0,46 3,71 31,58 0,01 0,06

1974 1,62 1,67 0,37 0,44 2,15 17,69 0,01 0,07

1975 1,50 2,04 0,21 0,25 2,04 9,55 -0,01 -0,05

1976 2,32 2,48 0,01 0,01 1,81 7,47 -0,03 -0,22

1977 2,24 2,40 -0,10 -0,11 1,55 4,31 -0,07 -0,43

1978 2,53 2,50 0,22 0,24 2,46 6,86 -0,05 -0,28

1979 3,06 2,84 0,01 0,01 1,67 3,96 0,00 0,00

1980 3,10 2,75 0,19 0,21 2,28 5,22 0,05 0,25

1981 3,21 2,69 0,18 0,18 1,75 3,27 -0,01 -0,03

1982 3,50 2,87 0,19 0,20 2,24 3,52 0,07 0,34

1983 3,39 2,56 0,20 0,22 2,05 3,12 -0,01 -0,03

1984 2,92 2,19 0,23 0,24 2,20 2,37 0,01 0,08

1985 2,82 2,19 0,19 0,22 2,25 1,79 0,01 0,07

1986 3,60 2,65 0,13 0,15 1,93 1,61 -0,02 -0,11

1987 4,40 3,24 -0,04 -0,05 1,32 1,02 -0,07 -0,35

1988 3,99 3,05 -0,16 -0,19 1,36 0,94 -0,10 -0,47

1989 6,06 4,65 0,65 0,79 2,74 1,84 -0,06 -0,34

1990 6,16 4,37 1,92 1,12 3,13 2,05 -0,01 -0,05

1991 7,21 4,81 2,65 1,67 4,04 2,74 0,18 1,07

1992 6,79 4,78 2,33 1,51 4,18 2,63 0,21 1,09

1993 6,39 4,37 2,15 1,46 4,20 2,73 0,29 1,43

1994 6,42 4,44 1,90 1,30 4,12 2,72 0,27 1,20

1995 6,36 4,32 1,87 1,31 4,71 3,06 0,31 1,24

1996 8,34 5,46 2,58 1,79 6,03 3,73 0,56 2,15

1997 6,72 4,70 2,59 1,82 6,44 3,78 0,65 2,86

1998 7,97 5,20 2,48 1,78 6,61 4,09 0,79 3,15

1999 7,36 5,14 3,06 2,25 7,66 4,50 0,80 2,77

2000 6,10 4,26 2,75 1,85 6,34 3,74 0,40 1,12

2001 5,55 4,01 2,58 1,67 6,04 3,53 0,71 1,83

2002 4,85 3,61 2,35 1,49 5,70 3,46 0,89 1,97

2003 4,25 2,90 1,90 1,20 5,40 3,27 0,66 1,46

2004 3,71 2,63 1,89 1,19 5,46 3,27 1,07 1,89

2005 5,32 3,96 5,47 3,55 7,94 4,87 2,49 3,98

2006 5,22 3,78 5,20 3,44 8,11 4,85 3,14 4,39

2007 3,70 2,61 2,17 1,40 5,59 3,98 -0,04 -0,06 3,03 3,44

2008 4,86 3,90 4,06 2,69 8,35 5,61 0,65 0,73 4,91 5,26

2009 3,69 3,42 2,96 2,03 7,02 5,20 0,30 0,37 3,75 3,95

2010 3,56 3,04 3,09 2,12 7,49 5,33 0,35 0,39 8,29 7,94

2011 3,22 2,87 2,73 1,82 5,88 5,44 0,09 0,11 9,35 7,60

2012 2,76 2,37 2,31 1,44 5,39 5,42 -0,07 -0,09 11,80 8,29

2013 2,34 1,84 1,62 1,01 5,21 5,35 -0,14 -0,21 14,25 9,42

2014 2,28 1,92 1,59 1,02 5,41 5,57 -0,14 -0,22 16,56 10,26

2015 2,14 1,82 1,64 1,06 5,67 6,17 -0,08 -0,13 19,59 10,46

2016 2,22 2,02 1,71 1,14 5,52 6,50 -0,23 -0,29 20,32 10,79

1970-2016 191,52 3,25 73,39 1,27 205,94 4,05 0,69 0,04 125,03 5,50

* ohne DDR-Altlasten

ErneuerbareAtomenergieSteinkohle Braunkohle Erdgas
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5 Gesamtgesellschaftliche Kosten 2016 

Datentabelle zu Abbildung 6 Gesamtgesellschaftliche Kosten der Stromerzeugung im Jahr 2016 im Ver-

gleich 

 
Atomenergie 

     min            max 

Stein-

kohle 

Braun-

kohle 
Erdgas 

Wind 

onshore 

Wasser-

kraft 

Photo-

voltaik 

1. Verkaufspreis auf der 

ersten Handelsstufe 

Ct/kWh 

3,1 3,1 3,1 3,1 3,1 9,5 9,5 29,2 

2. Staatliche Förderun-

gen (A.+B.) Ct/kWh 
2,0 2,0 2,0 1,1 -0,3 -0,4 -0,4 -0,4 

3. nicht internalisierte 

externe Kosten Ct/kWh 
9,9 32,7 8,3 10,1 4,5 -0,1 -0,2 0,9 

Summe gesamt-
gesellschaftliche 

Kosten Ct/kWh 
15,1 37,8 13,4 14,3 7,3 9,0 8,9 29,7 

 


